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Personalsituation im Dezernat Soziales, Jugend und Versorgung 
 
Mit Stand vom 31.12.2019 (stichtagsbezogene Auswertung) waren im Dezernat für 
Soziales, Jugend und Versorgung 153 Personen beschäftigt. Weiter wurden 2019 
20 junge Menschen ausgebildet (Hochschule für öffentliche Verwaltung 5; Duale 
Hochschule Sozialpädagogik 6 (Bachelor of Arts Soziale Arbeit); 
Verwaltungsfachangestellte/Mittlerer Dienst 7; Fremdpraktikum 2). 14 Schülerinnen 
und Schülern wurde die Möglichkeit gegeben sich im Rahmen der Berufsorientierung 
mit den Arbeitsfeldern im Sozialdezernat vertraut zu machen.  
 
Beim Kreissozialamt waren 67 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auf 
58,55 Vollzeitstellen tätig. 8 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (6,75 Stellen) entfielen 
dabei auf das Jobcenter. Beim Jugend- und Versorgungsamt arbeiteten 69 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 60,97 Vollzeitstellen. Von den 10 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Bereich der Kooperation des Sozialen 
Entschädigungsrechtes arbeiteten 8 in Vollzeit und 2 in Teilzeit, wobei 2 
Personen(beide Vollzeit) dem Landkreis Rottweil zugeordnet sind.  
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1. Sachgebiet 1 
 
1.1 Tafelläden, Kleiderlager und Kleiderläden 
 
In Tafelläden können sozial schwache Menschen vollwertige Lebensmittel in der Re-
gel zu einem Drittel des regulären Ladenpreises einkaufen. Zum berechtigten Perso-
nenkreis gehören Empfänger von SGB II-Leistungen, von Leistungen der Grundsi-
cherung und laufender Hilfe zum Lebensunterhalt sowie Asylbewerber.  
 
Der Landkreis fördert die Tafelläden seit dem Jahr 2015 mit einem Zuschuss, wobei 
die Aufteilung des Zuschusses nach Grundkosten pro Tafelladen und anteilig nach 
der Einwohnerzahl je Einzugsgebiet erfolgt. Der Zuschuss für das Jahr 2019 belief 
sich auf 22.000 €. 
 
Seit dem Jahr 2016 fördert der Landkreis auch Kleiderlager und Kleiderläden mit ei-
nem Zuschuss, wobei die Aufteilung des Zuschusses ebenfalls nach Grundkosten 
pro Kleiderladen/-lager und anteilig nach der Einwohnerzahl je Einzugsgebiet erfolgt. 
Der Zuschuss im Jahr 2019 belief sich auf 11.000 €. 
 
1.2 Nachbearbeitung von BSHG-Akten, befristete Niederschlagungen 
 
Im Zuge der Verwaltungsstrukturreform zum 01.01.2005 wurde das Bundessozialhil-
fegesetz (BSHG) zum 31.12.2004 außer Kraft gesetzt und die Bestimmungen in das 
Sozialgesetzbuch übernommen. 
 
Die Altakten nach dem BSHG sind jedoch noch im Rahmen der Nachbearbeitung auf 
bestehende Ansprüche des Kreissozialamtes zu prüfen, offene Forderungen sind 
geltend zu machen und beizutreiben, die Akten müssen abgeschlossen sowie im 
Rahmen der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen abgelegt bzw. archiviert werden.  
Mittlerweile wurden alle Altakten BSHG gesichtet und es lagern derzeit noch, nach-
dem bereits Akten nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist vernichtet werden konnten, 
1.015 abgeschlossene BSHG-Akten und ca. 3.892-ALG II Akten zur Aufbewahrung 
und insgesamt 1.415 abgeschlossene Fälle (Buchstaben G und H) zur Archivierung. 
 
In der laufenden Bearbeitung sind die Fälle mit offenen Forderungen; diese werden 
kontinuierlich abgebaut.  
 
Im Rahmen der Nachbearbeitung werden außerdem die Fälle mit befristeten Nieder-
schlagungen aus allen Sachgebieten des Dezernates IV übernommen und beste-
hende offenen Forderungen von der Nachbearbeitungsstelle weiterverfolgt. 
 
Mitte 2012 wurden aus dem Sachgebiet ALG II aufgrund des Wechsels zum neu ge-
gründeten Jobcenter noch die abgeschlossenen Fälle mit Altforderungen des Kreis-
sozialamtes zur weiteren Bearbeitung an die Nachbearbeitung übergeben.  
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Zum Jahresende 2019 ergibt sich folgende Fallzusammensetzung: 
 
 BSHG ALG II SGB XII UHV WJH gesamt 
       
Offene Forde-
rungen in lfd. 
Bearbeitung 

240.000 € 57.030 € 62.570 € 311.775  € 11.790 € 683.165 € 

Offene Forde-
rungen in befr. 
Nieder-
schlagung 

31.640 € 19.065 € 0 € 143.703 € 5.758 € 200.166 € 

 
Gesamt 
 

271.640 € 76.095 € 62.570 € 455.478 € 17.548 € 883.331 € 

 
Im Jahr 2019 konnten durch Zahlungen und Beitreibungen insgesamt ca. 72.402 Eu-
ro Einnahmen erzielt werden. Der unbefristeten Niederschlagung wurden 54 Fälle mit 
insgesamt ca. 134.609 Euro zugeführt.  
 
1.3 Schuldnerberatung 
 
Zum 01.05.2007 wurde beim Landratsamt Rottweil die Schuldnerberatung wieder als 
spezialisierter Sonderdienst eingerichtet. Gesetzliche Grundlagen zur Aufgaben-
wahrnehmung der Schuldnerberatung sind § 16 Abs. 2 Nr. 2 SGB II und § 11 Abs. 5 
SGB XII. 
 
Das Angebot der Schuldnerberatung richtet sich grundsätzlich an die Bürger des ge-
samten Landkreises Rottweil, insbesondere an Empfänger von Sozialleistungen und 
einkommensschwache Personen. Selbständigen wird keine Beratung angeboten 
(Ausnahme: Kleingewerbetreibende).  
 
Ziele der Schuldnerberatung: 
 

• Die Schuldenprobleme sollen kontrolliert oder, wenn möglich, überwunden 
werden – gegebenenfalls mit Unterstützung und Vermittlung der Schuldnerbe-
ratungsstelle. 

 

• Die sozialen Folgeprobleme der Überschuldung sollen minimiert oder, wenn 
möglich, beseitigt werden, um eine Teilhabe des Schuldners und seiner Fami-
lienangehörigen am wirtschaftlichen, beruflichen, sozialen und kulturellen Le-
bensalltag zu ermöglichen. 

 

• Der Schuldner soll dazu befähigt werden, seine materielle und soziale Situation 
selbständig zu regeln. 

 
Eine erfolgreiche Schuldnerberatung setzt beim Hilfesuchenden die Bereitschaft vo-
raus, aktiv und zuverlässig mitzuarbeiten, Vereinbarungen mit der Schuldnerbera-
tungsstelle und den Gläubigern einzuhalten, die finanziellen Verhältnisse offen zu 
legen, sich mit dem eigenen Ausgabe- und Konsumverhalten auseinander zu setzen 
sowie keine neuen Schuldverpflichtungen einzugehen. 
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Statistik 
 
Das Angebot der Schuldnerberatung wird von den Bürgern des Landkreises weiter-
hin gut angenommen. Im Jahr 2019 wurden insgesamt 183 Ratsuchende erstmals 
beraten.  
 
 

 2017 2018 2019 

Erstberatung insgesamt 145 144 183 

 
Verstärkt wird von den Bürgern die Schuldnerberatung auch telefonisch oder online 
kontaktiert. Hier wurden 2019 insgesamt rund 200 Ratsuchende erstmals telefonisch 
oder online beraten. 
 

 2017 2018 2019 

Telefon- /Onlineberatungen 177 175 200 

 
Eine langfristige Beratung, in der die Korrespondenz und die Verhandlungen mit den 
Gläubigern über die Schuldnerberatung geführt werden, wurde im Jahr 2019 bei 131 
Personen aufgenommen.  
 
 2017 2018 2019 

Langfristige Beratung (Neufälle) 129 91 131 

 
Bei 130 Schuldnern wurde die langfristige Beratung im Jahr 2019 beendet. Dies re-
sultierte z.B. aus einer erfolgten Schuldenregulierung, Kontaktabbruch oder Verzug 
aus dem Zuständigkeitsbereich. 
 
 2017 2018 2019 

Beendigung der langfristigen 
Beratung 

123 115 130 

 
Zum 31.12.2019 als Stichtag wurden insgesamt 183 Personen bei der Schuldnerbe-
ratung langfristig betreut. 
 

 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 

Langfristige Beratung insgesamt 205 212 183 

 
Treuhandkonto 
 
Bei der Durchführung der Schuldenregulierung ist für bestimmte Schuldner das pfän-
dungsgeschützte Ansparen von Eigenmitteln erforderlich. Ebenso wird für die Ver-
waltung von bereitgestellten Mitteln von dritter Seite, wie z.B. Stiftungsmittel, Arbeit-
geber- oder Angehörigendarlehen, häufig ein Treuhandkonto vorausgesetzt. Aus 
diesen Gründen wurde im März 2008 ein Treuhandkonto eingerichtet. Das Konto 
trägt den Zusatz „Schuldnerberatungsstelle“. Es wird auf Guthabenbasis von der 
Kreissparkasse geführt. Für das Jahr 2019 sind hierfür Kosten in Höhe von 64,57 
EUR von der Kreissparkasse erhoben worden. Die personenbezogene Verwaltung 
erfolgt mittels PC-Programm. 
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Zur Durchführung der treuhänderischen Schuldenregulierung durch die Schuldnerbe-
ratungsstelle wird mit dem betreffenden Schuldner eine gesonderte Treuhandverein-
barung sowie ein gesonderter Abtretungs- und Ansparvertrag geschlossen. Neben 
den Einzahlungen des Schuldners werden ebenso die Spenden- oder Stiftungsmittel 
Dritter zur Schuldenregulierung auf das Treuhandkonto überwiesen. 
 
Im Jahr 2019 haben 24 Schuldner das Treuhandkonto für regelmäßige Ansparungen 
genutzt. 
 

 2017 2018 2019 

Nutzung Treuhandkonto 30 21 24 

 
Einnahmen 
 
Die hiesige Schuldnerberatung ist seit 01.07.2012 als Insolvenzberatungsstelle tätig 
und führt daher auch außergerichtliche Einigungsversuche im Rahmen der Insolven-
zordnung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO durch. In bestimmten Fällen (z. B. mehr als 
19 Gläubiger oder Vorhandensein von Grundbesitz) wird nach wie vor an einen 
Rechtsanwalt und wegen der Gewährung von Beratungshilfe an das zuständige 
Amtsgericht verwiesen. Für den Antrag auf Bewilligung von Beratungshilfe stellt die 
Schuldnerberatungsstelle eine Bescheinigung aus, dass der außergerichtliche Eini-
gungsversuch nicht durch die hiesige Schuldnerberatung durchgeführt werden kann.  
 
Im Abrechnungsjahr 2019 wurde in 90 Fällen ein außergerichtlicher Einigungsver-
such im Rahmen der InsO durchgeführt. Für diese konnte beim Regierungspräsidium 
Tübingen Aufwendungsersatz in Form von Fallpauschalen nach § 3 AGInsO geltend 
gemacht werden. 
 
Entschuldung durch Verbraucherinsolvenzverfahren oder außergerichtliche Verglei-
che: 
 
 2017 2018 2019 
Eingereichte InsO-Anträge 79 61 81 

 
 2017 2018 2019 
Außergerichtliche Vergleiche 34 23 9 

 
Der Aufwandsersatz und somit die Einnahmen im Jahr 2019 betrugen insg. 37.090 €. 
 
 2017 2018 2019 
Einnahmen Fallpauschalen 41.049 € 34.270 € 37.090 € 

 
Prävention 
 
Auch im Jahr 2019 wurden auf Nachfrage/Einladung Präventionsveranstaltungen 
zum Thema „Schulden/Schuldnerberatung“ durchgeführt z.B. bei verschiedenen be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit und bei ge-
meinnützigen Vereinen. Für das Jahr 2020 sind aufgrund der stets wachsenden 
Nachfrage weitere Veranstaltungen geplant. 
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1.4 Wohngeld 
 
Seit über 40 Jahren hilft das Wohngeld einkommensschwachen Mietern von Woh-
nungen und selbst nutzenden Eigentümern von Eigenheimen oder Eigentumswoh-
nungen, die angemessenen Wohnkosten zu tragen. Das Wohngeld wird als Miet- 
oder Lastenzuschuss geleistet. Die Kosten tragen Bund und Länder je zur Hälfte. 
Das Wohngeld ist abhängig vom Einkommen des Haushalts, von der monatlichen 
Miete bzw. Belastung und von der Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmit-
glieder. Das Wohngeld wird damit in jedem Einzelfall auf die individuelle Situation der 
Haushalte zugeschnitten. So erhöht sich das Wohngeld, wenn z.B. die Kinderzahl 
steigt oder wenn das Einkommen wegen Arbeitslosigkeit sinkt. Anderseits vermindert 
sich das Wohngeld aber auch, wenn z.B. Haushaltsmitglieder aus der Wohnung aus-
ziehen oder das Einkommen steigt.  
Auf Wohngeld besteht ein Rechtsanspruch. Die Einzelheiten über das Bestehen ei-
nes Wohngeldanspruchs regelt das Wohngeldgesetz (WoGG). 
 
 

 (einschl. Rottweil und Schramberg) 2017 2018 2019 

Anträge Mietzuschuss 1.591 1.518 1.510 

Anträge Lastenzuschuss 127 123 108 

Anträge insgesamt 1.718 1.641 1.618 

 
 

 

 
 

(einschl. Rottweil und Schramberg) 2017 2018 2019 

Ablehnungen Mietzuschuss 522 475 542 

Ablehnung Lastenzuschuss 39 46 38 

Ablehnungen insgesamt 561 521 580 
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Zahlungen 2017 2018 2019 

Mietzuschuss Stadt Rottweil, Stadt 
Schramberg, Landkreisverwaltung 

1.345.878 € 1.272.916 € *) 

Lastenzuschuss Stadt Rottweil, 
Stadt Schramberg, Landkreisverwal-
tung 

167.101 € 141.021 € *) 

Gesamt 1.512.979 € 1.413.937 € 1.282.262 € 
*) kann ab 2019 technisch bedingt nicht mehr getrennt ausgewertet werden 
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1.5 Bundesausbildungsförderungsgesetz 
 
Seit dem 01.08.2019 greift die BAföG- und AFBG-Reform mit einer Erhöhung der 
Bedarfssätze und einer Erhöhung der Einkommens- und Vermögensfreibeträge.  
 
1.5.1 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 
 
Nach dem AFBG besteht ein individueller Rechtsanspruch auf Förderung von berufli-
chen Aufstiegsfortbildungen (mit öffentlich-rechtlicher Prüfung). Zugangsvorausset-
zung ist eine abgeschlossene Berufsausbildung. 
 
Das sogenannte „Aufstiegs-BAföG“ unterstützt die Erweiterung und den Ausbau be-
ruflicher Qualifizierung, stärkt damit die Fortbildungsmotivation des Fachkräftenach-
wuchses und bietet über den Darlehensteilerlass hinaus für potentielle Existenzgrün-
der einen Anreiz, nach erfolgreichem Abschluss der Fortbildung den Schritt in die 
Selbständigkeit zu wagen und Arbeitsplätze zu schaffen. Die Förderung erfolgt als 
Zuschuss und als Darlehen (von der Kreditanstalt für Wiederaufbau in Bonn). 
 
Die Zahl der Anträge hat sich von 2018 auf 2019 minimal verringert. Die Leistungen 
nach dem AFBG werden zu 78% vom Bund und zu 22% vom Land getragen. 
 

AFBG 2017 2018 2019 

Anträge 504 477 465 
Vollzeitmaßnahmen 279 289 297 
Teilzeitmaßnahmen 225 188 168 
Ablehnungen 10 8 10 
Zuschüsse (in Euro)  1.042.087 1.067.459 1.049.279 
Darlehen (in Euro) 1.453.925 1.492.352 1.457.696 
    
Rückforderungen 
(in Euro) 

30 
26.425 

31 
23.458 

36 
33.249 

Kinderbetreuungszu-
schlag (in Euro) 

0 
1 

1.040 
1 

1.820 
 
1.5.2 Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 
 
Auf individuelle Ausbildungsförderung besteht für eine der Neigung, Eignung und 
Leistung entsprechende Ausbildung ein Rechtsanspruch, wenn dem Auszubildenden 
die für seinen Lebensunterhalt und seine Ausbildung erforderlichen Mittel anderweitig 
nicht zur Verfügung stehen. 
Das Amt für Ausbildungsförderung ist überwiegend für Schülerinnen und Schüler zu-
ständig, die ihre monatliche Förderung als Zuschuss erhalten. Betriebliche oder 
überbetriebliche Ausbildungen - sogenannte Ausbildungen im dualen System - kön-
nen nach dem BAföG nicht gefördert werden. 
 
Die Zahl der Anträge nach dem BAföG ist weiter gesunken, da bei Wahlmöglichkeit 
von BAföG oder AFBG die Tendenz weiterhin zum AFBG geht. Die Leistungen nach 
dem BAföG werden seit Januar 2015 ausschließlich vom Bund getragen.  
 
 
 
 



- 11 - 

BAföG 2017 2018 2019 
Anträge 298 277 207 
Zuschüsse (in Euro) 826.132 777.499 669.123 
Kinderbetreuungszuschlag 5 4 5 
Ablehnungen 89 70 47 
Datenabgleich 6 0 0 
Anhörungen 12 19 8 
Rückforderungen 
(in Euro) 

20 
20.667 

22 
22.274 

26 
30.154 

 
1.6 Bildungs- und Teilhabepaket: SGB XII; BKGG (Wohngeld/KiZ) und SGB II 
 
Das am 25.02.2011 von Bundestag und Bundesrat beschlossene Gesetz zur Ermitt-
lung von Regelbedarfen und zur Änderung des SGB II und SGB XII wurde am 
29.03.2011 im Bundesgesetzblatt verkündet. Die Regelungen zum Bildungs- und 
Teilhabepaket traten rückwirkend zum 01.01.2011 in Kraft.  
 
Zum 01.08.2019 sind durch das sog. „Starke-Familien-Gesetz“ zahlreiche Änderun-
gen der Leistungen für Bildung und Teilhabe in Kraft getreten. Neben Erhöhung der 
Pauschale für Schulbedarf und der Pauschale für Teilnahme an Kultur-, Sport- und 
Freizeitveranstaltungen, ist der Eigenanteil (1 €/Mittagessen) bei gemeinschaftlicher 
Mittagsverpflegung und der Eigenanteil (5 €/Monat) bei den Schülerbeförderungskos-
ten entfallen. 
 
Bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen werden neben dem Regelbedarf 
weitere Bedarfe für Bildung und Teilhabe am Sozialen Leben in der Gemeinschaft 
gesondert berücksichtigt. Von den Kreisen und kreisfreien Städten werden sechs 
verschiedene Leistungen erbracht: 
 
1. die tatsächlichen Aufwendungen von Schülern für Schulausflüge und mehrtägige 

Klassenfahrten, 
 

2. die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf in Höhe von insgesamt 150 € jähr-
lich pro Schüler, 
 

3. die erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen für die Schülerbeförderung, so-
weit sie nicht von Dritten übernommen werden und es der leistungsberechtigten 
Person nicht zugemutet werden kann, die Aufwendungen aus dem Regelbedarf 
zu bestreiten, 
 

4. eine schulische Angebote ergänzende angemessene Lernförderung, soweit diese 
geeignet und zusätzlich erforderlich ist, um die nach den schulrechtlichen Best-
immungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen, 
 

5. die entstehenden Mehraufwendungen bei der Teilnahme an einer gemeinschaftli-
chen Mittagsverpflegung für Schüler, soweit die Mittagsverpflegung in schulischer 
Verantwortung wahrgenommen wird, sowie für Kinder, die eine Tageseinrichtung 
besuchen oder für die Kindertagespflege geleistet wird, sowie  
 

6. monatlich 15 € bei Minderjährigen zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben 
in der Gemeinschaft für Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur 
und Geselligkeit, Unterricht in künstlerischen Fächern und vergleichbare angelei-
tete Aktivitäten der kulturellen Bildung und die Teilnahme an Freizeiten. 
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Die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf und die Aufwendungen für die Schü-
lerbeförderung werden durch Geldleistungen erbracht.  
Die übrigen Leistungen werden durch Sach- und Dienstleistungen insbesondere in 
Form von personalisierten Gutscheinen oder Direktzahlungen an Anbieter von Leis-
tungen zur Deckung dieser Bedarfe erbracht. Der Bundesgesetzgeber hat sich bei 
großem politischem Einvernehmen dazu entschlossen, ein Sachleistungspaket statt 
einer breit streuenden, finanziell gerade deshalb aber gering ausfallenden Regel-
satzerhöhung zu erbringen, um treffgenau bedürftige Kinder zu erreichen. Eine Re-
gelsatzerhöhung hätte für die individuell Bedürftigen nur Bruchteile des Betrags aus-
gemacht, der als Wert der Sachleistungen erbracht wird. 
 
Die Finanzierung der Leistungen ist eingebettet in die Beteiligung des Bundes nach § 
46 SGB II an den grundsätzlich von den Kommunen zu erbringenden Leistungen für 
Unterkunft und Heizung. 
 
Zur Abdeckung der Verwaltungskosten aus dem sogenannten Bildungspaket hat der 
Bund seine Beteiligungsquote an den Kosten der Unterkunft ab 2011 dauerhaft um 
1,2% erhöht, welche weiterhin besteht. 
Für Sachausgaben wurde die Beteiligung im Jahr 2019 mit 4,6 % festgesetzt (2018: 
4,3 %). Hier findet eine jährliche Revision statt, die dann zu Verrechnungen zwischen 
Bund und Landkreis führen kann. 
 
Im Landkreis Rottweil wurden Leistungen wie folgt gewährt: 
 
 2017 2018 2019 

Insgesamt 2.584 
(985 Zahlfälle) 

2.227 
(840 Zahlfälle) 

1.894 
(740 Zahlfälle) 

Mittagessen 375 334 298 
Schülerbeförderung 354 286 229 
Ausflüge/Klassenfahrten 302 219 168 
Soziale Teilhabe 228 201 164 
Lernförderung 8 14 17 
Schulbedarf 1.317 1.173 1.018 
 
 
2. Sachgebiet 2 
 
2.1 Hilfen zum Lebensunterhalt (HLU) nach dem SGB XII (Drittes Kapitel) 
 
Nach der Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe und der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem BSHG in das SGB II erfüllen nur noch wenige Personen die Vorausset-
zungen zum Bezug von Leistungen zur Hilfe zum Lebensunterhalt, da Personen mit 
Erreichen der Altersgrenze über 65 Jahren oder dauernd erwerbsunfähige Menschen 
einen besonderen Anspruch nach dem Vierten Kapitel SGB XII – Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung – haben.  
 
 
 
 2017 2018 2019 

Laufende Fälle    
- zum Jahresende 100 118 103 
- vom 01.01. – 31.12. 172 183 198 
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Personen    
- zum Jahresende 109 129 110 
- vom 01.01. – 31.12. 197 213 224 

 

 
2.2 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel) 
 
Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung wegen Alters haben diejenigen Perso-
nen, die die Altersgrenze des § 41 SGB XII erreicht haben. Personen, die vor dem 
01.01.1947 geboren sind, erreichen die Altersgrenze mit Vollendung des 65. Lebens-
jahres. Für Personen, die nach dem 31.12.1946 geboren sind, wird die Altersgrenze 
für jedes Jahr um einen bzw. zwei Monate angehoben. Leistungsberechtigt wegen 
einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung ist, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat 
und bei dem unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden 
kann.  
 
Das Vorliegen einer dauerhaften Erwerbsunfähigkeit wird durch den medizinischen 
Dienst des Rentenversicherungsträgers geprüft. Bei Personen, die in einer Werkstatt 
für behinderte Menschen beschäftigt sind, ist grundsätzlich von einer Erwerbsunfä-
higkeit auszugehen. 
 
Grundsicherungsleistungen in vollstationären Hilfefällen (Hilfe zur Pflege und Ein-
gliederungshilfe) wurden bis zum 31.12.2019 nicht beim Grundsicherungsamt son-
dern bei der Sachbearbeitung, die für die vollstationäre Hilfe zuständig ist, bearbeitet. 
 
Die Nettoaufwendungen der Grundsicherung werden seit dem Jahr 2014 in vollem 
Umfang vom Bund erstattet.  
 
2.2.1 Grundsicherung im Vergleich 
 
Fallzahlen Grundsicherung außerhalb von Einrichtungen 

 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 

Laufende Fälle  
Rottweil 

736 743 746 

Laufende Fälle 
Schramberg 

172 167 166 
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Jahresaufwand Grundsicherung im Landkreis Rottweil 
 
 2017 2018 2019 

Ausgaben insgesamt 7.479.069 € 7.381.288 € 7.914.083 € 

Abzgl. Erstattung Bund 7.001.293 € 7.213.169 € 7.367.755 € 

Abzgl. Sonst. Einnah-
men * 

   667.551 € 267.285 € 211.285 € 

Jahresaufwand gesamt  - 189.775 € - 99.166 € 335.043 € 

*(sonstige Einnahmen, wie Kostenbeiträge, Kostenerstattungen und Rückzahlungen) 

 
 
Widersprüche SGB XII 
 

 

 
Ablehnungen von Anträgen SGB XII 
 

Laufende Fälle  
Gesamt 

908 910 912 

 2017 2018 2019 

Widersprüche GSich. 10 3 4 

Widersprüche HLU 1 5 1 

Gesamt SGB XII 11 8 5 

 2017 2018 2019 

Ablehnungen GSich. 49 39 53 

Ablehnungen HLU 31 24 26 

Gesamt SGB XII 80 63 79 
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2.3 Hilfen in besonderen Lebenslagen/Bestattungskosten 
 
Erforderliche Bestattungskosten können gemäß § 74 SGB XII auf Antrag vom Sozi-
alhilfeträger übernommen werden, soweit es dem hierzu Verpflichteten nicht zuge-
mutet werden kann, die Kosten zu tragen. Örtlich zuständig für die Übernahme der 
Bestattungskosten ist der Sozialhilfeträger, der bis zum Tod des Hilfeempfängers 
Sozialhilfe gewährt hat oder subsidiär in dessen Bereich der Sterbeort liegt. 
 
Der Träger der Sozialhilfe hat in einem Todesfall die Kosten der Bestattung zu über-
nehmen, wenn und soweit der Nachlass und / oder die Leistungen, die aus Anlass 
des Todes erbracht werden, zur Bestreitung des Bestattungsaufwandes nicht ausrei-
chen und die Kostentragung für den Verpflichteten (dies sind i.d.R. die Erben) unzu-
mutbar ist.  
 
Grundsätzlich sind durch den Verpflichteten zur Bestreitung der Bestattungskosten 
vorrangig der Nachlass sowie Leistungen, die aus Anlass des Todes erbracht wer-
den (z.B. Sterbegeldversicherung, Schadensersatzansprüche), einzusetzen. 
Zu übernehmen sind die für eine einfache aber würdige Bestattung (Erd- oder Feu-
erbestattung) erforderlichen Kosten, hierzu gehören beispielsweise Aufwendungen 
für Waschen, Kleiden sowie Einsargen der Leiche, die Kosten der Träger und der 
Durchführung einer Trauerfeier sowie die Kosten eines Sarges und eines Grabkis-
sens, die Friedhofsgebühren und die anfallenden Kosten für die Todesbescheinigung 
und Leichenschau. 
 
Sind mehrere gleichrangig Kostenverpflichtete vorhanden (z.B. mehrere Kinder), so 
hat jeder Kostenverpflichtete den Sozialhilfeanspruch auf seinen Anteil an den Be-
stattungskosten selbst geltend zu machen. 
 
Die Bearbeitung der Fälle kann sehr aufwändig und langwierig sein, da vor allem die 
Ermittlung der Erben zeitintensiv ist. 
 
Im Jahr 2019 wurde in 25 Fällen eine Beihilfe für Bestattungskosten gewährt. In 14 
Fällen wurde eine Beihilfe abgelehnt.  
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2.4 Eingliederungshilfen für Menschen mit Behinderung 
 
2.4.1 Kinder und Jugendliche 
 
Die Förderung von Kindern bzw. Schülerinnen und Schülern mit Behinderung erfolgt 
 

• durch Integrationshilfen in Regelkindertageseinrichtungen (begleitende und 
pädagogische Hilfen), 

• durch Integrationshilfen in Regelschulen (Schulbegleiter), 
• in Schulkindergärten (teilstationär), 
• in Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ; teilstatio-

när), 
• im Sonder-BVJ (teilstationär oder vollstationär), 
• in Internaten (Sonderpädagogik, vollstationär), 
• in Pflegefamilien und 
• in Tagespflege 

 
2.4.2 Erwachsene Menschen 
 
Für erwachsene Menschen mit Behinderung sind folgende Hilfen vorgesehen:  
 
1. Tagesstrukturierende Maßnahmen  

• Hilfen im Arbeitsbereich der Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) 
• Hilfen im Förder- und Betreuungsbereich (FuB) 
• Tagesbetreuung für Senioren / Sonstige Tagesbetreuung 

 
2. Hilfen in ambulant betreuten Wohnformen 

• Ambulant Betreutes Wohnen für behinderte Menschen (BWB) 
• Begleitetes Wohnen in Familien für behinderte Menschen (BWF).  

 
3. Hilfen in Form von stationärem Wohnen 

• Diese Hilfen sind grundsätzlich mit einer Tagesstruktur (Werkstätte, Förder- 
und Betreuungsbereich, Seniorenbetreuung) gekoppelt.  

• Ausnahmen bilden u. a. die Therapeutischen Wohngruppen (TWG) und 
Wohngruppen, die zu Längerfristig Intensiv Betreutem Wohnen (LIBW) be-
stimmt sind. In diesen Wohngruppen bilden das Wohnen und die Tagesstruk-
tur eine Einheit.  

 
4. Leistungen in Form eines Persönlichen Budgets und sonstige ambulante Einglie-

derungshilfen 
 
2.4.3 Gesamtzahl der Empfänger von Eingliederungshilfe 
 

Laufende Fälle - Jahresvergleich 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 

Insgesamt 977 981 974 
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2.4.4 Zuschussbedarf Eingliederungshilfe 
 

Zuschussbedarf 2017 2018 2019 

Jahresaufwand  
ohne Zuschüsse an soziale 
Einrichtungen 

24.038.512 € 25.964.998 € 26.825.966 € 

Zuschüsse an soziale 
Einrichtungen 

122.122 € 147.228 € 130.642 € 

 
2.4.5 Hilfeplanung 
 
Nach § 144 SGB XII hat der Träger der Sozialhilfe einen Gesamtplan zur Durchfüh-
rung der einzelnen Leistungen der Eingliederungshilfe aufzustellen. 
 
Im Landkreis Rottweil erfolgt die aktive Gestaltung und Steuerung des Hilfeprozes-
ses für Menschen mit Behinderungen durch den Allgemeinen Sozialen Dienst des 
Jugend- und Versorgungsamtes in Zusammenarbeit mit dem Sachgebiet Eingliede-
rungshilfe des Kreissozialamtes bzw. dem Sozialamt der Großen Kreisstadt Schram-
berg.  
 
Grundsätzlich erfolgt die Gesamtplanung bei allen Neufällen des Ambulant Betreuten 
Wohnens (BWB), des Begleitenden Wohnens in Familien (BWF), bei SBBZ-Fällen 
mit stationärer Unterbringung, bei vollstationärer Eingliederungshilfe und im Falle des 
Persönlichen Budgets. 
 
2.5 Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
 
Nach § 67 SGB XII erhalten Personen, bei denen besondere Lebensverhältnisse mit 
sozialen Schwierigkeiten verbunden sind, Leistungen zur Überwindung dieser 
Schwierigkeiten, wenn sie aus eigener Kraft hierzu nicht in der Lage sind. 
 
Durch die Hilfegewährung sollen die Leistungsberechtigten dazu befähigt werden, 
die besonderen sozialen Schwierigkeiten zu überwinden. Die Hilfe ist als Hilfe zur 
Selbsthilfe ausgerichtet und soll sowohl die Teilnahme am Leben in der Gemein-
schaft als auch die Führung eines menschenwürdigen Lebens ermöglichen. 
 
Die Grundlage für die Hilfegewährung bildet ein Gesamtplan, in dem Ziel, Inhalt und 
Dauer der Leistung zwischen den Beteiligten vereinbart und fortgeschrieben wird. 
Die Vielschichtigkeit der Ursachen für die sozialen Schwierigkeiten (z. B. Behinde-
rung, Sucht, Arbeitslosigkeit), erfordert eine enge Kooperation mit weiteren Hilfesys-
temen (Eingliederungshilfe, Hilfe zur Pflege, Grundsicherung für Arbeitssuchende 
oder in Ausnahmefällen Jugendhilfe). 
 
Die Arbeiterwohlfahrt bietet seit 1969 Hilfen für wohnungslose Menschen im Land-
kreis Rottweil an. Dieses Hilfeangebot wurde über die Jahre differenziert und qualifi-
ziert. 
 
Zum Angebot der Arbeiterwohlfahrt gehören u. a. 
 

• die Tagesstätte/Wärmestube „Suppenstüble“, 
• die Ambulante Fachberatungsstelle in Rottweil, 
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• die stationäre Hilfe im Sozialen Zentrum Spittelmühle in Rottweil, 
• angegliederte arbeitstherapeutische Angebote (Schreinerei und Weberei), 
• das Betreute Wohnen und 
• die Anschluss-Betreuung an betreute Wohnformen. 

 
 
Fallzahlen (Stichtag)  31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 
Ambulante Hilfen 10 11 5 
Stationäre Hilfen 13 19 11 

 

 
2.6 Blindenhilfe 
 
Blindenhilfe wird zum Ausgleich der durch die Blindheit bedingten Mehraufwendun-
gen und Benachteiligungen gewährt. Die medizinischen Voraussetzungen für die 
Leistungen der Blindenhilfe sind ebenfalls erfüllt, wenn die Sehfähigkeit und/oder das 
Gesichtsfeld so stark eingeschränkt sind, dass die Beeinträchtigungen gleich der 
Blindheit zu bewerten sind. 
 
Während die Landesblindenhilfe unabhängig von der wirtschaftlichen Situation ge-
währt werden kann, handelt es sich bei der Blindenhilfe nach § 72 SGB XII um eine 
Sozialhilfeleistung, bei der die Einkommens- und Vermögensgrenzen der Hilfen in 
besonderen Lebenslagen gelten. 
 

Laufende Fälle - Jahresvergleich 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 

Landesblindenhilfe 115 121 119 

Blindenhilfe nach § 72 SGB XII 30 30 29 

Aufwendungen 2017 2018 2019 

Landesblindenhilfe 410.962 € 433.460 € 426.573 € 

Blindenhilfe nach § 72 SGB XII 83.350 € 89.325 € 93.982 € 

Gesamtaufwendungen 494.312 € 522.785 € 520.555 € 

 
2.7 Zuschüsse aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
 
Der von der Europäischen Union im Jahre 1957 gegründete Europäische Sozialfonds 
(ESF) gehört zu den Strukturfonds der Europäischen Union. Unter dem Motto „Chan-
cen fördern“ unterstützt der ESF in Baden-Württemberg die Entwicklung von Men-
schen und Unternehmen, damit sich diese den wandelnden Anforderungen auf dem 
Arbeitsmarkt stellen können. Gerade Menschen mit besonderen Nachteilen sollen 
gezielt erreicht werden, damit auch sie Chancen haben, eine Beschäftigung zu fin-
den. 
 

Fallzahlen (Verlauf)  
01 bis 

12/2017 
01 bis 

12/2018 
01 bis 

12/2019 

Ambulante Hilfen 16 15 19 

Stationäre Hilfen 36 41 32 
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Dem Landkreis Rottweil stehen in der Förderperiode 2014 bis 2020 insgesamt 1,26 
Mio. Euro zur Verfügung. Klare Ziele, Nachhaltigkeit und Verlässlichkeit sind die be-
stimmenden Elemente des Erfolgs in der Förderung benachteiligter Menschen. 
 
Folgende Projekte wurden im Jahr 2019 gefördert: 
 

BBQ Berufliche  
Bildung gGmbH 

AidA – Aktiv in den Arbeitsmarkt Rottweil 
2019-2020 

55.389,36 € 

PRO JOB gGmbH 
Jugendberufshilfe Plus an den beruflichen 
Schulen im Landkreis Rottweil 2018-2019 

68.448,85 € 

PRO JOB gGmbH Familie aktiv 2018-2019 169.095,43 € 

Insgesamt  292.933,64 € 

 
 
3. Sachgebiet 3 
 
3.1 Leistungen für Asylbewerber/innen und geduldete Personen 
 
Allgemeines 
 
Das Landratsamt Rottweil ist als Untere Aufnahmebehörde zuständig für die Leis-
tungsgewährung an Asylbewerber/innen während des Asylverfahrens oder an gedul-
dete Personen, denen eine Ausreise aus humanitären, persönlichen oder rechtlichen 
Gründen nicht zumutbar ist. Sie ist des Weiteren zuständig für die Unterbringung und 
Betreuung von Asylbewerber/innen in Gemeinschaftsunterkünften für die Dauer der 
Vorläufigen Unterbringung. 
 
Unterbringung von Asylbewerber/innen und geduldeten Personen 
 

Bis zum Jahr 1998 wurden Asylbewerber/innen direkt den Gemeinden nach einer 
Zuweisungsquote zugewiesen.  
 
Nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG), welches vom Land zum 01.04.1998 
erlassen worden ist, sind alle neu aufzunehmenden Personen für die Dauer des 
Asylverfahrens in Gemeinschaftsunterkünften unterzubringen, die von den Landkrei-
sen zu betreiben sind.  
 
Das FlüAG wurde zum 01.01.2014 geändert. Im Wesentlichen erfolgten dabei Neu-
regelungen bei der Kostenerstattungspauschale des Landes sowie bei der Zuteilung 
in die Vorläufige Unterbringung. Im Jahr 2019 ist die Zahl der Asylanträge im Ver-
gleich zum Vorjahr weiterhin deutlich gesunken. In 2019 wurden insgesamt 165.938 
Asylanträge gestellt, darunter 142.509 (Vorjahr: 161.931) Erst- und 23.429 (Vorjahr: 
23.922) Folgeanträge. Dies bedeutet einen Rückgang um 12,2 %. Die Haupther-
kunftsländer waren Syrien (39.270 Erstanträge), Irak (13.742 Erstanträge), Türkei 
(10.784 Erstanträge), Afghanistan (9.522 Erstanträge), Nigeria (9.070 Erstanträge), 
Iran (8.407 Erstanträge) (Quelle: Bundesamt für Migration, Asylgeschäftsstatistik für 
den Monat Dezember 2019). 
 
Im Jahr 2019 wurden in Baden-Württemberg insgesamt 14.990 (Vorjahr: 16.062) 
Asylanträge gestellt. Somit hat die Anzahl der gestellten Asylanträge leicht abge-
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nommen (Quelle: Bundesamt für Migration, Asylgeschäftsstatistik für den Monat De-
zember 2019, Statistik des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration 
Baden-Württemberg). 
 
Vom Landkreis Rottweil waren im Jahr 2019 insgesamt 148 Erst- und Folgeantrag-
steller aufzunehmen. Zum Jahresende 2019 befanden sich insgesamt 132 Personen 
in der Vorläufigen Unterbringung. Die untergebrachten Asylbewerber, sowohl in der 
Vorläufigen Unterbringung als auch in der Anschlussunterbringung, besitzen 35 ver-
schiedene Nationalitäten, waren staatenlos oder die Staatsangehörigkeit war unge-
klärt. Sie kommen im Wesentlichen aus dem Irak (184), Nigeria (106), Afghanistan 
(78), Gambia (50), Syrien (47), Indien (41), Iran (31), Pakistan (25) aber auch aus 
anderen Staaten Europas, Afrikas und Asiens.  
 
Die Zahl der Asylbewerber bzw. geduldeten Personen, die kommunal untergebracht 
waren, ist im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Es befanden sich 638 Personen in 
kommunaler Unterbringung (Anschlussunterbringung). 
 
Zudem waren zum 31.12.2019 insgesamt 105 Personen aus dem Sonderkontingent 
Nordirak im Landkreis Rottweil untergebracht. Es handelt sich hierbei um Frauen mit 
ihren Kindern. Im Verlauf des Jahres 2019 konnten insgesamt 85 Personen in priva-
ten Wohnraum vermittelt werden, so dass zum Stichtag 31.12.2019 lediglich noch 20 
Personen in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht waren. 
 
Sozialbetreuung von geflüchteten Personen in der Anschlussunterbringung 
 
Seit dem 01.01.2018 setzt der Landkreis im Auftrag von 11 Kreisgemeinden den 
Pakt für Integration um. Die hierfür eingesetzten und durch das Land Baden- Würt-
temberg geförderten Integrationsmanager/innen sollen die Kommunen dabei unter-
stützen, die vielen Geflüchteten, die in den Jahren 2015 und 2016 nach Deutschland 
kamen, in den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft zu integrieren.  
 
Rückkehrberatungsstelle 
 
Zum 01.01.2019 wurde durch den Landkreis Rottweil eine Rückkehrberatungsstelle 
für ausreisewillige Ausländer eingerichtet. Die Personal- und Sachausgaben werden 
im Umfang von 50% durch das Land Baden-Württemberg gefördert. Im Jahr 2019 
sind insgesamt 18 Personen durch die Unterstützung der Rückkehrberatungsstelle 
erfolgreich in ihr Heimatland zurückgekehrt. Die Herkunftsländer waren hierbei der 
Irak, Nordmazedonien, Georgien, China und Kambodscha.  
 
Kostenerstattung des Landes für Asylbewerber 
 
Seit der Novellierung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes zum 01.04.2004 wird den 
Landkreisen einmalig für jede übernommene Person eine Gesamtpauschale erstat-
tet, die vom Land 6 Monate nach der Zuweisung an die Landkreise ausbezahlt wird. 
Ab 01.07.2019 für den Zeitraum ab Januar 2019 betrug die Pauschale 14.610 
€/Person (bis 30.06.2019 für den Zeitraum bis Dezember 2018: 14.394 €). Der Land-
kreis ist ferner verpflichtet, sog. Kontingentflüchtlinge aufzunehmen. Die Pauschale 
des Landes beträgt für diese Personen seit dem 01.07.2019 für den Zeitraum ab Ja-
nuar 2019 4.870 € (bis 30.06.2019 für den Zeitraum bis Dezember 2018 4.798 €). 
 
Bei den Krankenhilfeaufwendungen besteht ein erhebliches Kostenrisiko, da in Ein-
zelfällen sehr hohe Aufwendungen erforderlich sein können. 
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Seit dem Jahr 2014 müssen die Verwendung der Landespauschalen gegenüber dem 
Land nachgewiesen und die Einnahmen und Ausgaben detailliert dargelegt werden. 
Diese Spitzabrechnung im Bereich der Vorläufigen Unterbringung hatte im Landkreis 
Rottweil zur Folge, dass im Jahr 2019 für das Jahr 2017 ein Betrag von 1.088.015,16 
Euro an das Land Baden-Württemberg zurück erstattet werden musste (80% der 
nach vorläufiger Prüfung des Landes für das Jahr 2017 zu erwartenden Rückerstat-
tung von 1.360.018,95 Euro ). Da die Prüfung für das Jahr 2017 noch nicht vollstän-
dig abgeschlossen wurde, ist mit einer Veränderung  diesbezüglich noch zu rechnen. 
Für das Jahr 2018 ergab sich erstmals die Konstellation, dass die vom Land erhalte-
nen Pauschalen nicht zur Deckung der Ausgaben des Landkreises Rottweil ausge-
reicht haben. Da die endgültige Abrechnung gegenüber dem Land für das Jahr 2018 
noch nicht stattfand, hat der Landkreis Rottweil im Jahr 2019 für das Jahr 2018 eine 
Vorgriffszahlung des Landes i.H.v. 1.866.740,76 € erhalten. Es ist ferner davon aus-
zugehen, dass im Jahr 2020 die nach aktuellem Stand noch offenen Restbeträge für 
das Jahr 2016 (526.145,86 €) und 2017 (272.003,79 €) an das Land beglichen wer-
den müssen. Des Weiteren ist zu erwarten, dass im Jahr 2020 die endgültige Ab-
rechnung des Jahres 2018 erfolgen wird. 
 
Unterbringungssituation in Gemeinschaftsunterkünften 
 
Neben der Unterbringung in der Gemeinschaftsunterkunft Untere Lehrstraße 1 in 
Rottweil waren Asylbewerber/innen zu Beginn des Jahres 2019 noch in nahezu allen 
Gemeinden und Städten des Landkreises untergebracht.  
 
Nachdem die Flüchtlingszugangszahlen seit dem Jahr 2017 rückläufig sind, fordert 
das Land, den Abbau der Gemeinschaftsunterkünfte zu forcieren und sichert die vol-
le Erstattung der Liegenschaftskosten nur zu, wenn im Jahr 2018 eine Auslastungs-
quote von 70 %, im Jahr 2019 von 75 % und im Jahr 2020 von 80 % mit Personen 
der Vorläufigen Unterbringung erreicht wird. Bestehende Mietverträge wurden des-
halb, dort wo dies möglich war, gekündigt. Außerdem wurden zahlreiche Mietverhält-
nisse nach entsprechenden Verhandlungen vorzeitig aufgelöst.  
 
Zum Stichtag 31.12.2019 befanden sich in den verbliebenen 11 Gemeinschaftsun-
terkünften im Landkreis insgesamt 201 Personen. Von den 201 Personen erfüllten 69 
Personen die Voraussetzungen der Anschlussunterbringung, 20 Personen gehörten 
dem Sonderkontingent „Nordirak“ an.  
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Finanzielle Situation 
 
Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 18.07.2012 wurden Asylbe-
werber/innen wesentlich höhere Leistungen zugesprochen. Während früher in den 
Gemeinschaftsunterkünften neben einem Taschengeld der Lebensunterhalt in Form 
von Sachleistungen gewährt wurde, werden seit April 2013 Sach- und Geldleistun-
gen erbracht.  
 

 Jahr 2017 Jahr 2018 Jahr 2019 
 

Leistungen an Asylbewer-
ber (einschließlich Kran-
kenhilfe), 
Betreuungskosten, 
Verwaltungskosten, Mieten, 
Bewirtschaftungskosten 
 

9.897.152 € 11.136.469 € 11.679.316 € 

 

Pauschalen vom Land und 
sonstige Einnahmen 
 

3.345.598 € 3.073.933 € 8.297.404 € 

 

Zuschussbedarf (-) 
Überschuss (+) 
 

- 6.551.554 € - 8.062.536 € - 3.381.912 € 

 
 2019 
Leistungen an Personen aus dem Sonder-
kontingent 

   875.630 € 

 
3.2 Leistungen für Spätaussiedler/innen 
 
Durchführung des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) 
 
Das Landratsamt ist als Untere Eingliederungsbehörde insbesondere zuständig für 
die vorübergehende Unterbringung und Betreuung von Spätaussiedlern/innen. 
Seit 1998 hat sich der Ausreiseprozess von Spätaussiedlern/innen aus den Nachfol-
gestaaten der ehemaligen Sowjetunion deutlich verlangsamt. Durch das Zuwande-
rungsgesetz, welches zum 01.01.2005 in Kraft getreten ist, wurden die Vorausset-
zungen für eine Einreise in das Bundesgebiet weiter verschärft. Dies führte dazu, 
dass der Zugang an Spätaussiedler/innen stark abgenommen hat. Während im Jahr 
2007 noch 5.792 Personen ins Bundesgebiet kamen, war der Zugang in den folgen-
den Jahren weiter rückläufig (Jahr 2008: 4.362, Jahr 2009: 3.360, Jahr 2010: 2.350: 
Jahr 2011: 2.148, Jahr 2012: 1.820 Personen, Jahr 2013: 2.427) 
 
Im Jahr 2014 ist die Zahl nach Angaben des RP Karlsruhe mit der 10. Änderung zum 
Bundesvertriebenengesetz und den damit verbundenen Zugangserleichterungen 
dann deutlich auf 5.649 angestiegen. Seither ist ein kontinuierlicher Anstieg zu ver-
zeichnen (2015: 6.118; 2016: 6.588; 2017: 7059; 2018:7126). 
 
Im Jahr 2019 sind 7.155 Spätaussiedler/innen in das Bundesgebiet eingereist. Hier-
von hat der Landkreis Rottweil 8 aufgenommen (Vorjahr: 25). 
 
Im Zeitraum von 1990 bis Ende 2019 hat der Landkreis insgesamt 8.989 Aussied-
ler/innen aufgenommen.  
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Verwaltung und Betrieb des Übergangswohnheimes für Spätaussiedler/innen 
 
In Rottweil wurde in der Unteren Lehrstraße 1 ein Übergangswohnheim eingerichtet, 
welches als erste Anlaufstelle für neu angekommene Aussiedler/innen gedient hat. 
Infolge der rückläufigen Zugänge wurde das Übergangswohnheim zunehmend zur 
Unterbringung von Asylbewerber/innen oder auch Kontingentflüchtlingen genutzt. 
Ankommende Aussiedler/innen werden mittlerweile auch in anderen Gebäuden der 
Flüchtlingsunterbringung untergebracht sofern dies notwendig ist. Da das Wohnort-
zuweisungsgesetz für die Aussiedler/innen weggefallen ist, bleiben diese nur eine 
relativ kurze Zeit in einem Übergangswohnheim. Zum 31.12.2019 waren 3 Aussied-
ler/innen untergebracht  
 
Änderung des Eingliederungsgesetzes (EglG) zum 01.04.2004 – Pauschalierung 
 
Das Land erstattete im Jahr 2019 den Stadt- und Landkreisen für die im Rahmen der 
vorläufigen Unterbringung entstehenden Ausgaben eine einmalige Pauschale in Hö-
he von 1.441 Euro für jede nach § 11 Abs. 2 EglG übernommene Person (Spätaus-
siedler/innen) und in Höhe von 720 Euro für jede nach § 11 Abs. 3 EglG übernom-
mene Person (nachträglich Einreise). 
 
In diesen Pauschalbeträgen sind die Anteile für die Liegenschaften, die Verwaltung, 
die soziale Betreuung und Sozialhilfeausgaben anteilig enthalten. Die von den Spät-
aussiedler/innen zu entrichtenden Gebühren für die Unterbringung in den Über-
gangswohnheimen stehen seit dem 01.04.2004 dem Landkreishaushalt zur Verfü-
gung. 
 
Integration von Spätaussiedlern/innen 
 
Erwerbsfähige Aussiedler/innen erhalten seit der Einführung des SGB II ab 
01.01.2005 - wie andere Empfänger auch - Arbeitslosengeld II.  
 
 
4. Sachgebiet 4 
 
4.1 Hilfen zur Pflege 
 
Zur Unterstützung pflegebedürftiger Menschen, die den notwendigen Pflegeaufwand 
nicht aus eigenen Mitteln sicherstellen können, ist Hilfe zur Pflege nach Kapitel Sie-
ben SGB XII zu gewähren. Da praktisch alle (vorrangigen) Leistungen der gesetzli-
chen Pflegeversicherung budgetiert sind, übernimmt die Sozialhilfe bei Vorliegen der 
sonstigen Voraussetzungen die nicht gedeckten Kosten der Hilfe zur Pflege. Hilfebe-
dürftige Menschen, die nicht auf die vorrangigen Leistungen nach dem SGB XI (Pfle-
geversicherung) verwiesen werden können, erhalten notwendige Hilfen der Pflege im 
Rahmen der Sozialhilfe. 
 
Die Entscheidung der Pflegekasse über das Ausmaß der Pflegebedürftigkeit nach 
dem SGB XI ist auch der Entscheidung im Rahmen der Hilfe zur Pflege nach dem 
SGB XII zu Grunde zu legen. 
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Es können folgende Hilfen zur Pflege gewährt werden: 
 
1. Ambulante Hilfe zur Pflege 

� Pflegegeld für häusliche Pflege 
� Häusliche Pflegehilfe in Form von körperbezogenen Pflegemaßnahmen, pfle-

gerischen Betreuungsmaßnahmen und Hilfen bei der Haushaltsführung als 
Pflegesachleistung 

� Verhinderungspflege 
� Pflegehilfsmittel 
� Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes 

 
2. Teilstationäre Hilfe zur Pflege 

• Tagespflege 
 
3. Stationäre Hilfe zur Pflege  

• Dauerpflege 
• Kurzzeitpflege (2019: 32 Fälle, 2018: 22 Fälle, 2017: 28 Fälle) 

 
Pflegebedürftige Menschen haben Anspruch auf Hilfe zur Pflege in vollstationären 
Einrichtungen, wenn es nach der Besonderheit des Einzelfalles erforderlich ist, ins-
besondere wenn ambulante oder teilstationäre Leistungen nicht zumutbar sind oder 
nicht ausreichen. 
 
Seit dem 01.01.2017 haben Menschen mit einer Einstufung unter Pflegegrad 2 nur 
eingeschränkt Anspruch auf Leistungen der Hilfe zur Pflege. Entsprechende Bedarfe 
wurden bisher z. B. als Hilfen zur Weiterführung des Haushalts gewährt (31.12.2019: 
9 Fälle, 31.12.2018: 14 Fälle; 31.12.2017: 21 Fälle). 
 

Fallzahlen (Stichtag) - Jahresvergleich 31.12.2017 31.12.2018 31.12.2019 

Ambulante Hilfe zur Pflege 
(mit Tagespflege) 

106 106 167 

Stationäre Hilfe zur Pflege 
(ohne Kurzzeitpflege) 

423 431 426 

Summe Fallzahlen 529 537 593 

 

Jahresvergleich Zuschussbedarf 2017 2018 2019 

Hilfe zur Pflege 5.545.804 € 6.264.693 € 6.379.742 € 

 
4.2 Pflegestützpunkt 
 
Personelle Ausstattung des Pflegestützpunkts 
 
Der Pflegestützpunkt ist seit 01.07.2019 mit 2,6 Vollzeitstellen besetzt. 
 
Aufgaben des Pflegestützpunkts 
 
Im Pflegestützpunkt erhalten Rat- und Hilfesuchende eine kostenlose, umfassende 
und unabhängige Auskunft und Beratung zu allen Fragen im Zusammenhang mit 
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Hilfe- und Pflegebedürftigkeit sowie individuelle Informationen zu allen wohnortnahen 
Hilfs-, Unterstützungs- und Pflegeangeboten. 
 
Die Aufgaben des Pflegestützpunktes reichen von Auskunft und Beratung einschließ-
lich der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI über Case Management bis hin zur Koor-
dinierung aller für die wohnortnahe Versorgung und Betreuung in Betracht kommen-
den Hilfs- und Unterstützungsangebote sowie der Netzwerkarbeit. 
 
Die Beratungen finden telefonisch, persönlich im Pflegestützpunkt und/oder aufsu-
chend in der Häuslichkeit statt. Für die Bewohner des Landkreises besteht außerdem 
die Möglichkeit, sich an den regelmäßig stattfindenden Sprechtagen in den Rathäu-
sern der Städte bzw. Gemeinden Deißlingen, Dornhan, Dunningen, Oberndorf, Schil-
tach, Schramberg und Sulz beraten zu lassen. Die Sprechtage werden in der Regel 
nach Voranmeldung einmal monatlich abgehalten, in Schramberg dagegen finden 
die Sprechtage regelmäßig zweimal im Monat statt. Auf Anfrage können auch Ein-
zelsprechtage angeboten werden. 
 
Die Arbeit in Zahlen 
 
Die nachfolgende Grafik zeigt eine Auswahl zu den im Pflegestützpunkt nachgefrag-
ten Themen im Jahr 2019 in absoluten Zahlen. 
 

 
 
Die Anzahl der Kontakte des Pflegestützpunkts und auch die Anfragen nach Vorträ-
gen haben 2019 deutlich zugenommen. Dies zeigt der unten aufgeführte Vergleich 
der Jahre 2017-2019. 
 
 
 

2017 2018 2019 

Kontakte: 3.796 3.263 3.726 
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Selbsthilfekoordinierungsstelle 
 
Eine weitere Aufgabe ist die Einbindung von Selbsthilfe und Ehrenamt in die Arbeit 
des Pflegestützpunktes sowie der Aufbau und Ausbau von Hilfenetzwerken. Der 
Pflegestützpunkt fungiert seit 2011 als Selbsthilfekoordinierungs- und -
unterstützungsstelle und ist in dieser Funktion Ansprechpartner für die Gruppen so-
wie für anfragende Bürger, organisiert regelmäßige Treffen der im Landkreis tätigen 
Selbsthilfegruppen, arbeitet im Arbeitskreis Selbsthilfenetzwerk Landkreis Rottweil 
mit und ist verantwortlich für die Erstellung und Pflege eines Selbsthilfegruppenweg-
weisers. Im Rahmen dieses Aufgabenfeldes organisiert der Pflegestützpunkt einmal 
jährlich eine Veranstaltung für die Öffentlichkeit mit Bezug zum Thema Selbsthilfe.  
2019 war der Pflegestützpunkt am Jubiläum der Selbsthilfegruppe Morbus Crohn / 
Colitis Ulcerosa beteiligt. 
 
Öffentlichkeitsarbeit 
 
Durch eine breite Öffentlichkeitsarbeit soll das Beratungsangebot des Pflegestütz-
punkts bekannt gemacht und Informationen zu wichtigen Pflege- und Betreuungsfra-
gen gegeben werden. 
 
Neben den zahlreichen Vorträgen und Schulungen war der Höhepunkt die im Herbst 
2019 durch das Sozialdezernat und hier schwerpunktmäßig durch den Pflegestütz-
punkt organisierte „Woche der Pflege“. In 4 Abendveranstaltungen in verschiedenen 
Städten und Gemeinden und einer Abschlussveranstaltung in der Klosterkirche 
Oberndorf wurde das Thema Pflege mit all seinen Facetten beleuchtet. Die Reso-
nanz war sehr gut. 
 
Finanzierung des Pflegestützpunkts 
 
Die Finanzierung des Pflegestützpunkts richtet sich nach dem Rahmenvertrag zur 
Arbeit und zur Finanzierung der Pflegestützpunkte nach § 7c Abs. 6 SGB XI in Ba-
den-Württemberg in Verbindung mit Anlage 3 zum Rahmenvertrag. Die Kosten, die 
zu jeweils einem Drittel von den Krankenkassen, Pflegekassen und dem Landkreis 
getragen werden, beliefen sich im Jahr 2019 auf 188.824,53 €. 
 
4.3 Hilfen zur Gesundheit 
 
Hilfen zur Gesundheit erhalten nicht-krankenversicherte bedürftige Menschen, denen 
die Möglichkeiten einer Krankenpflichtversicherung, einer Freiwilligen Krankenversi-
cherung oder einer Privaten Krankenversicherung aus verschiedenen Gründen nicht 
eröffnet sind und die deshalb auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen sind. Die 
Leistungen entsprechen grundsätzlich denjenigen, die Versicherte in der gesetzli-
chen Krankenversicherung beanspruchen können. 
 

Jahresvergleich Zuschussbedarf 2017 2018 2019 

Hilfen zur Gesundheit 518.738 € 778.723 € 602.236 € 

 
4.4 Beratungsstelle Alter & Technik 
 
Die zum 01.06.2017 eingerichtete Beratungsstelle Alter & Technik in Rottweil ist Teil 
des interkommunalen Beratungszentrums Alter & Technik der Landkreise Schwarz-
wald-Baar-Kreis, Rottweil und Tuttlingen. Hier können sich Bürgerinnen und Bürger 
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unabhängig und kostenlos zu allen Fragen rund um das Thema Wohnen im Alter 
beraten lassen. Interessierte erhalten dabei umfassende Informationen zu verschie-
denen Hilfsmitteln sowie zu Möglichkeiten der barrierefreien Wohnanpassung für ein 
selbstbestimmtes Leben in der gewohnten Umgebung. Die Beratungen können so-
wohl in persönlichen Gesprächen in der Beratungsstelle, in der Häuslichkeit oder in 
der Musterwohnung BEATE in Villingen-Schwenningen stattfinden. 
 
Kontakte und Beratungen in Zahlen 
 
Im Jahr 2019 konnten insgesamt 1.188 Kontakte zu interessierten Personen über 
unterschiedliche Zugangswege (Beratungen, Vorträge, Sprechstunden, Messeauftrit-
te und Führungen in der Musterwohnung) verzeichnet werden (2018: 822 Kontakte, 
2017: 480 Kontakte). Der überwiegende Teil der beratenen Klienten war 2019 im 
Alter zwischen 61 und 80 Jahren (etwa 65 %), etwa 8,5 % waren 60 Jahre und jün-
ger und etwa 26,5 % waren älter als 80 Jahre. Wichtigstes Beratungsthema 2019 
war das Thema Badumbau mit nahezu der Hälfte aller Beratungsgespräche. Etwa 
ein Viertel aller Beratungen beinhalteten auch Finanzierungsfragen. Weitere Bera-
tungen erfolgten zu verschiedensten Themen wie Mobilitätshilfen, technische Hilfen 
wie Ortungsgeräte, Treppensteighilfen, Notruf, Haustechnik, Alltagshilfsmittel, Seh- 
und Hörhilfen.  
 
Durch weitere Netzwerkarbeit und eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit sollen 
noch mehr Menschen über das Beratungsangebot informiert werden, etwa durch Be-
kanntmachungen in örtlichen Amtsblättern, Verbreitung von Informationsmaterialen 
und durch das Angebot von Vorträgen und Sprechstunden in den Städten und Ge-
meinden des Landkreises. 
 
Finanzierung der Beratungsstelle Alter & Technik 
 
Die Beratungsstelle Alter & Technik wird durch das Projekt „Innovationsprogramm 
Pflege“ des Ministeriums für Soziales und Integration Baden-Württemberg gefördert. 
Die Landkreise erhalten dabei anteilig die Personal- und Sachkosten der Beratungs-
stellen Alter & Technik erstattet. Im Jahr 2019 wurde die Restförderung in Höhe von 
78.803,00 € (Gesamtförderung 210.000 €) durch das Ministerium für Soziales und 
Integration für die Landkreise Schwarzwald-Baar-Heuberg, Tuttlingen und Rottweil 
bewilligt. Somit lag der Zuschussbedarf in den Jahren 2017 bis 2019 für den Land-
kreis Rottweil bei insgesamt 75.393,07 (2017: 23.275,59 €, 2018: 8.348,14 €, 2019: 
43.769,34 €).  
 
4.5 Altenhilfe und Seniorenarbeit 
 
Der Landkreis Rottweil hat mit dem Kreisseniorenplan unterstützende und fördernde 
Rahmenbedingungen geschaffen, um durch eine aktive Beteiligung von Senioren in 
den Kommunen seniorengerechte Rahmenbedingungen und Ziele umzusetzen. Älte-
re Menschen sollen in ihrer gewohnten Umgebung möglichst lange selbständig leben 
können und sich dort zuhause und damit wohl fühlen. 
 
Im Sommer 2012 wurde die Erarbeitung des Kreisseniorenplans beschlossen. Im 
November 2015 wurde der Kreisseniorenplan einstimmig durch den Kreistag verab-
schiedet. 
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Homepage Seniorenarbeit 
 
Aufbau und Betrieb der digitalen Informationsplattform Seniorenarbeit für den Be-
reich Seniorenarbeit, Altenhilfe und Pflege: Am 19.06.2018 ging die Homepage Se-
niorenarbeit online. 
 
Seniorenpolitisches Förderprogramm 
 
Das seniorenpolitische Förderprogramm zum lokalen Aufbau von Förder- und Unter-
stützungsstrukturen für eine seniorengerechte Kommunalentwicklung wurde zum 
01.08.2016 umgesetzt. 
 
Altenhilfefachberatung und Geschäftsstelle Kreisseniorenrat 
 
Die Altenhilfefachberatung ist planerisch zuständig für die ambulante und stationäre 
Altenhilfe. Die Arbeit orientiert sich an den Zielen des Kreisseniorenplans. 
 
Eine Aufgabe der Altenhilfefachberatung ist die Anerkennung und Begleitung nied-
rigschwelliger Betreuungsangebote und die Entwicklung neuer Versorgungsstruk-
turen. So erfolgen derzeit viele Anfragen nach Anerkennung haushaltsnaher Dienst-
leistungen. 
 
Eine weitere Aufgabe ist die Förderung ambulanter Dienste und des bürgerschaft-
lichen Engagements auf kommunaler Ebene. Derzeit ist eine Zunahme von För-
deranträgen bei den ambulanten Hilfen (ehrenamtlichen Nachbarschaftsangeboten) 
festzustellen. 
 
Des Weiteren ist hier die Geschäftsstelle des Kreisseniorenrats angesiedelt. 
 
 
5. Betreuungsbehörde 
 
Das Betreuungsrecht hat im Jahr 1992 das fast 100 Jahre alte Vormundschaftsrecht 
für Volljährige abgelöst. 
 
Das Betreuungsrecht stellt das Wohl der Betroffenen und die erforderlichen Hilfen, 
die sich an den Wünschen, Vorstellungen und Möglichkeiten des Betreuten orientie-
ren sollen, in den Mittelpunkt. Die Betreuung soll das Selbstbestimmungsrecht des 
Betreuten weiterhin berücksichtigen.  
 
Betreuung wird für Erwachsene bestellt, die aufgrund einer psychischen Krankheit 
oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung ihre Angelegenheiten 
ganz oder teilweise nicht mehr selbst besorgen können. 
Es besteht der Grundsatz der Erforderlichkeit und Notwendigkeit. 
 
Die Aufgaben der Betreuungsbehörde, welche beim Sozialamt angegliedert ist und 
im Kreis Rottweil mit 1,2 Mitarbeitern besetzt ist, sind im BGB und im Betreuungsbe-
hördengesetz (BtBG) gesetzlich vorgeschrieben. 
 
Aufgaben der Betreuungsbehörde im Einzelnen: 
 

• Hilfe und Unterstützung für Betreute 
• Beratung und Unterstützung von Betreuern 



- 29 - 

• Aus- und Fortbildung von Berufsbetreuern, Unterstützung bei Erstellung des 
Betreuungsplanes 

• Beratung und Zusammenarbeit mit Betreuungsvereinen 
• Beteiligung im Betreuungsverfahren durch Unterstützung der Vormund-

schaftsgerichte bei der Sachverhaltsermittlung, Auswahl und Vorschlag eines 
geeigneten Betreuers, Abklären der Möglichkeiten, eine Betreuung zu verhin-
dern und Vollzugshilfe für die Gerichte 

• Unterstützung des Betreuungsgerichtes oder des Betreuers bei zwangsweisen 
Unterbringungen oder bei einer Vorführung zur Untersuchung 

• Information über Vorsorgeangelegenheiten und öffentliche Beglaubigung von 
Betreuungsverfügungen, Vorsorgevollmachten und Patientenverfügungen 

• Führen von eigenen Betreuungen 
• Gewinnung von ehrenamtlichen Betreuern und Berufsbetreuern 
• Öffentlichkeitsarbeit 

 
Statistik 
 
In Deutschland werden mittlerweile über 1,3 Millionen Menschen betreut, in Baden-
Württemberg etwa 116.000 Personen. Derzeit werden im Landkreis Rottweil ca. 
2.300 Betreuungen geführt. Die meisten Betreuungen werden von ehrenamtlichen 
Betreuern, meist aus der Familie oder dem familiären Umfeld, geführt. Die anderen 
Betreuungen werden von Betreuungsvereinen, Berufsbetreuern oder der Betreu-
ungsbehörde übernommen.  
Den Hauptanteil der betreuten Menschen stellen Personen im Alter von über 60 Jah-
ren. 
 
Betreuungsstatistik im Landkreis Rottweil 
 
 2017 2018 2019 

Laufende Betreuungen 2.310 2.306 2.309 

Verfahrenspflegschaften 61 45 36 

Verfahrensermittlungen 345 336 341 

 
 
6. Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II 
 
6.1 Entwicklung des Arbeitsmarktes 
 
Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat weiter zugenommen. Im 
Kreis Rottweil stieg die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung gegenüber Juni 
2018 um 715 oder 1,3% auf 57.980.  
 
Ein Teil des Beschäftigungsaufbaus insbesondere im Helferbereich wird über die di-
rekte Zuwanderung in Arbeit aus EU-Ländern sowie durch die stille Reserve gene-
riert. 
 
Arbeitslos gemeldete Personen konnten von diesem Beschäftigungszuwachs zwar 
auch profitieren, jedoch nicht in gleichem Maße.  
Schon seit einiger Zeit ist sichtbar, dass trotz immer noch guter 
Arbeitsmarkentwicklung insbesondere gering qualifizierte, langzeitarbeitslose, ältere 
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und behinderte Personen sowie Menschen mit Migrationshintergrund 
Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt haben. 
Auch ein zunehmender Bedarf an Fachkräften führt zu sich verschlechternden 
Arbeitsmarktchancen für diese Personengruppen. 
 
Im Dezember lag der Bestand an gemeldeten Arbeitsstellen bei 1.549; gegenüber 
dem Vorjahresmonat waren dies 337 weniger. 
 
6.2 Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
 
Zu Beginn des Kalenderjahres 2019 waren 795 Personen beim Jobcenter arbeitslos 
gemeldet; im Berichtsmonat Dezember 2019 waren es 699 Personen. 
Zum Jahresende waren rund 30 % älter als 50 Jahre, 34% langzeitarbeitslos und 
rund 41% Personen waren Ausländer. 
Unter die Personengruppe Ausländer fallen die Flüchtlinge aus den Ländern Syrien, 
Afghanistan, Iran, Irak, Eritrea, Nigeria, Somalia und Pakistan.  
 
6.3 Ausbildungsmarkt des Landkreises Rottweil 
 
Im Beratungsjahr 2018/2019 waren es im Kreis Rottweil 916 Jugendliche, die mit 
Unterstützung der Berufsberatung eine Stelle suchten. Betriebe und Verwaltungen 
haben insgesamt 1.370 Ausbildungsstellen gemeldet. Hier zeigt sich aufgrund des 
sich abzeichnenden Fachkräftemangels, dass auch weiterhin mit einer hohen 
Ausbildungsbereitschaft zu rechnen ist. 
 
Die Schere zwischen Angebot und Nachfrage in einigen Berufsbereichen, wie z.B. 
bei den Berufen im Handwerk, öffnet sich weiter.  
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6.4 Entwicklung der SGB II - Quote 
 
Baden-Württemberg im Vergleich zu Rottweil 
 

 
 

Die SGB II-Quote zeigt an, wie stark die jeweils betrachtete Bevölkerungsgruppe im Alter von 0 bis zur 
Regelaltersgrenze von Hilfebedürftigkeit betroffen ist. 
 

Definition: Anteil der Leistungsberechtigten (LB) nach dem SGB II an der Bevölkerung von 0 bis zur 
Regelaltersgrenze 

 
6.5 Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften 
 
Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften lag im Januar 2019 bei 1.668. Im Dezember 
2019 lag sie bei einer Anzahl von 1.542. In den Bedarfsgemeinschaften leben im 
Dezember 3.380 Personen. Darunter sind 2.077 erwerbsfähige Leistungsberechtigte. 
699 Personen waren im statistischen Sinne arbeitslos. 
Nicht alle erwerbsfähigen Leistungsberechtigten sind statistisch als arbeitslos zu 
zählen; wichtige Beispiele dafür sind: 
 
• Kunden, die keine Arbeit aufnehmen können, da sie kleine Kinder erziehen oder 

Angehörige pflegen 
• Arbeitslose, die arbeitsunfähig krank sind 
• Schüler ab dem 15. Lebensjahr 
• Personen, die mindestens 15 Wochenstunden arbeiten, aber wegen zu 

geringem Einkommen hilfebedürftig sind 
• Kunden in Maßnahmen 
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Jahr 2017 2018 2019 

Bedarfsgemeinschaften 
Jahresdurchschnittswerte  

1.923 1.683 1.606 

 
6.6 Bereich Flucht und Asyl 
 
Mit der Anerkennung als Asylberechtige können Flüchtlinge eine Arbeit auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt aufnehmen. Soweit dies zunächst nicht möglich ist, haben 
sie in der Regel einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II. Die Gewährung 
dieser Leistungen erfolgt durch das Jobcenter. Sie erhalten alle nach dem SGB II 
vorgesehenen Leistungen, insbesondere auch das Arbeitslosengeld II, Kosten für 
Unterkunft und Heizung sowie Beratungs-, Vermittlungs- und Eingliederungs-
leistungen. Vor allem können die Zuweisung in die Integrationskurse des BAMF, 
Feststellungsmaßnahmen der beruflichen Eignung, Qualifizierungsangebote sowie 
weitere für Flüchtlinge geeignete Maßnahmen erfolgen. 
Im Jahresdurchschnittswert 2019 wurden 637 erwerbsfähige Leistungsberechtigte, 
die dem Bereich Flucht/Asyl zugeordnet werden, durch das Jobcenter betreut. Damit 
beträgt der Anteil erwerbsfähiger Leistungsberechtigter Flucht und Asyl im Jobcenter 
29% an allen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten. 
Diese Personengruppe wird innerhalb des Jobcenters in jeder Geschäftsstelle durch 
jeweils eine Integrationsfachkraft betreut, um das erforderliche Wissen zu bündeln 
und eine feste Kommunikationsstruktur für alle Partner zu gewährleisten. 
 
6.7 Kennzahlen nach § 48a SGB II – Langzeitbezug und Integration 
 
Zur Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit der örtlichen 
Aufgabenwahrnehmung der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. der 
Jobcenter erstellt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf der Grundlage 
der Kennzahlen nach § 51b Absatz 3 Nummer 3 SGB II Kennzahlenvergleiche. 
 

a. Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug bzw. Bestand an 
Langzeitleistungsbeziehern (LZB) 

 

Langzeitleistungsbezieher sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die in den 
vergangenen 24 Monaten mindestens 21 Monate hilfebedürftig waren. 

 
b. Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit bzw. Integrationsquote (IQ) 
 

Die Kennzahl misst das Verhältnis von Integrationen zum durchschnittlichen 
Bestand an erwerbsfähigen Leistungsbeziehern (eLb). Als Integration gilt, 
wenn ein eLb eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, voll 
qualifizierende berufliche Ausbildung oder selbständige Tätigkeit 
aufgenommen hat. 

 
6.8 Bewertungen des Langzeitbezuges sowie der Integrationsergebnisse unter 

Berücksichtigung der Entwicklung des regionalen Arbeitsmarktes 
 
Der Bestand bei den Langzeitbeziehern im Jahresdurchschnittswert 2018/2019 stieg 
im Landkreis Rottweil von 1.286 auf 1.293. Dieser Anstieg ist im Bereich Flucht/ Asyl 
begründet. Die Zeiten der Integrationssprachkurse und andere Qualifizierungen 
zählen zu den Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld II. Betrachtet man den 
Jahresverlauf ohne Flucht/Asyl ist hier ein Rückgang von 125 zu verzeichnen. Der 
künftige Bestandsabbau wird noch anspruchsvoller. 
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Die Nachfrage nach Arbeitskräften im Landkreis Rottweil war im Dezember 2019 im 
Vergleich zum Vorjahresmonat geringer. Der Bestand an Arbeitsstellen des 
Arbeitgeber-Service der Agentur für Arbeit verringerte sich auf 1.549 Stellen.  
 
Im Dezember 2019 lag die Integrationsquote (Jahresfortschrittswert) im Jobcenter 
Landkreis Rottweil bei 34,5 % und damit erneut über der Integrationsquote in Baden- 
Württemberg. Diese lag zum Jahresende bei 27,9%.  
 

 2017 2018 2019 

Integrationsquote gesamt 
Jahresfortschrittswert 
Dezember 

 
30,8% 

 
35,3% 

 
34,5% 

von 33 JC in Baden-
Württemberg erzielter 
Rang des JC LK RW 

 
7 

 
5 

 
1 

Integrationsquote ohne 
den Bereich Flucht/Asyl 

 
37,1% 

 
38,2% 

 
34,3% 

von 33 JC in Baden-
Württemberg erzielter 
Rang des JC LK RW 

 
 2 

 
1 

 
1 

 
6.9 Kosten der Unterkunft und Heizung 
 
Gemäß § 22 SGB II sind die tatsächlichen Kosten für Unterkunft und Heizung zu 
übernehmen, soweit sie angemessen sind. Zu den Kosten der Unterkunft gehören 
neben der Kaltmiete und den Heizkosten auch die Nebenkosten (z.B. Wasser, 
Abwasser, Hausmüll etc.) mit Ausnahme der Kosten für Haushaltsstrom. 
 
Die Angemessenheit bestimmt sich nach den tatsächlichen Bedingungen des 
Wohnungsmarktes und dem Grundsatz der Individualität. Bei der Beurteilung der 
Angemessenheit wird der sich fortlaufend weiterentwickelnden Rechtsprechung 
Rechnung getragen. Bei den Heiz- und Nebenkosten wird in einer Einzelfallprüfung 
der angemessene Verbrauch unter Berücksichtigung der aktuellen Preise ermittelt.  
 
Der Bund beteiligt sich gemäß § 46 Abs. 5 SGB II an den Leistungen für Unterkunft 
und Heizung. 
 
 
 Ausgaben 

(nach Abzug der Einnahmen aus Rückzahlungen gewährter Leistungen und Unterhalt) 

2017 7.539.072 € 

2018 6.871.600 € 

2019 6.545,344 € 
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Hilfen nach § 24 Abs. 3 SGB II 
 
Leistungen für Wohnungserstattungen sowie für Bekleidung bei Schwangerschaft 
und Geburt werden gesondert erbracht. Die hierfür angefallenen Aufwendungen sind 
nachfolgend erfasst.  
 

 2017 2018 2019 

Aufwand 244.098 € 174.625 € 164.399 € 
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1. Angebote zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege  
 
1.1 Kindertageseinrichtungen 
 
Die Kindertageseinrichtungen sind aus dem Angebot der Jugendhilfe nicht 
wegzudenken. Sie prägen in den ersten Lebensjahren die Entwicklung der Kinder 
entscheidend mit, unterstützen die Familien in ihrem Erziehungs- und 
Bildungsauftrag und helfen Eltern dabei, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung 
besser miteinander vereinbaren zu können.  
 
Jedes Kind hat ab Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Schuleintritt einen 
Rechtsanspruch auf Förderung in einer Tageseinrichtung. Auch im Kindergartenjahr 
2018/2019 stehen in sämtlichen Kreisgemeinden (auf die gesamte Gemeinde 
berechnet) ausreichend Kindergartenplätze zur Verfügung. Vereinzelt auftretenden 
Spitzenbelastungen, die vor allem gegen Ende des Kindergartenjahres auftreten 
können, kann mit zeitlich befristeten zusätzlichen Maßnahmen begegnet werden. Ein 
schwankender Bedarf führt dazu, dass um eine wohnortnahe Versorgung zu 
gewährleisten, immer wieder zusätzliche Plätze geschaffen werden müssen, 
während in anderen Ortsteilen einige Plätze nicht besetzt sind. Dies trägt unter 
anderem dazu bei, dass weitaus mehr Plätze vorgehalten als benötigt werden. 
 
Seit 01.08.2013 besteht für alle Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr ein 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz in einer Kindertageseinrichtung oder in 
Kindertagespflege.  
Die politische Zielvorgabe sah eine Betreuungsquote von bundesweit 35% (Baden-
Württemberg: 34 %) als bedarfsgerechten Ausbau bis zum 31.07.2013 vor. Je nach 
Kreisgebiet kann eine Betreuungsquote von über oder von unter 34% erforderlich 
sein. Grundsätzlich können jedoch alle Eltern von Kindern ab dem vollendeten ersten 
Lebensjahr eine Betreuung einfordern. 
 
Im Landkreis Rottweil lebten zum Stichtag 01.03.2019 insgesamt 1.306 Kinder unter 
einem Jahr und 2.576 Kinder im Alter zwischen 1 und 3 Jahren. Für diese Kinder 
standen am 01.03.2019 insgesamt 1.350 Betreuungsplätze zur Verfügung. Die von 
den Städten und Gemeinden durchgeführten Bedarfserhebungen prognostizierten 
zum 31.07.2019 einen Betreuungsbedarf für 1- bis 3-jährige Kinder von 37,41 %, 
was einem Bedarf von 1.061 Betreuungsplätzen entspricht. Zusätzlich zu den 1.350 
vorhandenen Betreuungsplätzen waren bereits 87 weitere Plätze in Planung, so dass 
der angesetzte Betreuungsbedarf für Kinder im Alter von 1 bis 3 Jahren mit 51,73% 
mehr als erreicht war. Bezogen auf die Zahl aller Kinder unter 3 Jahren wurde eine 
Versorgungsquote von 38 % erreicht. 
 
Nach Inkrafttreten des Rechtsanspruchs auf Kleinkindbetreuung zum 01.08.2013 
blieb landesweit die befürchtete Klagewelle aus. Auch im Landkreis Rottweil wurde 
kein Fall bekannt, in dem der Rechtsanspruch nicht hätte erfüllt werden können. Für 
die Kommunen im Kreis wurde eine „Handreichung zur Umsetzung des 
Rechtsanspruchs auf Förderung in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege für 
Kinder unter drei Jahren“ erstellt. Plätze in Kindertageseinrichtungen werden von den 
Städten und Gemeinden bereitgestellt; die Vermittlung in Kindertagespflege erfolgt 
entweder durch den Tagesmütter- und Elternverein Landkreis Rottweil e.V. (sh. auch 
1.2) oder durch das Jugend- und Versorgungsamt. 
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Die Schaffung von neuen Betreuungsplätzen für Kinder von Geburt bis zum 
Schuleintritt wird unter anderem durch das Investitionsprogramm des Bundes 
„Kinderbetreuungsfinanzierung 2017-20201“ gefördert. Ziel dieses 
Investitionsprogramms ist es, die Betreuungsangebote für Kinder von der Geburt bis 
zum Schuleintritt in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
bedarfsgerecht auszubauen. Gewährt werden Zuschüsse für Neubau-, Umbau- und 
Umwandlungs-, Erhaltungsmaßnahmen sowie dazugehörige 
Ausstattungsinvestitionen, durch die zusätzliche Betreuungsplätze für Kinder von der 
Geburt bis zum Schuleintritt geschaffen werden. 
 
Für die Schaffung zusätzlicher Betreuungsplätze in einer Kindertageseinrichtung ist 
ein Zuschuss pro zusätzlich geschaffenem Betreuungsplatz vorgesehen, wobei der 
Gesamtförderbetrag auf einen Höchstbetrag pro Gruppe begrenzt wird. 
Die Festbeträge je zusätzlich geschaffenem Betreuungsplatz für ein Kind unter drei 
Jahren betragen für Kindertageseinrichtungen 
a) bei Neubau  12.000 €    
b) bei Umbau    7.000 €    
c) bei Umwandlung    2.000 €     
höchstens jedoch 70 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. Die Festbeträge je 
zusätzlich geschaffenem Betreuungsplatz für ein Kind ab drei Jahren bis zum 
Schuleintritt betragen für Kindertageseinrichtungen die Hälfte der o.g. Festbeträge, 
höchstens jedoch 70 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben.  
Hinzu kommen Festbeträge für die Ausstattungsinvestition für eine Küche und für die 
Schaffung eines zusätzlichen Raums für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt 
mit Behinderung. 
 
Tagespflegepersonen, die gewisse Voraussetzungen erfüllen, können je zusätzlich 
geschaffenem Betreuungsplatz im Haushalt der Tagespflegeperson für 
nachgewiesene Ausstattungsinvestitionen eine Ausstattungspauschale für die ersten 
beiden bereitgestellten Plätze in Höhe von 800,00 €, für jeden weiteren Platz 
500,00 €, jedoch höchstens 90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben erhalten 
und für nachgewiesene Ausstattungsinvestitionen als Erhaltungsmaßnahmen für 
bestehende Plätze für Kinder im Alter bis zum Schuleintritt einen Festbetrag in Höhe 
von 500,00 € pro Platz, jedoch höchstens 90 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben erhalten. 
 
Über im Landkreis Rottweil gewährte Zuschüsse erhält das Jugend- und 
Versorgungsamt Rottweil jeweils eine Mehrfertigung des Zuwendungsbescheides. 
Bis zum 31.12.2019 wurden über das Investitionsprogramm des Bundes Zuschüsse 
für den Landkreis Rottweil in Höhe von insgesamt 7.451.709,81 € gewährt. Davon 
wurden 25.709,06 € in Form einer Ausstattungspauschale an Tagespflegepersonen 
geleistet. Zusätzliche FAG-Leistungen des Landes Baden-Württemberg, welche den 
Kommunen zugehen, sind in diesem Betrag nicht enthalten. 
  

                                                 
1
 Link zur Verwaltungsvorschrift:  

https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Foerderungen/Foerderungen/KleinkindbetreuungVwV.pdf 
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Im Landkreis Rottweil besteht folgende Differenzierung der Betreuungsangebote: 
 

Plätze in  
Dez. 
2012 

Dez. 
2013 

Dez. 
2014 

Dez. 
2015 

Dez. 
2016 

Dez. 
2017 

Dez. 
2018 

Dez. 
2019 

Regelgruppen 2.551 2.277 2.171 1.848 1.626 1.570 1.440 1.368 
Ganztagesgruppen 195 310 322 342 335 390 395 387 
Gruppen mit 
verlängerten 
Öffnungszeiten 665 740 828 1.060 1.216 1.382 

 
 

1.419 

 
 

1.580 
Halbtagsgruppen 20 20 10 12 0 12 24 40 
Integrative Gruppen 
mit Betreuung  
(behinderter Kinder) 37 12 12 12 12 12 

 
 

12 

 
 

12 

Mischgruppen (in denen 
Kinder tagsüber über 
mehrere Stunden und 
ganztags betreut werden) 0 25 25 25 0 0 

 
 

 
0 

 
 
 

0 

Altersgemischten 
Gruppen (mit Kindern 
unter 3 Jahren und/oder 
mit Schulkinderbetreuung) 2.152 2.070 2.060 2.042 2.228 2.215 

 
 
 

2.263 

 
 
 

2.216 
Kinderkrippen (Kinder 
unter 3 Jahren) 404 574 615 660 665 688 

 
745 

 
763 

Gesamt:  6.024 6.028 6.043 6.001 6.082 6.269 6.298 6.366 
 
Entsprechend den erteilten Betriebserlaubnissen des KVJS Baden-Württemberg – 
Landesjugendamt - stehen für die Hortbetreuung im Landkreis Rottweil  
 
- 189 Plätze als Hort an der Schule und 
-   36 Plätze in den familienorientierten sozialpädagogischen Intensivhilfen zur  
 Verfügung.  
Ein Ergebnis der Jugendhilfeplanung aus dem Jahr 2000 war die Feststellung, dass 
im Landkreis Rottweil weitere familienorientierte Maßnahmen geschaffen werden 
sollten. Nach eingehender Beratung in den Gremien wurde beschlossen, die 
Schaffung von lokalen Familiennetzen und Betreuungen an Haupt- und 

Dez 12 Dez 13 Dez 14 Dez 15 Dez 16 Dez 17 Dez 18 Dez 19

6.024 6.028 6.043
6.001

6.082

6.269 6.298

6.366

Die Zahl der zur Verfügung stehenden Plätze in Kindertageseinrichtungen 
hat sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt
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Förderschulen zu initiieren und finanziell zu unterstützen. Dies hat dazu geführt, dass 
in Kooperation mit freien Trägern und Kommunen folgende Projekte entstanden sind: 
 
1. Lokales Familiennetz des Deutschen Kinderschutzbundes Ortsverband 

Rottweil e.V. 
2. Lokales Familiennetz Hegneberg  
3. Lokales Familiennetz in Zimmern o.R. 
4. Betreuungen an  

• der Peter-Meyer-Schule in Schramberg,  
• der Achertschule / Konrad-Witz-Schule in Rottweil, 
• der Ivo-Frueth-Schule in Oberndorf. 

 
1.2 Kindertagespflege  
 
Die unter 1.1 geschilderten Betreuungsangebote sind im Zusammenhang mit der 
Kindertagespflege zu sehen. Bereits durch das zum 01.01.2005 in Kraft getretene 
Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) wurde die Kindertagespflege als 
gleichwertiges Betreuungsangebot mit der Betreuung von Kindern in 
Kindertageseinrichtungen auf eine Ebene gestellt. 
 
Seit 01.08.2013 haben Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres bis zur 
Vollendung des dritten Lebensjahres einen Anspruch auf frühkindliche Förderung in 
einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Dabei haben die 
Erziehungsberechtigten zum einen das Recht, zu wählen, ob sie für ihr Kind die 
Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege begehren. Zum 
anderen haben sie das Recht, eine bestimmte Tageseinrichtung bzw. eine bestimmte 
Tagespflegeperson zu wählen. Allerdings ist das Wunsch- und Wahlrecht beschränkt 
auf das tatsächlich zur Verfügung stehende Angebot. Es besteht keine 
durchsetzbare Verpflichtung, für jeden Einzelfall freie Plätze sowohl in 
Tageseinrichtungen als auch in Kindertagespflege vorzuhalten. Der Rechtsanspruch 
gilt als erfüllt, sofern ein Betreuungsplatz – entweder in einer Tageseinrichtung oder 
bei einer Tagespflegeperson – zur Verfügung steht. 
 
Für Kinder ab Vollendung des dritten Lebensjahres stellt die Kindertagespflege ein 
ergänzendes Angebot, neben der Betreuung in einer Tageseinrichtung, auf die ein 
Rechtsanspruch besteht, dar. 
 
Da der Erziehungs- und Betreuungsbedarf der Kinder vor allem durch die 
Erwerbstätigkeit der Eltern/-teile bedingt ist und eine zunehmende Flexibilisierung 
der Arbeitszeit stattfindet, können institutionelle Angebote trotz geänderter 
Betreuungszeiten und Angebotsformen nicht immer dem individuellen Bedarf 
entsprechen. Neben der Gewährleistung des Rechtsanspruchs für Kinder ab 
Vollendung des ersten Lebensjahres hilft die Kindertagespflege deshalb vor allem 
Alleinerziehenden, die Kindererziehung mit der Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu 
verbinden und sie somit in die Lage zu versetzen, den Lebensunterhalt möglichst aus 
eigener Kraft zu bestreiten. Wird eine geeignete Pflegeperson vermittelt und dient die 
Kindertagespflege der Erfüllung eines Rechtsanspruchs und/oder entspricht sie 
einem vorhandenen individuellen Bedarf, gewährt der Landkreis Rottweil eine 
laufende Geldleistung an die Tagespflegeperson. Die Eltern haben einen 
Kostenbeitrag an den Landkreis zu entrichten, der den Elternbeiträgen für 
Kindertageseinrichtungen angeglichen ist. Sofern die Eltern aufgrund ihrer 
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finanziellen Verhältnisse nicht in der Lage sind, den Kostenbeitrag zu zahlen, kann 
dieser auf Antrag erlassen werden.  
 
Die Zahl der vom Jugend- und Versorgungsamt finanziell begleiteten 
Kindertagespflegeverhältnisse, die durch eine hohe Fluktuation gekennzeichnet ist, 
hat sich wie folgt entwickelt: 
 

Jahr 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Zahl der Fälle 
am 31.12. 

218 235 246 258 237 226 

Jahresbrutto- 
aufwand in Euro 

795.039* 867.930* 870.184* 1.015.820* 1.115.074* 1.189.392 

*Ab dem Jahr 2014 ist aufgrund geänderter Buchungsvorgaben in diesem Betrag der jährliche  
 Zuschuss an den Tagesmütter- und Elternverein Landkreis Rottweil e.V. enthalten (2014: 79.950 €; 
2015: 81.950 €; 2016: 93.400 €; 2017: 98.000 €, 2018: 100.040 €, 2019: 102.358 €). 
 
Nach Beschlüssen des Jugendhilfeausschusses und des Kreistages sollen die 
Strukturen der Kindertagespflege im Landkreis Rottweil weiter ausgebaut werden.  
Gekoppelt an einen Landeszuschuss wurde ab Oktober 2003 in Kooperation mit dem 
Tagesmütter- und Elternverein Landkreis Rottweil e.V. ein Ausbau der 
Kindertagespflege vereinbart und damit die Absicherung eines vielfältigen 
Betreuungsangebotes gefördert und die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsleben 
verbessert. Der Schwerpunkt der Aufgaben des Tagesmütter- und Elternvereins 
Landkreis Rottweil e. V. liegt auf der Qualifizierung von Tagespflegepersonen und 
damit einer Verbesserung des Angebotes sowie auf der Vermittlung und Begleitung 
von Tagespflegeverhältnissen. 
 
 
2. Trennungs- und Scheidungsberatung, Beratung und Unterstützung bei der 

Ausübung der Personensorge, Familiengerichtshilfe 
 
Mütter, Väter, Kinder und Jugendliche haben (insbesondere gem. §§ 17 und 18 SGB 
VIII) Anspruch auf Beratung und Unterstützung der Jugendhilfe, vor allem  
 
- in Fragen der Partnerschaft,  
- bei Trennung und Scheidung,  
- bei der Ausübung der Personensorge und  
- bei der Ausübung des Umgangsrechts. 
 
Die Jugendhilfe soll aktiv dazu beitragen, dass die Betroffenen gemeinsam ein 
einvernehmliches Konzept entwickeln und umsetzen können, das vor allem die 
berechtigten Interessen der Minderjährigen berücksichtigt und dazu beiträgt, dass 
Konflikte und Krisen partnerschaftlich in der Familie bewältigt werden können.  
 
Die Zusammenarbeit der Jugendhilfe mit den Familiengerichten ist gewährleistet. Die 
Jugendhilfe wird direkt aufgrund einer Vorsprache von Beteiligten oder aufgrund der 
Zusammenarbeit mit den Gerichten beratend und / oder unterstützend tätig. Beim 
Jugend- und Versorgungsamt Rottweil werden lediglich die Sachverhalte statistisch 
erfasst, die auch bei Gericht anhängig sind. Sofern eine Trennung und/oder 
Scheidung in Erwägung gezogen wird, wird vorrangig nach Möglichkeiten gesucht, 
die Krise zu bewältigen und die Lebensgemeinschaft fortzusetzen. Im Falle der 
Trennung wird versucht, dabei mitzuwirken, dass die beiden Elternteile ihre elterliche 
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Verantwortung den Kindern gegenüber weiterhin wahrnehmen und ein 
einvernehmliches Konzept für die Ausübung der elterlichen Sorge entwickeln. 
 

 
*Eine Steigerung ergibt sich durch die Inobhutnahme von unbegleiteten minderjährigen Ausländern 
(2015: 25 UMA und 2016: 62 UMA enthalten). 

 
Die Zahl der betroffenen Kinder ist weitaus höher, da lediglich die Zahl der Familien 
und nicht die der hiervon betroffenen Minderjährigen erfasst wird.  
 
 
3. Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche, Hilfe für junge Volljährige  
 
Im Sozialgesetzbuch VIII sind die Rahmenbedingungen und gesetzlichen 
Grundlagen für die Gewährung familienunterstützender und familienergänzender 
Hilfen gesetzt. Sofern ein Bedarf besteht, hat die Jugendhilfe den Auftrag, Eltern bei 
der Erziehung zu unterstützen, Kinder, Jugendliche sowie junge Volljährige in ihrer 
Entwicklung zu fördern und die jungen Menschen zu schützen, wenn das Kindeswohl 
gefährdet ist.  
 
Das Jugend- und Versorgungsamt Rottweil arbeitet seit vielen Jahren vor allem mit 
ambulanten Angeboten, damit Krisensituationen möglichst innerhalb der Familie 
bewältigt werden können und eine Fremdunterbringung von Kindern oder 
Jugendlichen vermieden werden kann. Bei dieser Arbeit werden wir von den freien 
Trägern der Jugendhilfe und hier insbesondere von der psychologischen Familien- 
und Lebensberatung des Caritasverbandes in Rottweil unterstützt. Zwischen dem 
Landkreis Rottweil und den freien Trägern der Jugendhilfe bestehen gute Kontakte. 
Genaue mündliche Absprachen bzw. schriftliche Vereinbarungen tragen dazu bei, 
dass dem Bürger eine möglichst optimale Hilfe zur Verfügung steht.  
 
Alle diese familienunterstützenden Bemühungen können jedoch nur erfolgreich sein, 
wenn die Betroffenen zur Mitarbeit bereit sind und die Eltern ihren Kindern zumindest 
ein akzeptables Maß an Aufsicht, Versorgung und emotionaler Fürsorge zukommen 
lassen. Falls dies nicht der Fall ist oder die jungen Menschen eine Problematik 
aufweisen, die eine Herausnahme aus dem Elternhaus unumgänglich macht, werden 
Hilfen zur Erziehung gem. § 27 in Verbindung mit §§ 33 ff. SGB VIII, 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a SGB 
VIII oder Hilfe für junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII außerhalb des Elternhauses 
gewährt.   

Anzahl der Familien 2013 2014  2015 2016 2017 2018 2019 

Rechtshängigkeit bei Trennung 
und Scheidung  

121 107 108 113 77 124 105 

Rechtshängigkeit in 
Umgangssachen  

27 32 33 23 39 36 59 

Rechtshängigkeit wegen 
Änderung bestehender 
Sorgerechtsregelungen 

63 71 81* 121* 57 86 88 

Rechtshängigkeit wegen 
sonstiger Maßnahmen  
zum Schutz des Kindes 

12 21 18 10 7 11 24 
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Schon damit wird eine Vielfalt von Leistungen vorgehalten. Die Erweiterung der 
Sozialgesetzgebung im Bereich der Jugendhilfe auf der einen Seite und Sparzwänge 
aller Sozialleistungsträger auf der anderen führen zu einer deutlichen Erhöhung der 
beantragten Leistungen im Bereich der Jugendhilfe. 
Mit Blick auf das Wohl junger Menschen greift das Leistungsangebot der Kinder- und 
Jugendhilfe auch dann, wenn sich andere Träger zurückziehen.  
 
Sich laufend und immer rascher verändernde Lebensbedingungen und Werte, 
zunehmend erforderliche Einschränkungen sowie die Flut von vielfältigen Reizen und 
Erwartungshaltungen auf hohem Niveau, führen zu einer zunehmenden Belastung 
des Einzelnen und der Familien. In ihren Aufgaben, junge Menschen in deren 
Entwicklung zu fördern, Eltern bei ihrem Erziehungsauftrag zu beraten und zu 
unterstützen sowie Benachteiligungen zu vermeiden und abzubauen, sind die 
Jugendämter mehr denn je gefordert. Hierbei stellt die Anforderung, auf der einen 
Seite junge Menschen bei ihrer Entwicklung und Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit und damit deren 
Eltern, Familie zu unterstützen und die Familienbildung zu stärken, nicht nur eine 
besondere Herausforderung und Gratwanderung dar. Die zunehmende Zahl von 
Ermittlungsverfahren gegen Mitarbeiter/-innen der Jugendämter in der 
Bundesrepublik Deutschland belegt einmal mehr das hohe Maß an Verantwortung, 
das hier zu tragen ist. In diesem Zusammenhang kann auch zunehmend mehr 
beobachtet werden, dass Menschen in schwierigen Situationen die Gründe hierfür 
immer wieder bei den Personen/Institutionen suchen, die hauptberuflich dafür da 
sind um zu helfen, zu vermitteln, zu unterstützen – letztendlich aber an der fehlenden 
Mitwirkungsbereitschaft und Einsichtsfähigkeit der Leistungsberechtigten zumindest 
in Teilen scheiterten. Eine subjektive Problemschilderung in den (neuen) Medien 
bringt scheinbar emotionale Entlastung. Verantwortung, fachliche und persönliche 
Kompetenz und ein Maß an Belastbarkeit sowie ausreichende Personalausstattung 
stehen hier in engem Zusammenhang. Der für 2019 landesweit vergleichsweise 
niedrige Ansatz der Jugendhilfekosten ist neben vielen Unwägbarkeiten auch der 
Motivation, der Kompetenz und dem Engagement der Mitarbeiter/-innen des Jugend- 
und Versorgungsamtes zu verdanken.  
 
Die weiteren Hilfen: 
 
3.1 Erziehungsberatung, ambulante Hilfen für junge Menschen mit seelischen  
      Defiziten 
 
Die Erziehungs- und Familienberatungsstelle hat bei den Hilfen zur Erziehung im 
Bereich der ambulanten Maßnahmen ihren Aufgabenschwerpunkt. Die 
Erziehungsberatung bietet Eltern, Kindern und Jugendlichen, die einer intensiven 
und längerfristigen Unterstützung bedürfen, Hilfe an. Dabei ist es auch das Ziel 
dieser Hilfe, kostenintensivere Maßnahmen zu vermeiden. Diese Leistung der 
Jugendhilfe wird im Landkreis Rottweil vorwiegend durch die psychologische 
Familien- und Lebensberatung des Caritasverbandes gewährt. Auch die 
therapeutische Begleitung von Kindern und Jugendlichen, soweit diese an einer 
Lese- Rechtschreibschwäche oder Rechenschwäche leiden und dies zu 
erzieherischen oder psychischen Beeinträchtigungen führt, ist weiterhin von großer 
Bedeutung. Die Mitarbeiter/-innen der psychologischen Familien- und 
Lebensberatung arbeiten hierbei insbesondere mit den Schulen und dem Jugend- 
und Versorgungsamt Rottweil eng zusammen. 
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3.2 Sozialpädagogische Familienhilfe  
 
Die Sozialpädagogische Familienhilfe ist notwendig für Familien, die aus eigener 
Kraft nicht in der Lage sind, die Aufgaben und Verpflichtungen für sich selbst bzw. 
ihre Kinder wahrzunehmen. Im Zuge der familienunterstützenden Hilfen hat sich 
diese Hilfeform als unmittelbare Unterstützung in der Familie besonders gut bewährt 
und zu einer Verringerung von stationären, kostenintensiven Hilfen beigetragen und 
wurde somit zu einem wesentlichen Element der ambulanten Hilfen. 
 
Die Familienhelfer/-innen sind seit 01.01.2005 auf Honorarbasis selbständig tätig. 
Der Einsatz dieser Kräfte kommt insbesondere in Frage, wenn komplexe 
Problemlagen vorliegen und die begleiteten Familien über ausreichende eigene 
Ressourcen verfügen und somit aktiv dazu beitragen können, die Krise innerhalb 
ihrer Familie zu bewältigen. Vermehrt müssen jedoch auch Familienhelfer eingesetzt 
werden, um das Wohlergehen von Kindern und Jugendlichen im Binnenraum der 
Familie zu gewährleisten. Auch diese Hilfe kann in aller Regel erfolgreich dazu 
beitragen, dass Minderjährige bei ihren Sorgeberechtigten verbleiben können.  
 

 
 
3.3 Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege  
 
Der Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg ermittelt in 
Zusammenarbeit mit den Jugendämtern jeweils zum Ende eines Jahres die Zahl der 
laufenden Hilfen. 
Die folgende Statistik zeigt, dass es, wie in den vergangenen Jahren, gelungen ist, 
bei notwendig gewordenen Fremdunterbringungen in einem hohen Maße Hilfe zur 
Erziehung in einer Pflegefamilie zu gewähren. Die während des Jahres auftretenden 
Schwankungen werden hierdurch nicht erfasst, so dass die stichtagsbedingte 
Erhebung nur bedingt aussagekräftig ist.  
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Am 31.12.2019 befanden sich 152 junge Menschen in Vollzeitpflege. 
 
3.4 Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und 
 Jugendliche und Hilfe für junge Volljährige in einer teilstationären bzw. 
 vollstationären Einrichtung 
 
Die Hilfegewährung in einer Einrichtung kommt in Frage, wenn sowohl ambulante 
familienunterstützende Hilfen als auch die Erziehung in einer Pflegefamilie für die 
positive Entwicklung des jungen Menschen nicht ausreichen. Die jeweilige Situation 
wird beim Jugend- und Versorgungsamt Rottweil in einem Team beraten, um 
sicherzustellen, dass alle relevanten Aspekte erkannt und richtig gewürdigt werden. 
Wie bei den anderen erzieherischen Hilfen, werden auch hier in regelmäßigen 
Abständen der weitere Bedarf sowie die Notwendigkeit und Geeignetheit der Hilfe 
überprüft und im Hilfeplan schriftlich festgehalten. So wird in einem hohen Maße 
Transparenz erreicht und sichergestellt, dass die Hilfe dem aktuellen Bedarf 
entspricht sowie eine Erfolgskontrolle durchgeführt werden kann. Die Auswahl der zu 
belegenden Einrichtung wird beim Jugend- und Versorgungsamt sehr intensiv 
vorbereitet und mit den jungen Menschen und deren Sorgeberechtigten besprochen, 
so dass nur in einem äußerst minimalen Umfang Einrichtungswechsel vorgenommen 
werden müssen. Dies spricht auch für die Qualität der belegten Häuser, die sich 
arbeitsteilig mit dem Jugendamt mit vielschichtigen und sehr komplexen 
Problemlagen auseinander zu setzen haben. 
 
Die Erziehung in einer Einrichtung wird, wie die anderen Hilfen auch, grundsätzlich 
als befristete Hilfe angelegt. Sofern eine Rückführung in das Elternhaus oder ein 
Wechsel in eine Pflegefamilie nicht möglich ist, fördert und begleitet die Einrichtung 
den jungen Menschen bis zu dessen Verselbständigung, wobei die Betreuungsdichte 
nach und nach gelockert und eine vollstationäre Hilfe in aller Regel in ein Betreutes 
Wohnen übergeleitet wird. 
 
Sofern eine außerfamiliäre Betreuung vor allem notwendig wird (das ist mehrheitlich 
der Fall), weil ein Schüler / eine Schülerin nicht mehr an einer öffentlichen Schule 
beschult werden kann und die Schulverwaltung beschließt, dass der junge Mensch 
eine Schule für Erziehungshilfe zu besuchen hat, prüft das Jugend- und 
Versorgungsamt zusammen mit den Betroffenen, ob dies mit einer teilstationären 
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Hilfe ermöglicht werden kann. Bei dieser Hilfeform erhalten die Schüler nach 
Schulschluss eine sozialpädagogische Betreuung und befinden sich abends, an den 
Wochenenden und in den Ferien bei ihren Eltern.  
 
Die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die sich in teilstationärer Betreuung befinden, 
hat sich wie folgt entwickelt: 
 
Zum 31.12.2014  37 junge Menschen  
 
Zum 31.12.2015  41 junge Menschen  
 
Zum 31.12.2016  39 junge Menschen  
 
Zum 31.12.2017  36 junge Menschen  
 
Zum 31.12.2018  39 junge Menschen  
 
Zum 31.12.2019  37 junge Menschen 
 
Ziel ist es auch hier, mit den Betroffenen daran zu arbeiten, dass sie wieder in eine 
Regelschule zurückkehren oder nach Schulabschluss eine Lehre außerhalb einer 
Einrichtung absolvieren können. 
 
In enger Zusammenarbeit mit dem Jugend- und Versorgungsamt Rottweil hat die 
Gotthilf-Vollert-Schule der Jugendhilfeeinrichtung „Mutpol“ in Tuttlingen eine 
Konzeption für sogenannte „Schulen des Lebens“ vorgelegt. 
Die Schule des Lebens ist eine Schule für Erziehungshilfe in Verbindung mit 
sozialpädagogischer Betreuung (zwei Lehrer, ein Sozialpädagoge). Die Zielgruppe 
sind schulpflichtige Kinder und Jugendliche, deren problematisches Sozialverhalten 
innerhalb der gegebenen Strukturen der Regelschule nicht mehr aufgefangen 
werden kann (Erfordernis E-Schulbescheid). Im Rahmen von Ganztagsunterricht 
bzw. Ganztagsbetreuung sollen Kinder und Jugendliche in ihrem sozialen Nahraum 
schulisch und freizeitpädagogisch begleitet werden. 
Anstellungsträger für die Lehrer ist das Kultusministerium Baden-Württemberg bzw. 
die Schule, Anstellungsträger für die Sozialpädagogen die Einrichtung Mutpol in 
Tuttlingen.  
Es wurde zunächst je eine Schule des Lebens in der Raumschaft Oberndorf/Sulz 
und eine in der Raumschaft Rottweil eingerichtet. Zum 01.04.2015 hat auch in 
Schramberg eine Schule des Lebens den Betrieb aufgenommen. 
 
Mit der Einrichtung von Schulen des Lebens konnte die Tagesgruppenbetreuung von 
Schülern aus dem Landkreis Rottweil auf ein Mindestmaß reduziert werden.  
Zwar wird leider auch die Schule des Lebens nicht alle vollstationären 
Unterbringungen, die im Zusammenhang mit dem Besuch einer E-Schule erforderlich 
werden, verhindern können, sie wird aber der Situation und den Bedürfnissen im 
Landkreis gerecht. Die Beschulung erfolgt wohnortnah, das Umfeld kann so besser 
einbezogen werden und eine Rückschulung wird eher möglich, und es entsteht 
weniger Zeitaufwand für Fahrten. Gleichzeitig können durch die Einrichtung dieser 
bedarfsgerechten Hilfeform, durch ihre größere Zielgenauigkeit und durch früher 
mögliche Rückführungen zusätzlich Kosten eingespart werden. 
  



- 47 - 
 
Sofern die Heimunterbringung aufgrund einer seelischen Behinderung erfolgt, muss 
in der Regel davon ausgegangen werden, dass die Hilfe bis zur Verselbständigung 
gewährt werden muss. Bei dieser Konstellation reicht auch eine teilstationäre Hilfe 
meist nicht aus, so dass die Heranwachsenden bzw. jungen Volljährigen vollstationär 
und oft auch in speziell auf die entsprechende Problematik ausgerichteten 
Einrichtungen wohnen und dort ihre Schul- und Berufsausbildung absolvieren.  
 
Die Heimerziehung ist die mit Abstand kostenintensivste Hilfeart und ist trotz dem 
erfolgten Ausbau anderer Erziehungshilfeangebote unverzichtbar. Bundesweit wird 
seit einiger Zeit festgestellt, dass diese Hilfeform wieder an Bedeutung gewinnt. 
Obwohl die kommunalen Träger, so auch der Landkreis Rottweil, zusammen mit den 
freien Trägern der Jugendhilfe große Anstrengungen unternehmen, um das Defizit 
vieler Elternhäuser rechtzeitig mit weniger einschneidenden Maßnahmen zu 
kompensieren, ist aus heutiger Sicht zu befürchten, dass die Zahl der Kinder / 
Jugendlichen und jungen Volljährigen, die einen Teil ihres Lebens in Einrichtungen 
verbringen, weiter zunehmen wird. 
 
3.4.1 Entwicklung der Fallzahlen im vollstationären Bereich 
 

 
 
Am 31.12.2019 befanden sich 52 junge Menschen in vollstationärer Heimerziehung. 
In dieser Statistik wurden die Unbegleiteten Minderjährigen Ausländer, die sich Ende 
2019 in einer vollstationären Jugendhilfemaßnahme befanden nicht berücksichtigt. 
 
3.5 Unbegleitete Minderjährige Ausländer (UMA) 
 
Unbegleitete Minderjährige Ausländer (UMA) sind Kinder und Jugendliche, die sich 
ohne Personensorge- und/oder Erziehungsberechtigte in Deutschland aufhalten. Bis 
31.10.2015 war es in erster Linie Aufgabe der Landkreise, in denen die UMA 
ankamen, diese in Jugendhilfeeinrichtungen oder ggf. Pflegefamilien unterzubringen 
und dort im Rahmen der Jugendhilfe zu betreuen und zu versorgen, was zur Folge 
hatte, dass bundes- und landesweit die Landkreise mit Grenzen zum Ausland 
überproportional belastet waren. Lediglich die UMA, die einen Asylantrag stellten, 
konnten innerhalb des jeweiligen Bundeslandes verteilt werden. 
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Am 01.11.2015 ist das Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und 
Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher in Kraft getreten, das seither eine 
bundesweite Verteilung der in Deutschland ankommenden UMA vorsieht. Der 
Verteilung liegt der Königsteiner Schlüssel zugrunde, wonach Baden-Württemberg 
rd. 13 % der UMA aufzunehmen hat. Innerhalb Baden-Württembergs erfolgt die 
Verteilung auf die Stadt- und Landkreise nach deren Einwohnerzahl; der Landkreis 
Rottweil hat danach 1,27 % der auf Baden-Württemberg entfallenden UMA 
aufzunehmen. 
 
Bundesweit haben sich die Fallzahlen der UMA seit dem Jahr 2015 wie folgt 
entwickelt: 
 

 31.05.15 23.12.15 30.12.16 29.12.17 28.12.18 20.12.19 

Anzahl UMA ~ 22.500 66.995 64.067 54.728 41.848 30.098 

 
Im gleichen Zeitraum verlief die Entwicklung der Fallzahlen im Landkreis Rottweil wie 
folgt: 
 

 31.05.15 31.12.15 30.12.16 29.12.17 21.12.18 30.12.19 

Anzahl UMA 
im Kreis RW 

1 60 103 87 60 35 

 
Auf der Grundlage des Umlaufbeschlusses der Jugend- und 
Familienministerkonferenz (JFMK) vom 27.04.2017 wurde ab dem 1. Mai 2017 das 
bundesweite Verfahren zur Verteilung der unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen (UMA) neu geregelt. Ab diesem Zeitpunkt finden bundesweit alle 
Bestandsfälle keine Berücksichtigung mehr. Die Neuzugänge werden nach dem 
Königsteiner Schlüssel auf die einzelnen Bundesländer verteilt. Im Bereich des 
Landesverteilverfahrens ist hingegen seit dem 01.05.2017 keine Änderung 
eingetreten. 
 
Seit Januar 2019 ist das Land Baden-Württemberg vom Bundesverwaltungsamt als 
„Einreiseland“ definiert. Dies bedeutet, dass Baden-Württemberg UMA-Neuzugänge, 
soweit durch die erstaufnehmenden Jugendämter keine Verteilhindernisse 
festgestellt wurden, zur bundesweiten Verteilung anmeldet. Im Jahr 2019 wurde vom 
Jugend- und Versorgungsamt Rottweil kein UMA vorläufig in Obhut genommen und 
zur bundesweiten Verteilung angemeldet. 
 
3.6 Nettoaufwand des Landkreises Rottweil für die Tagespflege, die Vollzeitpflege 
 und die teil- und vollstationäre Hilfe in Einrichtungen 
 
Jede nach dem SGB VIII in Anspruch genommene Hilfe verursacht Kosten, die in der 
Regel vom örtlichen Jugendhilfeträger aufzubringen sind. Im Rahmen der 
Einzelfallhilfe fallen hauptsächlich an: 
 
- Geldleistungen für Tagespflegepersonen entsprechend den vom Landkreis 

Rottweil übernommenen, gemeinsamen Empfehlungen des KVJS Baden-
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Württemberg – Landesjugendamt - sowie des Landkreistages und des 
Städtetages Baden-Württemberg,  

- Pflegegeld für die in Vollzeitpflege untergebrachten jungen Menschen nach 
den Empfehlungen der kommunalen Spitzenverbände und des KVJS Baden-
Württemberg – Landesjugendamt, welche auch vom Landkreis Rottweil 
angewandt werden – und  

- Heimentgelte für die in Einrichtungen der Jugendhilfe untergebrachten  
Kinder, Jugendlichen und jungen Volljährigen entsprechend den zwischen der 
jeweiligen Einrichtung und dem zuständigen Jugendhilfeträger vereinbarten 
Tagessätzen.  

 
Auf der Einnahmeseite sind insbesondere zu verzeichnen: 
 
- Kostenbeiträge, die nach dem SGB VIII bzw. dem SGB XII zu berechnen  
 sind  
- Ersatzansprüche gegenüber anderen Jugendhilfeträgern und  
 Erstattungsansprüche gegenüber anderen Sozialleistungsträgern. 
 
Da im Landkreis Rottweil verhältnismäßig viele Kinder, aber auch Heranwachsende 
und junge Volljährige von Pflegefamilien erzogen werden, die Heimauswahl auch mit 
Blick auf die anfallenden Kosten erfolgt und mittels einer sorgfältigen Hilfeplanung 
ein gutes Controlling ermöglicht wird, ist es gelungen, den aus Steuermitteln 
aufzubringenden Zuschussbedarf auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau zu 
halten, wie dies zuletzt auch die GPA bestätigt hat.  
Dennoch wird mit Sorge beobachtet, dass, wie bereits geschildert, die Zahl der 
Fremdunterbringungen bundesweit ansteigt und immer mehr Heime die Entgelte 
erhöhen, was zwangsläufig auch im Landkreis Rottweil zu erheblichen 
Kostensteigerungen führt.  
 
Nach den vorliegenden Rechnungsergebnissen stellt sich der Zuschussbedarf der 
vergangenen Jahre wie folgt dar: 
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Daneben wurden in folgendem Umfang Zuschüsse an diverse Einrichtungen / 
Institutionen gewährt: 
 
2017: HH-Unterabschnitt 4707: 1.630.848,91 € 
2017: HH-Unterabschnitt 4708:    111.122,41 € 
                                                                                Umstellung auf Doppik 
2018: Produkt 3620010000: 1.319.095,23 € 
2018: Produkt 3620020000:    177.104,51 € 
 
2019: Produkt 3620010000: 1.344.893,67 € 
2019: Produkt 3620020000:    189.490,29 € 
 
 
4. Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) /  

Delinquenz von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden 
 
Im Jahr 2019 wurden beim Jugend- und Versorgungsamt 431 Fälle (2018: 252 Fälle) 
im Bereich von Straffälligkeiten junger Menschen bearbeitet.  
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Insgesamt wurden ein Verbrechen und 372 Vergehen vorgeworfen. Es gab 3 
Freisprüche und 264 Verfahren wurden eingestellt. Hierunter fallen auch die 
Straftaten der ermittelten strafunmündigen Kinder. 
 
Ausgehend vom Bevölkerungsstand (29.122) der Altersgruppe der 1 – 20-jährigen im 
Landkreis Rottweil mit Stand vom 31.12.2018, wurden rein rechnerisch 1,5 % dieser 
Altersgruppe einer Straftat beschuldigt. Nimmt man die Altersgruppe der 11- bis 20-
jährigen (14.596), so sind es hier 3,0 %. Die Prozentangaben verringern sich, 
berücksichtigt man die Tatsache, dass von einigen Tätern mehrere Taten verübt 
wurden.  
 
In der Gruppe der 14- bis 17-jährigen sind die meisten Diebstähle zu beobachten. 
Straftaten im Zusammenhang mit Gewalt und Delikte im Bereich von 
Betäubungsmitteln fallen insbesondere ab 16 Jahren an. 
 

Von den beschuldigten jungen Menschen hatten 87,8 % die deutsche 
Staatsangehörigkeit. 
 
Der Allgemeine Soziale Dienst (ASD) des Jugend- und Versorgungsamtes Rottweil 
leistet bei jungen Menschen, die einer Straftat beschuldigt und/oder deshalb verurteilt 
werden nach §§ 38, 50 Jugendgerichtsgesetz und § 52 SGB VIII Jugendgerichtshilfe. 
Dies stellt sowohl eine Hilfe für die betroffenen jungen Menschen und deren Familie 
wie auch für die Justiz dar. Auf der Basis von persönlichen Kontakten und 
Beratungsgesprächen wird in einer gutachterlichen Stellungnahme vor Gericht zur 
Lebenssituation, zur Sozialisation, zur Motivation und Einstellung zur Tat und zu den 
zu ergreifenden Maßnahmen aus pädagogischer Sicht berichtet. 
 
Mit den jungen Menschen und deren Familie wird die Situation nicht nur besprochen 
und nötige Beratung geleistet, sie werden bei Bedarf während des Verfahrens 
begleitet, Hilfestellungen werden gegeben und es wird geprüft, ob Hilfen zur 
Erziehung nach dem SGB VIII erforderlich sind. Aufgabe der Jugendgerichtshilfe ist 
es weiter, verhängte Weisungen und Auflagen zu vermitteln und deren Erledigung zu 
überprüfen.  
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4.1 Betreuungsweisungen 
 
Seit November 2000 werden von der Jugendgerichtshilfe auch 
Betreuungsweisungen und der Täter - Opfer - Ausgleich durchgeführt.  
 
Neben den Sozialen Trainingskursen zählen diese Reaktionsformen auf 
Straffälligkeiten zu den sogenannten Ambulanten Maßnahmen. 
 
Der Grundgedanke des Jugendgerichtsgesetzes ist auf Erziehung und Prävention 
ausgerichtet. In geeigneten Fällen wird deshalb davon ausgegangen, dass die im 
Urteil ausgesprochenen Betreuungsweisungen, die in der Regel ein Jahr dauern, 
dem Verurteilten helfen, Ursachen von Straffälligkeit zu meiden. So soll dem Rückfall 
vorgebeugt werden und Betroffene werden durch Hilfe bezüglich Bewerbung, 
Arbeitsplatzsuche, Schulschwierigkeiten, Belastungen im Elternhaus etc. unterstützt. 
Im Jahr 2019 wurden 9 (Vorjahr 6) Betreuungsweisungen bearbeitet.  
 
4.2 Täter-Opfer-Ausgleich 
 
Bei Straftaten, die zwischen verschiedenen Personen ablaufen, bei welchen also klar 
die Person des Täters und die des Opfers beschrieben werden kann, ist der Täter-
Opfer-Ausgleich eine mögliche Reaktionsform. Zwischen Täter und Opfer soll eine 
Beziehung vermittelt werden. Beide haben die Möglichkeit, ihre Situation und ihre 
Einschätzung der Tat zu beschreiben. So kann für den Täter deutlich werden, 
welchen Schaden – und dies nicht nur im materiellen Sinn – er angerichtet hat, 
welche Ängste er möglicherweise ausgelöst hat, und das Opfer hat Gelegenheit, den 
Täter als Person, die nicht nur schlechte Seiten hat, kennen zu lernen. Die Straftat 
wird auf einer persönlichen und nicht nur anonymisierten Ebene bearbeitet. Im 
Idealfall entschuldigt sich der Täter beim Opfer und bietet persönliche 
Schadenswiedergutmachung an.  
 
Der Täter-Opfer-Ausgleich kann sowohl vor der Hauptverhandlung durchgeführt 
werden und zu einem milderen Urteil oder gar zur Einstellung des Verfahrens durch 
den Staatsanwalt führen als auch Auflage des Gerichtes im Urteil sein. 
 
Im Jahr 2019 wurden 5 Fälle (Vorjahr 9) im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs 
bearbeitet.  
 
4.3 Arbeitskreis für gefährdete Jugendliche 
 
Kriminalistische Untersuchungen haben ergeben, dass ca. 5% der polizeilich 
ermittelten Jungtäter (Kinder, Jugendliche, Heranwachsende) für etwa 40% aller von 
dieser Altersgruppe begangenen Straftaten verantwortlich sind.  
 
Geht man bei den anderen jungen Menschen davon aus, dass Straffälligkeit ein eher 
episodenhaftes Ereignis ist, das sich mit der Reaktion auf Delinquenz und 
zunehmender Reife verliert, muss bei dieser kleinen Gruppe angenommen werden, 
dass sich hier kriminelle Karrieretendenzen verfestigen.  
 
Beide Erkenntnisse waren Anlass für ein Initiativprogramm der Landesregierung, 
dem sich auch die kommunalen Spitzenverbände angeschlossen haben. 
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In das Programm sollen Jungtäter aufgenommen werden, bei denen die Qualität und 
die Quantität ihres bisherigen delinquenten Verhaltens eine Fortsetzung der 
strafbaren Handlungen stark vermuten lässt.  
 
Alle Institutionen, die mit Jungtätern befasst sind, sollen enger und vernetzt 
kooperieren. Namentlich sind dies die Polizei, die Staatsanwaltschaft, das 
Jugendamt und in Einzelfällen die Ausländerbehörden. Angestrebtes Ziel ist eine 
schnellere, untereinander abgestimmte Reaktion auf die jeweils begangene Tat und 
die Lebenssituation des Einzelnen. 
 
Anfang Dezember 1999 wurde zwischen der Polizeidirektion Rottweil, der 
Staatsanwaltschaft Rottweil, den Ausländerbehörden der Großen Kreisstädte und 
des Landkreises sowie dem Jugend- und Versorgungsamt Rottweil vereinbart, dass 
der Versuch unternommen werden soll, das Programm auch im Landkreis Rottweil 
umzusetzen.  
 
Es wurde beschlossen, im Landkreis Rottweil nicht vom „Intensivtäterprogramm“ 
oder „jugendlichen Intensivtätern“ zu sprechen, sondern von „strafrechtlich 
gefährdeten jungen Menschen“. 
Mit Stand vom 31.12.2019 waren 5 junge Menschen (Vorjahr 4) in das Modell 
aufgenommen.  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass bei jungen Menschen im Programm 
Maßnahmen in kritischen Situationen gebündelt, schneller und einheitlich in Ansatz 
gebracht werden konnten.  
 
Man kann sicherlich nicht den Rückschluss ziehen, dass durch das Programm eine 
Kooperation zwischen Staatsanwaltschaft, Polizei und Jugendamt erst initiiert wurde. 
Seit Jahren arbeiten die genannten Behörden schon zusammen und diese 
Zusammenarbeit hat sich immer mehr verfestigt (Jugendgerichtshilfe, 
Jugendschutzkontrollen, Missbrauch, Misshandlung, Herausnahme von Kindern...). 
 
Eine solche Zusammenarbeit, die dem Wort im Sinne von „zusammen arbeiten“, mit 
gleichzeitiger Akzeptanz der Profession und des Auftrages des anderen gerecht wird, 
ist, schaut man sich im Land um, nicht selbstverständlich. Wir können stolz darauf 
sein, dass dies im Landkreis Rottweil deutlich besser ist. 
 
Dies stellt eine ideale Basis für den genannten Arbeitskreis dar. Gegenseitige 
Akzeptanz und Wertschätzung führten zu guten Arbeitsergebnissen und hatten somit 
eine hohe Intensität der Arbeit zur Folge, sie reichen aber auch in den Arbeitsalltag 
hinein. Es gibt kurze Wege der Verständigung, Abstimmung und Beratung. Der 
Zweck des Modells ist damit erreicht.  
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4.4 Kinder- und Jugendschutz 
 
Über die Erkenntnis Mitte des 19. Jahrhunderts, dass Kinder und Jugendliche keine 
„kleinen Erwachsenen“ sind, hat sich der Kinder- und Jugendschutz entwickelt. 
Gesetze zum Kinderarbeitsschutz und pädagogische Überzeugungen, die eine 
Erziehung vom Kinde aus forderten, mit Rechten von Kindern und Jugendlichen auf 
eine kindgerechte Erziehung und eine gesunde Entwicklung, führten in vielen kleinen 
Schritten zum heutigen Kinder- und Jugendschutz. 
 
Zentrale Aufgabe und Ziel aller Bemühungen ist es, die Rechte und Chancen von 
Kindern und Jugendlichen auf eine positive gesundheitliche wie auch psychosoziale 
Entwicklung zu sichern und die Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern. 
 
Bei der Verwirklichung stehen drei sich ergänzende Maßnahmenkomplexe im 
Vordergrund: 

• Sicherung einer alters- und entwicklungsangemessenen Erziehung; 
• Setzung und Durchsetzung von Ge- und Verboten gegenüber Personen, 

Gruppen und Organisationen, die durch ihr Handeln die nachwachsende 
Generation gefährden könnten. Hier wird ein weiteres Ziel des 
Jugendschutzes, nämlich das der Prävention gegen mögliche Gefährdungen, 
deutlich; 

• Analyse der bestehenden Lebensbedingungen mit resultierenden 
Forderungen und Vorschlägen, die Hindernisse für die kindliche oder 
jugendliche Entwicklung beseitigen.  

 
Aus dieser Aufzählung wird schon deutlich, dass bei der Verwirklichung des 
Jugendschutzes nicht nur der Jugendhilfeträger sondern alle Institutionen, die mit 
Kindern und Jugendlichen zu tun haben, alle gesellschaftlichen Schichten, nicht 
zuletzt die Familie – die  Eltern – gefordert sind.  
 
Die Setzung und Durchsetzung von Ge- und Verboten mündet in speziellen 
Gesetzen: 
- dem Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit; 
- dem Jugendmedienschutz; 
- dem Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend.  
Im Kinder- und Jugendhilferecht ist der erzieherische Jugendschutz als Aufgabe der 
Jugendhilfe verankert. Ergänzende Bestimmungen finden sich in vielen Gesetzen 
und Vorschriften, so z. B. im Strafgesetzbuch, Bürgerlichen Gesetzbuch, 
Jugendgerichtsgesetz, Gaststättengesetz, etc. 
Der im Jugendhilferecht verankerte Grundgedanke des erzieherischen 
Jugendschutzes hat zum Ziel, dass: 
 
- junge Menschen befähigt werden, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen, 
- junge Menschen zu Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und 

Eigenverantwortlichkeit sowie zu Verantwortung gegenüber ihren Mitmenschen 
geführt werden,  

- Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser befähigt werden, Kinder und 
Jugendliche vor gefährdenden Einflüssen zu schützen.  

 
Durch die Arbeit vieler – Kindergärten, Schulen, Gesundheitsamt, Krankenkassen, 
Ärzte, Vereine, Beratungsstellen, freie Träger der Jugendhilfe, Kirchen, Jugendamt  
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u. a. – wird versucht, den vorgegebenen Zielen des Jugendschutzes durch 
Aufklärung, Beratung und Information in Unterricht, bei Elternabenden, durch 
Medienarbeit, durch Broschüren und Aufkleber, durch Beratungsstände und 
persönliche sowie telefonische Beratung etc. gerecht zu werden. Themen der 
unterschiedlichen Arbeit können Sucht, Gewalt, Medien, Werbung, religiöse 
Bewegungen, Okkultismus, Aids, Rechtsextremismus, Kindesmisshandlung, 
sexueller Missbrauch, Gesundheitsvorsorge, Jugendkriminalität und vieles mehr 
sein.  
 
Dieser berechtigte Schwerpunkt des Jugendschutzes auf der Vorbeugung reicht 
allein leider nicht aus. Durch entsprechende Kontrollen muss parallel hierzu auf die 
Einhaltung der Gesetze geachtet werden. 
 
Seit 1996 wurden durch die Beamten der Polizei und die Mitarbeiter des 
Jugendamtes meist zu nächtlicher Stunde und an Wochenenden über Hunderte von 
Jugendschutzkontrollen durchgeführt. Discotheken, Videotheken, Gaststätten, 
Spielhallen, Tanzveranstaltungen, Supermärkte und Verkaufsstände wurden im 
Hinblick auf die Einhaltung des Gesetzes kontrolliert.  
 
Im Jahr 2019 wurden insgesamt 53 Kontrollen von den Mitarbeitern des 
Jugendamtes und der Polizei durchgeführt. Außerdem wurden weitere Kontrollen 
beim Rottweiler Narrentag und verschiedenen Dorf- und Stadtfesten durchgeführt. 
Zusätzlich wurden am „Schmotzigen Donnerstag“ sämtliche Geschäfte und Lokale 
der Rottweiler Innenstadt mehrfach kontrolliert. Das Treiben auf den Straßen der 
Innenstadt hatte man dabei ebenfalls im Auge. 
 
In einer Zwischenbilanz kann gesagt werden, dass es – wie erwartet – zu 
entsprechenden Verstößen kam und kommt und neben Anzeigen gegen Veranstalter 
betroffenen Kindern, Jugendlichen und deren Eltern in Gesprächen aufgezeigt 
werden muss, welchen Gefährdungen sie sich aussetzen.  
Positiv kann allerdings festgehalten werden – und dies war in diesem Ausmaß nicht 
unbedingt so zu erwarten – dass sich die Öffentlichkeit und Eltern im Landkreis 
Rottweil gegenüber den Anliegen des Jugendschutzes sehr aufgeschlossen zeigen 
und auch die Kontrollen und ergriffenen Maßnahmen nicht wirkungslos bleiben. 
Hierbei ist die Arbeit der Presse hilfreich.  
 
Eltern, die sich früher so manchem Freizeitverhalten ihrer Kinder hilflos ausgeliefert 
fühlten, sind wieder besser in der Lage, entsprechenden Einfluss zu nehmen, und 
zwischenzeitlich werben fast alle Veranstalter für ihre Discos mit dem Zusatz: 
„Ausweiskontrolle“ in der Presse. Bei vielen Veranstaltungen wird in vielfältiger 
Weise auf die Einhaltung des Jugendschutzes geachtet. Die Städte und Gemeinden 
im Landkreis haben die Abgabe von Alcopops in öffentlichen Räumen (bei 
Veranstaltungen) verboten. 
 
4.4.1 Jugendschutz – Na klar! 
 
Das im Jahr 2005 in Kooperation mit der kommunalen Jugendarbeit, der 
Stadtverwaltung, der Polizei und dem Jugend- u. Versorgungsamt Rottweil in der 
Großen Kreisstadt Schramberg eingeführte Projekt „Jugendschutz – Na klar!“ wird 
aufgrund der dort gewonnenen positiven Erfahrungen seit 2010 kreisweit umgesetzt.  
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Jugendschutz – Na klar! sieht eine Zertifizierung von Gaststätten und Tankstellen 
vor, die sich in Sachen Jugendschutz vorbildlich verhalten. Hierzu gehören 
Schulungen zum Jugendschutzgesetz von Mitarbeitern der Betriebe, 
Einlasskontrollen, Werbung mit dem Hinweis auf die Einhaltung des 
Jugendschutzgesetzes, das Angebot eines attraktiven, nicht alkoholischen 
Getränkes das billiger ist als das günstigste alkoholische Getränk und keine 
Auffälligkeiten im Rahmen von Jugendschutzkontrollen.  
Die so ausgezeichneten Betriebe werden vom jeweiligen Bürgermeister bzw. 
Oberbürgermeister zertifiziert. Ein attraktives Logo am Eingang informiert die 
Öffentlichkeit über die Auszeichnung des Betriebes. Weiter werden die zertifizierten 
Betriebe auf den Homepages der Städte und Gemeinden, der Polizei und des 
Landkreises besonders hervorgehoben.  
 
Insgesamt beteiligen sich folgende Städte und Gemeinden am Projekt:  
Aichhalden, Deißlingen, Dornhan, Dietingen, Dunningen, Epfendorf, Eschbronn, 
Fluorn-Winzeln, Hardt, Lauterbach, Oberndorf a.N., Rottweil, Schenkenzell, 
Schiltach, Schramberg, Sulz a.N., Villingendorf, Vöhringen, Wellendingen und 
Zimmern o.R.. 
 
Seit dem Jahr 2014 werden die Schulungen durch das Kreisjugendreferat direkt 
durchgeführt. Aufgrund der abnehmenden Zahl noch nicht zertifizierter Betriebe und 
der sehr unterschiedlichen Betriebszeiten fällt es zunehmend schwer, ausreichend 
viele Teilnehmer für den gleichen Termin zu gewinnen, damit die Schulungen 
didaktisch sinnvoll durchgeführt werden können. Seit 2016 schult der 
Kreisjugendreferent daher direkt beim Besuch der Gaststätte und händigt die 
Schulungsinhalte zudem schriftlich als Handreichung aus. Zum Jahresende 2019 
waren insgesamt 225 Betriebe zertifiziert.  
 
 
5. Adoptionsvermittlung 
 
Die Adoptionsvermittlungsstelle des Jugend- und Versorgungsamtes Rottweil führt 
keine Vermittlung von Kindern aus dem Ausland durch. Jede 
Adoptionsvermittlungsstelle benötigt eine besondere Zulassung als anerkannte 
Auslandsvermittlungsstelle, also auch das Jugendamt, das Auslandsadoptionen 
durchführen will. Die Zulassung bezieht sich dann auf ein bestimmtes Herkunftsland, 
es handelt sich nicht um eine allgemeine Zulassung. Die Zulassung als anerkannte 
Auslandsvermittlungsstelle ist nicht an eine zusätzliche personelle Ausstattung 
gebunden, erfordert aber den Nachweis besonderer Kenntnisse und Erfahrungen in 
Bezug auf das Herkunftsland des Kindes.  
 
Nach entsprechendem Antrag und Ausweitung des Personaleinsatzes ist das 
Jugend- und Versorgungsamt Rottweil als Adoptionsvermittlungsstelle für Kinder aus 
dem Inland zugelassen. Adoptionswillige Ehepaare müssen, wie seit vielen Jahren, 
lange Wartezeiten in Kauf nehmen bzw. akzeptieren, dass es schließlich zu keiner 
Adoption aus dem Inland kommt. 
 
Bei den abgeschlossenen Adoptionen im Jahre 2019 handelt es sich hauptsächlich 
um die Adoption von Stiefkindern. 
 
Am 19.05.2005 ist die Verordnung über die im Adoptionsvermittlungsverfahren zu 
erstattenden Kosten (Adoptionsvermittlungsstellenanerkennungs- und 
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Kostenverordnung – AdVermiStAnKoV) in Kraft getreten. In der Verordnung finden 
sich zwei Vorschriften, die ausschließlich die staatlichen 
Adoptionsvermittlungsstellen betreffen und die Erhebung von Gebühren und die 
Erstattung von Auslagen in internationalen Adoptionsvermittlungsverfahren regeln.  
 
Die Erhebung von Gebühren und Erstattung von Auslagen gilt nur für die 
interstaatliche Adoptionsvermittlung und nicht für reine Inlandsverfahren.  
 
Nachdem vom Jugend- und Versorgungsamt kein vollständiges internationales 
Adoptionsvermittlungsverfahren mehr durchgeführt wird, beträgt die Gebühr für die 
Durchführung einer Eignungsüberprüfung nach § 7 Abs. 3 Satz 1 AdvermiG 
1.200,00 €. Diese Eignungsprüfung durch das Jugend- und Versorgungsamt im 
Hinblick auf die Adoption eines Kindes aus dem Ausland wurde 2019 von keinem 
Ehepaar in Anspruch genommen. 
 
Die Arbeit der Adoptionsvermittlungsstelle des Jugend- und Versorgungsamtes 
Rottweil in Zahlen: 
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6. Arbeitsbereich BAV: 
Beistandschaft, Beratung, Beurkundung,  
Vormundschaften und Pflegschaften für Minderjährige 
 
Das Arbeitsgebiet Beistandschaft / Amtspflegschaft / Amtsvormundschaft (BAV) setzt 
sich schwerpunktmäßig aus folgenden vier Arbeitsfeldern zusammen:  
 
Beratung gemäß §§ 18 und 52 a SGB VIII 
Aufgaben / Tätigkeiten: Prävention / Hilfe zur Selbsthilfe, 
Information / Vermittlung an andere Stellen / Kooperation, Beratung und 
Unterstützung. 
 
Beistandschaft im Rahmen des § 1712 BGB 
Aufgaben / Tätigkeiten: Beratung und Unterstützung / Begleitung, 
Feststellung der Vaterschaft und/oder Unterhaltspflicht  
und hierbei Vertretung des Kindes bei Rechtsstreitigkeiten vor Gericht, gesetzliche 
Vertretung zusammen mit dem Elternteil, einzelfallbezogene Kooperation. 
 
Beurkundung und Beglaubigung im Rahmen des § 59 SGB VIII 
Aufgaben / Tätigkeiten: entsprechen denen eines Notars für die uns in  
§ 59 SGB VIII zugewiesenen Beurkundungsbefugnisse. 
 
Amtspflegschaften / Amtsvormundschaften 
Aufgaben / Tätigkeiten: Beratung, Unterstützung und Begleitung, 
gesetzliche Vertretung anstelle der Eltern, 
Verantwortlichkeit für den Mündel / Pflegling, Vertretung der alleinigen Interessen 
des Kindes, Kooperation mit anderweitigen Beteiligten. 
Die Aufgabe der Beratung und Unterstützung außerhalb der Beistandschaft ist zum 
integralen Bestandteil des Arbeitsgebietes BAV geworden. 
Jeder Elternteil, der alleine für ein Kind sorgt, hat Anspruch auf Beratung und 
Unterstützung (§ 18 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). 
 
Jeder Elternteil, in dessen Obhut ein minderjähriges Kind lebt, hat das Recht, die 
Beistandschaft des Jugendamtes zu beantragen. Die Alleinsorge ist nicht 
erforderlich. Die Beistandschaft umfasst die Feststellung der Vaterschaft und/oder 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen sowie eines eventuellen 
Mehrbedarfes. 
 
Als Urkundsperson sind die Sachbearbeiter für Belehrung, Prüfung und Beurkundung 
zuständig. Der Beurkundungsvorgang beinhaltet die ausführliche 
Informationsweitergabe über Inhalte und Rechtsfolgen einer Beurkundung. 
 
In der Amtsvormundschaft / Amtspflegschaft übernimmt der Sachbearbeiter / die 
Sachbearbeiterin anstelle der Eltern eine umfassende rechtliche und persönliche 
Verantwortung und die Aufgabe der parteilichen Interessenswahrnehmung für das 
betroffene Kind. Der Vormund/Pfleger hat mit dem Mündel/Kind persönlich Kontakt 
zu halten. 
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Die Abteilung BAV in Zahlen:  
 
bestehende Beistandschaften 
am 31.12.2015 = 1.132 Fälle 
am 31.12.2016 = 1.135 Fälle 
am 31.12.2017 = 1.069 Fälle 
am 31.12.2018 = 1.036 Fälle 
am 31.12.2019 = 1.013 Fälle  
 

gesetzliche Amtsvormundschaften 
am 31.12.2015 =   2 Fälle  
am 31.12.2016 =   1 Fall 
am 31.12.2017 =   3 Fälle 
am 31.12.2018 =   3 Fälle 
am 31.12.2019 =   2 Fälle 

bestellte Amtspflegschaften 
am 31.12.2015 = 32 Fälle  
am 31.12.2016 = 40 Fälle 
am 31.12.2017 = 35 Fälle  

bestellte Amtsvormundschaften 
am 31.12.2015 =   51 Fälle (davon 38 UMA) 
am 31.12.2016 = 103 Fälle (davon 87 UMA) 
am 31.12.2017 =   63 Fälle (davon 47 UMA) 

am 31.12.2018 = 34 Fälle    am 31.12.2018 =   34 Fälle (davon 16 UMA) 
am 31.12.2019 = 28 Fälle    am 31.12.2019 =   28 Fälle (davon 7 UMA) 
 
Beurkundungen 
im Jahr 2015 = 526 
im Jahr 2016 = 569 
im Jahr 2017 = 577 
im Jahr 2018 = 572 
im Jahr 2019 = 568 
 
Begründung der gemeinsamen elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter 
Eltern, beurkundet beim Jugend- und Versorgungsamt Rottweil: 
im Jahr 2015 = in 174 Fällen  
im Jahr 2016 = in 181 Fällen  
im Jahr 2017 = in 191 Fällen  
im Jahr 2018 = in 197 Fällen  
im Jahr 2019 = in 179 Fällen 
 
 
7. Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) 
 
Das Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehender Mütter und 
Väter durch Unterhaltsvorschüsse oder –ausfallleistungen – 
Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) – wurde zum 01. Januar 1980 als überbrückende 
familienpolitische Leistung eingeführt, um die Unterhaltsansprüche von Kindern 
Alleinerziehender zu sichern. Diese – bis zum 01.07.2017 – bedarfs- und 
einkommensunabhängige Sozialleistung wurde durch die Ausweitung von 
Bezugsdauer und –alter regelmäßig fortentwickelt. 
 
Anspruch auf die Leistung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz hat ein Kind, wenn 
es in Deutschland seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, bei einem 
alleinerziehenden Elternteil lebt und von dem anderen Elternteil nicht mindestens 
Unterhalt in Höhe des Mindestunterhalts nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch erhält. 
Das Kind und der alleinerziehende Elternteil müssen in einem Haushalt 
zusammenleben. 
Seit dem 01.07.2017 können Kinder bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres ohne 
zeitliche Einschränkung Unterhaltsvorschuss erhalten. Die bisherige 
Höchstbezugsdauer von 72 Monaten ist ab diesem Zeitpunkt entfallen.  
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Kinder ab dem 12. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr können ebenfalls 
Unterhaltsvorschuss erhalten, wenn sie nicht auf Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SG II) angewiesen sind, die Hilfebedürftigkeit nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGBII) durch die Unterhaltsvorschussleistung vermieden 
werden kann oder der betreuende Elternteil im SGB II-Bezug mindestens 600,00 € 
brutto verdient. 
 
Die Höhe des Unterhaltsvorschusses richtet sich nach den 
Mindestunterhaltsbeträgen des Bürgerlichen Gesetzbuches unter Anrechnung des 
Erstkindergeldes nach § 66 Einkommenssteuergesetz bzw.  
§ 6 Bundeskindergeldgesetz.  
 
Seit dem 01.01.2019 beträgt die Unterhaltsleistung 
 
a) für Kinder bis unter 6 Jahren 160,00 € monatlich  
b) für Kinder von 6 bis unter 12 Jahren 212,00 € monatlich 
c) für Kinder von 12 bis unter 18 Jahren 282,00 € monatlich  
 
Aufgrund der Kindergelderhöhung ergeben sich seit dem 01.07.2019 neue 
Unterhaltsvorschussbeträge: 
 
a) für Kinder bis unter 6 Jahren 150,00 € monatlich  
b) für Kinder von 6 bis unter 12 Jahren 202,00 € monatlich 
c) für Kinder von 12 bis unter 18 Jahren 272,00 € monatlich. 

 
Auf die genannten Unterhaltsvorschussbeträge werden die Unterhaltszahlungen des 
anderen Elternteils oder Waisenbezüge, sowie bei Berechtigten, die keine 
allgemeinbildende Schule mehr besuchen, Einkünfte aus Vermögen und der Ertrag 
aus zumutbarer Arbeit angerechnet. 
 
Von den Mitarbeiterinnen der Unterhaltsvorschusskasse (UVK) wird große Mühe 
darauf verwendet, von den säumigen Unterhaltspflichtigen die Gelder wieder zurück 
zu erlangen, die entsprechend den Gesetzesvorgaben an die Unterhaltsberechtigten 
vorgestreckt wurden.  
 
Der Rückgriff ist äußerst zeitaufwendig. Im Jahr 2019 konnten von den 
aufgewendeten Mitteln rd. 24 % zurückerlangt werden.  
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Leistungs- und Rückgriffsfälle 
 
7.1 Leistungs- und Rückgriffsfälle 
 

 

 
 
8. Hilfe für Menschen in besonderen Lebenslagen 
 
Im Jahr 2007 wurde die Stelle „Hilfe für Menschen in besonderen Lebenslagen“ beim 
Allgemeinen Sozialen Dienst des Jugend- u. Versorgungsamtes eingerichtet. Der 
Arbeitsbereich basiert auf den §§ 1, 11, 67 und 68 SGB XII und umfasst eine zeitlich 
nicht begrenzte, ambulante Hilfe für Menschen, die in besonderen Schwierigkeiten 
sind. Diese sind insbesondere Obdachlosigkeit, Verwahrlosung, Vermüllung, 
Isolation, wirtschaftliche Schwierigkeiten im Zusammenhang mit einer unsicheren 
Grundversorgung, (psychische) Erkrankungen ohne notwendige medizinische 
Behandlung sowie Krisen und Konflikte im sozialen Umfeld.  
 
In enger Kooperation mit den Stadt- und Gemeindeverwaltungen, dem 
Gesundheitsamt, dem Sozialamt, der Betreuungsbehörde, den Sozialstationen und 
Ärzten sowie den gesetzlichen Betreuern und Betreuungsvereinen sowie der 
Altenhilfefachberatung wird versucht, durch Beratung, Anleitung und Motivation die 
Selbsthilfekräfte der betroffenen Personen zu aktivieren. Weiter wird versucht, 
Unterstützung durch Förderung möglicher Ressourcen und Sicherung der 
Lebensbedingungen für die betroffenen Personen, die für sie selbst und das 
öffentliche Interesse akzeptabel sind, zu leisten.  
 
Der Hilfeansatz ist umfassend und erfolgt nachrangig. Insgesamt erfährt die 
Einrichtung der Stelle in allen Städten und Gemeinden im Landkreis positive 
Resonanz, wobei die Fallzahlen den bestehenden Bedarf bestätigen.  
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In den Jahren 2016, 2017, 2018 und 2019 bestanden folgende Kontakte: 
 

 
 2016 2017 2018 2019 

Einmaliger Kontakt zu: 36 Bürgern 23 Bürgern 28 Bürgern 33 Bürgern 

2-5 Kontakte zu 48 Bürgern 43 Bürgern 48 Bürgern 39 Bürgern 

6-9 Kontakte zu 16 Bürgern 7 Bürgern 15 Bürgern 21 Bürgern 

10 und mehr Kontakte 
zu 

13 Bürgern 18 Bürgern 12 Bürgern 16 Bürgern 

 
In der Altersstruktur liegt der Schwerpunkt der Hilfen bei Personen ab 50 Jahren. 
 
 
9. Frühe Hilfen 
 
9.1 Bundesinitiative Netzwerke Frühe Hilfen und Familienhebammen 
 
Vor Förderung mit Mitteln der „Bundesinitiative Netzwerke Frühe Hilfen und 
Familienhebammen“ wurde der projekthafte Auf- und Ausbau von Netzwerken mit 
Zuständigkeit für Frühe Hilfen, entsprechend der Jugendhilfeplanung im Netzwerk 
zum Kinderschutz, das u. a. die Zuständigkeit für die Frühen Hilfen umfasst, vom 
Jugend- und Versorgungsamt Rottweil mit regelmäßigen Kontakten und einer engen 
Kooperation mit der Polizeidirektion Rottweil und den Polizeirevieren, den Schulen, 
den Kindergärten, den Tagesgruppen, den Sozialpädagogischen Intensivhilfen, dem 
Kreissozialamt, dem Gesundheitsamt, den Stadt- und Gemeindeverwaltungen, der 
Psychologischen Familien- und Lebensberatungsstelle, der 
Schwangerschaftsberatungsstelle, dem Verein „Frauen helfen Frauen und Auswege 
e.V.“, den Nachmittagsbetreuungen an Schulen und den Familiennetzen gestaltet. 
Der Einsatz von Familienhebammen und vergleichbaren Berufsgruppen aus dem 
Gesundheitsbereich im Kontext Früher Hilfen erfolgte bei Gewährung von 
Einzelfallhilfen nach dem SGB VIII.  
 

Seit dem Jahr 2008 erhalten im Landkreis Rottweil lebende Eltern auf Antrag bis zum 
8. Lebensjahr ihres Kindes die Elternbriefe des Vereins „Arbeitskreis Neue Erziehung 
e.V.“ kostenlos durch das Jugend- und Versorgungsamt Rottweil übersandt mit der 
gleichzeitigen Unterbreitung eines Hilfs- und Beratungsangebots. In 46 Elternbriefen 
informiert der Verein Eltern über (fast) alles, was diese über Kindererziehung wissen 
wollen. Die jeweiligen Elternbriefe sind auf entsprechende Entwicklungsabschnitte 
eines Kindes abgestimmt.  
 
Jahr 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

von den Eltern beim Jugendamt 
bestellte Elternbriefe 

178 149 139 134 139 118 

 
Dieses bisher im Bereich der Frühen Hilfen modellhafte Netzwerk soll mit Mitteln der 
Bundesinitiative Netzwerk Frühe Hilfen und Familienhebammen auf-, ausgebaut, 
verstetigt und zu einem Regelangebot werden. Bestehende Kooperationen sollen 
institutionalisiert werden. Der Einsatz von Familienhebammen und vergleichbaren 
Berufsgruppen aus dem Gesundheitsbereich im Kontext Früher Hilfen soll Eltern 
über Unterstützungsangebote in Fragen der kindlichen Entwicklung informieren und 
mit der Durchführung von sogenannten „Willkommensbesuchen“ im Bedarfsfall zur 
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Annahme entsprechender Hilfsangebote motivieren. Beratung, Begleitung und 
Unterstützung im Einzelfall sowie die Initiierung und Durchführung weitergehender 
Hilfen gehören ebenfalls zum Arbeitsfeld. Die Familienhebammen/ 
Familienkinderkrankenschwestern bieten Eltern sowie werdenden Müttern und 
Vätern Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der 
Entwicklung des Kindes in den ersten Lebensmonaten an. Der Fokus wird auf das 
gesamte Familiensystem gerichtet. 
 
Nach der Erarbeitung einer Konzeption zum Einsatz von Familienhebammen und 
Familien- Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen im Landkreis Rottweil 
erfolgte die Personalgewinnung. Seit 01.11.2012 sind beim Jugend- und 
Versorgungsamt eine Familien-, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin und eine 
Kinderkrankenschwester, die die Weiterbildung zur Familien-, Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegerin inzwischen ebenfalls absolviert hat, mit einem 
Beschäftigungsumfang von jeweils 50 % tätig. 
 
Im Jahr 2019 wurde von der Abteilung Frühen Hilfen bei 53 Familien ein 
Willkommensbesuch (einmaliger Kontakt) durchgeführt, bei 45 Familien ein 
erweiterter Willkommensbesuch und es wurden 25 Familien in belasteten 
Lebenssituationen durch Hausbesuche unterstützt.  
 
9.2 Landesprogramm STÄRKE 
 
Die Landesregierung hat 2008 beschlossen, die Familien- und Elternbildung mit dem 
Landesprogramm STÄRKE gezielt zu fördern. STÄRKE soll den Stellenwert von 
Familien- und Elternbildung betonen, die Kooperation zwischen Jugendamt, 
Bildungsträgern und sonstigen professionellen Diensten fördern und zur 
Weiterentwicklung eines bedarfsgerechten Netzes von Familien- und 
Elternbildungsveranstaltungen beitragen.  
Das Programm startete ab 01.09.2008 und wurde zum 01.07.2014 neu ausgerichtet, 
um insbesondere Familien mit Unterstützungsbedarf noch besser zu erreichen und 
neue Fördermöglichkeiten aufzunehmen. Neben Müttern sollen künftig gezielt auch 
Väter in die Familienbildungsangebote mit einbezogen werden. 
 
Seit 2014 werden folgende Angebote gefördert:  
• Familienbildungsangebote für Familien mit Kindern im ersten Lebensjahr 

Familien in schwierigen finanziellen Verhältnissen können auf Antrag beim 
Besuch der Kurse pro Elternteil bis zu 100,- € erhalten. 

• Familienbildungsangebote für Familien in besonderen Lebenssituationen. Es  
werden je Elternteil maximal 500,- € bewilligt.  

• Hausbesuche im Anschluss an ein Familienbildungsangebot. Es werden pro 
Familie 500,- € bewilligt. 

• Familienbildungsfreizeiten. Sie stellen eine Kombination aus Erholung und 
Bildung in größeren Gruppen dar und richten sich an Familien in besonderen 
Lebenssituationen.  

• Offene Treffs  als niedrigschwellige Kontakt-, Anlauf- und Begegnungsstellen im 
üblichen Sozialraum von Familien mit kleinen Kindern.  

 
Im Landkreis Rottweil wurde das Kursangebot stetig erweitert und zunehmend 
stärker in Anspruch genommen. Die aus den Anfangsjahren noch verbliebenen 
Restmittel konnten jeweils im Folgejahr mit ausgegeben werden. Diese Restmittel 
wurden in 2014 erstmals komplett verbraucht. Seit 2016 steht nur noch die jährliche 
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Regelförderung des Landes zur Verfügung. Da das Antragsvolumen seitens der 
Bildungsträger regelmäßig höher ausfällt als die bereitgestellten Gelder, beinhalten 
die Bewilligungsbescheide ausdrücklich ein Widerrufsrecht des Jugend- und 
Versorgungsamts, für den Fall, dass die verfügbaren Mittel im Laufe des Jahres 
aufgebracht wurden. Das Verhältnis zu den Bildungsträgern und Einzelanbieterinnen 
ist gut und konstruktiv. 
Zum 01.01.2019 wurde das Programm nochmals neu ausgerichtet. Gefördert werden 
jetzt nur noch Familienbildungsangebote für Familien in besonderen 
Lebenssituationen, Familienbildungsfreizeiten und Offene Treffs. Diese drei Formate 
wurden ab 2014 am stärksten in Anspruch genommen und schnitten in der 
Evaluation als am wirksamsten ab.  
 
 

 
 
 
10. Sonstiges 
 
10.1 Jugendberufshilfe 
 
Die Jugendberufshilfe unterstützt junge Menschen beim Übergang von der Schule in 
eine Berufsausbildung oder in eine Tätigkeit. Sie kümmert sich um Jugendliche, die 
erkennbare Leistungsdefizite, soziale Problemlagen, Motivations- und 
Orientierungsprobleme aufweisen und von ihrem Elternhaus nicht die erforderliche 
Unterstützung erfahren. Hauptzielgruppen sind Schüler des 
Berufsvorbereitungsjahres, Teilnehmer der Berufsfachschulklassen sowie 
jugendliche bzw. heranwachsende Arbeitslose.  
Eine Umfrage bei den Schulleitern der entsprechenden Schulen hat ausnahmslos 
ergeben, dass durch die Arbeit der Jugendberufshilfe am Ende des Schuljahres eine 
sehr hohe Vermittlungsquote in die Lehre, in andere Schulen oder in Maßnahmen 
der Agentur für Arbeit erreicht wurde. 
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Im Landkreis wurde das Projekt Jugendberufshelfer mit finanzieller Förderung des 
Europäischen Sozialfonds, des Landes Baden-Württemberg und des Landkreises 
auch 2019 durchgeführt. Damit werden im Landkreis seit dem Jahr 2000 Angebote 
der Jugendberufshilfe vorgehalten. 
 
10.2 Schulsozialarbeit 
 
Unter Jugendsozialarbeit an Schulen (Schulsozialarbeit) ist die ganzheitliche, 
lebensweltbezogene und lebenslagenorientierte Förderung und Hilfe für 
Schülerinnen und Schüler im Zusammenwirken mit der Schule zu verstehen. Die 
Schulsozialarbeit leistet eine wertvolle Unterstützung ergänzend zum Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schule und hat positive Auswirkungen auf das Schulleben 
insgesamt. Schulsozialarbeit ist ein Leistungsangebot der Jugendhilfe an der Schule. 
Mit dem differenzierten Instrumentarium der Schulsozialarbeit, die auch Eltern 
erreicht und einbindet, können soziale Benachteiligungen ausgeglichen und 
individuelle Problemlagen besser bewältigt werden. Schulsozialarbeit trägt so zur 
Stabilisierung des Schulerfolgs, zur Eingliederung in die Arbeitswelt und zur 
gesellschaftlichen Integration bei. 
 
Bereits seit 01.09.2008 fördert der Landkreis Rottweil die Jugendsozialarbeit an den 
Beruflichen Schulen des Landkreises. Seit 01.01.2017 wurde die Förderung auf 4,7 
Stellen erweitert. Eine enge Zusammenarbeit mit der Jugendberufshilfe ist 
gewährleistet. Erwünschte Synergieeffekte werden genutzt. Sämtliche 
Schulleitungen bewerten die Arbeit positiv. 
 
Erfreulicherweise hat auch das Land Baden-Württemberg endlich seiner 
Verpflichtung im Bereich der Schulsozialarbeit Rechnung getragen und beteiligt sich 
seit 01.01.2012 an der Finanzierung der Schulsozialarbeit. Die Förderpauschale pro 
Vollzeitstelle beträgt 16.700,00 Euro jährlich. Beim Ministerium für Soziales und 
Integration Baden-Württemberg wurde eine Arbeitsgruppe zur Überarbeitung der 
aktuellen Fördergrundsätze eingerichtet. Dem vorliegenden Entwurf der Grundsätze 
ist zu entnehmen, dass voraussichtlich an der Höhe der Förderpauschale pro 
Vollzeitstelle keine Änderung eintreten wird. 
 
Seit dem Jahr 2012 fördert der Landkreis Rottweil neben der offenen Jugendarbeit 
auch die Schulsozialarbeit in den Städten und Gemeinden im Kreis. Die 
Fördergrundsätze sehen eine Förderung von 33 % des Arbeitgeberaufwands für 
maximal 2,5 Fachkräfte je Stadt/Gemeinde vor. Im Jahr 2019 wurde in insgesamt 12 
Städten und Gemeinden im Kreis das Angebot der Schulsozialarbeit vorgehalten 
(Aichhalden, Bösingen, Deißlingen, Dornhan, Dunningen, Oberndorf a.N., Rottweil, 
Schramberg, Sulz a.N., Villingendorf, Wellendingen und Zimmern o.R.). Der 
Landkreis gewährte hierfür für das Jahr 2019 Personalkostenzuschüsse in Höhe von 
insgesamt 204.428,36 €.  
 
10.3 Jugendpflege / Jugendarbeit 
 
Entsprechend den vom Jugendhilfeausschuss und Kreistag beschlossenen 
Richtlinien bewilligt das Jugend- und Versorgungsamt Rottweil Zuschüsse für die 
verbandliche Jugendarbeit. Die Richtlinien wurden 2001 neu gefasst und galten bis 
2012. Seit 2008 wurden die darin festgeschriebenen Fördersätze um 10% erhöht.  
Zum 01.01.2013 wurden die Richtlinien neu gefasst, um Fördertatbestände erweitert 
und die Fördersätze angepasst. Seitdem werden gewährt:  
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• für Jugendgruppenleiterlehrgänge: 4,00 € pro Halbtag, 8,00 € pro Tag und 
9,00 € pro Tag bei Übernachtungen für jede teilnehmende Person;  

• für Jugendfreizeiten: 9,00 € pro Betreuer und Tag der Freizeit, wobei die Zahl 
der bezuschussten Betreuer von der Zahl der Teilnehmer abhängt; 

• für internationale Begegnungen: 3,00 € pro Tag und Teilnehmer für 
Maßnahmen im Inland und 5,00 € pro Tag und Teilnehmer für Maßnahmen im 
Ausland; 

• für Studienfahrten zur außerschulischen politischen Jugendbildung: 9,00 € pro 
Tag und Teilnehmer und  

• für Teilnehmer an Freizeiten, Internationalen Begegnungen oder 
Studienfahrten aus finanziell schwachen Familien: 50% der 
Maßnahmenkosten, höchstens jedoch 100,- €, einmalig pro Jahr.  

 

 
10.3.1 Kreisjugendreferat 
 
Als Ergebnis der Jugendhilfeplanung 2010 sollte die seit 2001 geförderte „Dezentrale 
Jugendpflege“, angesiedelt bei den Städten Rottweil, Oberndorf und Schramberg, zu 
einem zentralen Angebot, angesiedelt beim Landkreis, umgewandelt werden. 
Wesentliche Gründe dafür waren die zunehmende Professionalisierung und 
Ausweitung der Jugendarbeit auch in kleineren Kreisgemeinden und bei 
Jugendverbänden, die steigende Verzahnung von Jugendarbeit und Schule und der 
Ausbau der Schulsozialarbeit.  
 
Dies erforderte aus Sicht der Praktiker in der Jugendarbeit eine neue Struktur, die 
den fachlichen Austausch, die Koordination und die Fortbildung der lokalen 
Fachkräfte gewährleistet, dabei Anregungen und Arbeitshilfen für die 
Weiterentwicklung der Jugendarbeit bietet, die vielfältigen jugendrelevanten 
Arbeitsfelder besser vernetzt und die wechselseitige Rückkopplung von Prozessen 
auf lokaler, regionaler und Landes-Ebene sicherstellt. 
Die Stelle wurde zum September 2011 mit einer Fachkraft besetzt und unter der 
Bezeichnung „Kreisjugendreferat“ in das Jugendamt eingegliedert.  
Die Angebote des Kreisjugendreferats werden gut aufgenommen und zunehmend 
stärker in Anspruch genommen. Zu den wesentlichen Leistungen zählen: 
 

 
 2015 2016 2017 2018 2019 

Zahl der Teilnehmer an 
Jugendgruppen-
leiterlehrgängen 

380 626 567 594 556 

Zahl der Betreuer an 
Freizeitmaßnahmen  

22 40 47 43 51 

Zahl der Teilnehmer an 
internationalen 
Begegnungen  

- - - -  

Zahl der Teilnehmer an 
Studienreisen 

- - - -  

Zahl der finanziell 
schwachen Teilnehmer  

- 2 - -  

Summe der Zuschüsse 
im Jahr  

15.912 € 17.355 € 17.148€ 14.769 € 16.684 € 
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• Fachberatung und Unterstützung von Kommunen, Einrichtungen der 
Jugendarbeit, Verbänden und Initiativen, 

• Fortbildungen für Jugendliche und haupt- oder ehrenamtlich Tätige in der 
Jugendarbeit, 

• Zentrale Jugendleiter-Ausbildung im Landkreis nach dem Standard der 
„Jugendleiter-Card“ (JuLeiCa), 

• Koordination und Vernetzung der Jugendarbeit durch federführende Leitung 
der Sitzungen der „Kreisarbeitsgemeinschaft“, an der alle Fachkräfte in der 
kommunalen Jugendarbeit teilnehmen und mitwirken,  

• Fachtage zu aktuellen Fragestellungen der Jugendarbeit, 
• Organisation und Steuerung von landkreisweiten Programmen und Angeboten 

der Jugendarbeit und Jugendbildung, 
• Digitaler Newsletter mit nützlichen Informationen für die Jugendarbeit 
• Mobilitätsberatung / Servicestelle für Auslandsaufenthalte 
• Erzieherischer Jugendschutz. 

 
Einen besonderen Arbeitsschwerpunkt bildete seit Sommer 2015 die Umsetzung des 
§ 8a SGB VIII (Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung) und des § 72a SGB VIII 
(Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen in der Jugendhilfe). Dazu 
bot das Kreisjugendreferat in Zusammenarbeit mit der Dezernatsleitung in allen 
Städten und Gemeinden des Landkreises Informationsveranstaltungen an, zu denen 
alle ortsansässigen Vereine eingeladen wurden. 
Sie wurden über den gesellschaftlichen Hintergrund des Schutzauftrags, die 
gesetzlichen Regelungen im Bundeskinderschutzgesetz und insbesondere über die 
Pflicht zum Abschluss einer Vereinbarung mit dem öffentlichen Jugendhilfeträger 
informiert. Diese besteht, wenn die Vereine Kinder- und/oder Jugendarbeit betreiben, 
dafür ehrenamtliche Mitarbeiter/innen einsetzen und aus öffentlichen Mitteln 
gefördert werden.  
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Weiterer zentraler Punkt der Information ist das erweiterte polizeiliche 
Führungszeugnis, das die Vereine dann von ihren Ehrenamtlichen einsehen müssen, 
wenn deren Tätigkeit nach Art, Dauer und Intensität ein erhöhtes Gefährdungsrisiko 
für Kinder und Jugendliche darstellen kann.  
Zudem erhalten die Vereine Tipps und Ratschläge, wie sie durch präventive 
Maßnahmen den Schutz der von ihnen betreuten Kinder erhöhen können.  
Die Informationsveranstaltungen in den Städten und Gemeinden konnten im April 
2016 abgeschlossen werden. Aufklärung, Information und Fortbildungen zum 
Schutzauftrag bleiben aber eine Daueraufgabe, zumal immer mehr Vereine für die 
Belange des Kindeswohls sensibilisiert sind und interne Fortbildungen für ihre 
Kinder- und Jugendabteilungen abrufen.  
Die Informationsveranstaltungen boten auch eine gute Gelegenheit, sonstige 
Leistungen des Kreisjugendreferats für die Vereine bekannt zu machen, was in der 
Folge ebenfalls zu einer verstärkten Nachfrage geführt hat.  
Insgesamt konnte mittlerweile mit 461 Vereinen eine Vereinbarung nach § 72a SGB 
VIII geschlossen werden. Das entspricht 76 % aller erfassten Vereine, die Kinder- 
oder Jugendarbeit leisten und dafür öffentlich gefördert werden.  
Einen neuen thematischen Schwerpunkt der Bildungsarbeit bildet seit 2017 das 
Thema „Inklusion – Chance und Herausforderung für Vereine“. Zusammen mit der 
Koordinatorin des Gemeinschaftsprojekts GIEB lädt der Kreisjugendreferent die 
ortsansässigen Vereine zu Informationsabenden in jeder kreisangehörigen 
Gemeinde und zeigt Möglichkeiten auf, wie Menschen mit Behinderung an den 
Angeboten der Vereine teilhaben können. 
Seit April 2017 ist das Kreisjugendreferat anerkannte lokale Servicestelle im 
europäischen Jugendinformationswerk Eurodesk. Als solche berät und unterstützt es 
Jugendliche und deren Eltern, wenn sie einen qualifizierten Auslandsaufenthalt 
planen und bieten Informationsveranstaltungen an Schulen und in der 
Berufsberatung an. Die bekannteste und zugkräftigste Veranstaltung ist dabei die 
jährlich im Herbst durchgeführte Jugendinformationsmesse rund um 
Auslandsaufenthalte „jetzt aber weg“.  
 
10.4 Bereitschaftsdienst 
 
Eigentlich ist es selbstverständlich, dass Mitarbeiter eines Jugendamtes nicht nur 
von Montag bis Freitag während der üblichen Dienstzeiten vom Wohl der Kinder 
reden, entsprechend beraten und handeln sondern auch außerhalb dieser Zeit 
sicherstellen, dass bei Bedarf professionelle Hilfe geleistet wird. 
 
Auf freiwilliger Basis wurde deshalb in den 80er Jahren ein Plan erstellt, in welchem 
die Kolleginnen und Kollegen und deren private Rufnummern aufgelistet waren, die 
sich jeweils bereit erklärten, den Bereitschaftsdienst für eine Woche auszuüben. Der 
Plan wurde mit der Bitte, die Rufnummern nicht nach Außen weiterzugeben, an die 
3 Polizeireviere im Landkreis verteilt. Für die eingeteilten Kolleginnen und Kollegen 
bestand keine Pflicht, ständig erreichbar zu sein. Waren einzelne Kolleginnen oder 
Kollegen nicht zu Hause, wurde einfach ein anderer auf der Liste gerufen. 
Tatsächlich geleistete Arbeitszeit wurde im Verhältnis 1:1 vom Dienstherren 
angerechnet. 
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Mit Einrichtung dieses freiwilligen Bereitschaftsdienstes wurde auch versucht, 
Notpflegefamilien zu finden, Familien, die sich bereit erklärten, im Notfall Kinder und 
Jugendliche bei Bedarf zu jeder Tages- und Nachtzeit aufzunehmen. Über Jahre 
hinweg wurde auf dieser Basis der Bereitschaftsdienst durchgeführt. Begleitet von 
einigen Pannen und Unzufriedenheiten wurde der Dienst von der Polizei immer öfter 
gerufen, der Stamm an Notpflegefamilien konnte erweitert werden, die Belastungen 
waren im Kollegium gleichmäßiger verteilt und immer weniger Kinder und 
Jugendliche mussten aus Notsituationen heraus in Heime gebracht werden. 
 
Die positiven Ergebnisse des Bereitschaftsdienstes waren so überzeugend, dass 
dieser Dienst Anfang der 90er Jahre institutionalisiert wurde. Auf freiwilliger Basis 
erklärten sich Kolleginnen und Kollegen des Allgemeinen Sozialen Dienstes, des 
Pflegekinderwesens und der Amtsleitung bereit, diesen Dienst auszuüben. Bei neu 
einzustellenden Mitarbeitern wurde schon im Vorstellungsgespräch abgeklärt, ob 
diese am Bereitschaftsdienst mitwirken wollen. 
 
Der Dienst dauert jeweils von Montag 7.00 Uhr bis zum Montag der folgenden 
Woche um 7.00 Uhr. An Werktagen muss ab 16.00 Uhr Erreichbarkeit sichergestellt 
sein, freitags ab 13.00 Uhr und an Samstagen, Sonn- und Feiertagen rund um die 
Uhr. Zunächst durch ein City-Rufgerät und jetzt durch ein Mobiltelefon ist die 
ständige Erreichbarkeit gewährleistet und eine Präsenzpflicht am häuslichen 
Telefonanschluss nicht erforderlich. Die Rufnummern des Bereitschaftsdienstes sind 
ausschließlich den 3 Polizeirevieren im Landkreis bekannt. Zugesagt ist, dass bei 
Alarmierung eine zeitnahe Bearbeitung erfolgt. Dies bedeutet, dass die 
"Bewegungsfreiheit" während des Dienstes in etwa auf den Landkreis und 
angrenzende Gebiete beschränkt ist. 
 
Alle Kolleginnen und Kollegen haben sich bereit erklärt, nach Möglichkeit und bei 
Bedarf denjenigen, der Bereitschaftsdienst hat, in jeder Form zu unterstützen. Dies 
macht immer dann Sinn, wenn im Einzelfall schon mit Familien mit bestimmten Zielen 
gearbeitet wurde und Vorkenntnisse vorliegen oder beispielsweise mehrere Kinder 
unterzubringen sind. Für Fahrten von Kindern im PKW stehen Kindersitze für jedes 
Alter zur Verfügung. 
 
Für den Bereitschaftsdienst erhalten verbeamtete Kolleginnen und Kollegen einen 
Tag Freizeitausgleich und einen Zeitausgleich für tatsächlich geleistete Arbeit. Mit 
Kolleginnen und Kollegen im Angestelltenverhältnis werden Nebenabreden zum 
Arbeitsvertrag getroffen. Die Vergütung für den Dienst und tatsächlich geleistete 
Arbeit erfolgt nach dem TVöD. 
Nach dem Bereitschaftsdienst geht der Fall in die Zuständigkeit des oder der nach 
Geschäftsverteilungsplan zuständigen Kollegen/Kollegin über. Neu eingestellte 
Kolleginnen und Kollegen nehmen nach einer gründlichen Einarbeitung am 
Bereitschaftsdienst teil, schwangere Kolleginnen scheiden aus dem Dienstplan aus. 
 
Über 20 Notpflegefamilien stehen für die Arbeit des Jugendamtes zur Verfügung. 
Notpflegefamilien sind Familien, die sich dem Jugendamt gegenüber bereit erklärt 
haben, grundsätzlich Kinder und Jugendliche zu jeder Tages- oder Nachtzeit 
vorübergehend aufzunehmen. Sie erlangen damit schon eine besondere Bedeutung 
in der täglichen Arbeit des Jugendamtes. Außerhalb der üblichen Dienstzeiten, 
während des Bereitschaftsdienstes, sind die Notpflegefamilien verständlicherweise 
von noch größerer Wichtigkeit. Die Familien haben keine Anwesenheitspflicht. Eine 
Unterbringung richtet sich nach den Besonderheiten des Einzelfalles und den 
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Vorgaben und dem Wohnort der Familie. Während der ersten 14 Tage der 
Unterbringung, der sogenannten Abklärungsphase, erhalten die Notpflegefamilien 
ein erhöhtes Pflegegeld. Während dieser Zeit erfolgt eine enge Begleitung durch den 
/ die zuständige/n Mitarbeiter / Mitarbeiterin. Die Arbeit sollte in dieser Zeit soweit 
voranschreiten, dass der weitere Verbleib des Kindes / Jugendlichen geklärt und in 
die Wege geleitet werden kann. Damit die Notpflegefamilie als solche wieder zur 
Verfügung steht, wird - zeichnet sich eine Unterbringung ab, grundsätzlich ein 
Wechsel angestrebt. Eine Werbung von Notpflegefamilien erfolgt über die vielfältigen 
dienstlichen und privaten Kontakte der Kolleginnen und Kollegen, durch den 
Spezialdienst Pflegekinderwesen und nicht zuletzt durch 
Mund-zu-Mund-Propaganda. 
 
Natürlich können während des Bereitschaftsdienstes Unterbringungen auch in 
Jugendhilfeeinrichtungen erfolgen. Für Frauen mit Kindern in Notsituationen stehen 
außerdem  Ferienwohnungen zur Verfügung.  
 
Der Bereitschaftsdienst stellt sicher, dass Kindern und Familien systemorientiert, 
zeit- und ortsnah, fachlich kompetente Hilfe angeboten werden kann. Noch vor Ort 
kann geklärt werden, ob eine Unterbringung erforderlich ist. Und es hat sich gezeigt, 
dass längst nicht jede Notsituation am Wochenende oder in der Nacht mit einer 
(vorübergehenden) Unterbringung gelöst werden muss. Während des jahrelangen 
Bereitschaftsdienstes sind fast alle erforderlichen Unterbringungen aus 
Notsituationen heraus zunächst über Notpflegefamilien erfolgt. 
Der Hinweis auf den Bereitschaftsdienst in der täglichen Arbeit hat dazu beigetragen, 
dass manche Krisensituation nicht eskaliert ist und eine sofortige, eingreifende 
Entscheidung nicht erforderlich war. Die Gewissheit für betroffene Kinder, 
Jugendliche, Familien und für die vor Ort handelnden Kolleginnen und Kollegen, 
dass bei Bedarf jederzeit die nötige Hilfe gerufen werden kann, ließ dies zu. 
 
Das Wissen, als Behörde rund um die Uhr erreichbar zu sein, macht in Bezug auf 
eigene Anforderungen an die Arbeit eher zufrieden und entspricht damit auch einer 
gewissen Fachlichkeit. In der Öffentlichkeit erfährt der Dienst entsprechende 
Anerkennung und zeigt damit auf, dass viele Vorbehalte und Vorurteile gegenüber 
dem öffentlichen Dienst und dem Jugendamt nicht gerechtfertigt sind. 
 
Allesamt schon genug Gründe, die für die Beibehaltung des Bereitschaftsdienstes 
sprechen. Hinzu kommt aber, dass der Dienst zu einer kostengünstigeren Arbeit 
geführt hat. So hätte schon in der täglichen Arbeit ohne die Sicherheit des 
Bereitschaftsdienstes so manche Unterbringung (früher) erfolgen müssen und nachts 
und an den Wochenenden kamen Kinder und Jugendliche durch entsprechende 
Abklärung nicht in Jugendhilfeeinrichtungen, wo sie ansonsten von der Polizei wohl 
hingebracht worden wären. Auch die Tatsache, dass fast alle erforderlichen 
Unterbringungen zumindest für die Zeit der Abklärung in Notpflegefamilien 
durchgeführt werden konnten, brachte Einsparungen mit sich. 
 
Durch Veröffentlichungen haben wir eine Resonanz aus dem ganzen Bundesgebiet 
erhalten. Andere Ämter interessieren sich für unser Modell. Auch von der Polizei wird 
zurückgemeldet, dass man dort froh um den Bereitschaftsdienst sei und andere 
Polizeidienststellen mitteilen, dass man auch dort gerne einen solchen Dienst hätte. 
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Einsätze: 
 

Jahr Gesamt Wochenende Nach 20:00 Uhr 
2019 42 14 16 
2018 45 17 21 
2017 39 16 14 
2016 62 24 26 
2015 57 31 16 
2014 55 26 21 
2013 67 37 30 

 
10.5 Schutzauftrag in der Jugendhilfe 
 
Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen, ist vorrangige 
Aufgabe der Eltern, seit je her aber auch Auftrag der Jugendhilfe. In Artikel 6 Abs. 2 
des Grundgesetzes wird normiert, dass Pflege und Erziehung das Recht, aber auch 
die Pflicht der Eltern sind und über ihre Betätigung die staatliche Gemeinschaft 
wacht. So gibt dann auch das SGB VIII, Kinder- und Jugendhilfe in § 1 vor, dass die 
Jugendhilfe junge Menschen in ihrem Recht auf Entwicklungsförderung und 
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
diese u.a. vor Gefahren für ihr Wohl schützen soll. § 8 a SGB VIII konkretisiert 
sodann die Umsetzung des Schutzauftrages für die gesamte Jugendhilfe mit 
öffentlichen und freien Trägern. 
 
Der Schutzauftrag der Jugendhilfe zielt darauf ab, das Kindeswohl zu sichern indem 
vor allem die Eltern in ihrer Erziehungsverantwortung unterstützt und gestärkt 
werden. Daneben wird der Jugendhilfe konkret vorgegeben, wie von ihr anstelle der 
Eltern, falls diese nicht bereit oder in der Lage sind, durch Intervention das Wohl des 
Kindes sicherzustellen ist. Damit scheinen auch die Verantwortlichkeiten durch 
Gesetz geregelt. 
 
Das Jugend- und Versorgungsamt des Landkreises Rottweil hat bereits seit vielen 
Jahren mit Dienstanweisung den Umgang mit dem Schutzauftrag der Jugendhilfe 
konkret für die Praxis geregelt und laufend fortentwickelt. 
 
Die Wahrnehmung des Schutzauftrages ist grundsätzlich Aufgabe der Mitarbeiter 
des Sachgebietes Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) des Jugend- und 
Versorgungsamtes. 
Eingehende Informationen, die nach der Ersteinschätzung der Fachkraft im ASD ein 
Gefährdungsrisiko für Minderjährige beschreiben, lösen die in § 8 a SGB VIII 
geregelten Handlungspflichten aus:  
 
Liegen gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung vor, so muss mit 
mindestens einer weiteren Fachkraft oder mit der Leitung, das Gefährdungsrisiko in 
einer Fallbesprechung abgeschätzt werden. Bestehende Teamstrukturen sollen 
genützt werden. 
 

- Soweit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten und 
Minderjährigen einzubeziehen.  
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- Der ASD hat sich einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 
persönlichen Umgebung zu verschaffen. 
 

- Hält der ASD zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für 
geeignet und notwendig, so hat er diese den Erziehungsberechtigten 
anzubieten und diese zur Mitwirkung ebenso wie das Kind oder den 
Jugendlichen zu motivieren. 
 

- Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichtes für erforderlich, 
so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Eltern nicht bereit 
oder in der Lage sind bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
mitzuwirken. 
 

- Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichtes nicht 
abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet das Kind oder den 
Jugendlichen in Obhut zu nehmen (§ 42 SGB VIII).  

 

 
 

 

In dieser Statistik wurden die Unbegleiteten Minderjährigen Ausländer, die in Obhut 
genommen wurden (2015: 62 UMA, 2016: 69 UMA , 2017: 2 UMA, 2018: 1 UMA, 
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2019: 1 UMA), sowie die, die vorläufig in Obhut genommen wurden (2015: 0 UMA, 
2016: 3 UMA; 2017: 0 UMA, 2018: 1 UMA, 2019: 1 UMA) nicht berücksichtigt. 
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1. Allgemeines 
 
Der Landkreis Rottweil hat im Jahr 2019 im Rahmen der Sachaufklärung für das 
Versorgungsamt -Schwerbehindertenrecht- den Betrag von 163.899,98 € aufgewen-
det. Personalkosten sind nicht enthalten. Im Versorgungsamt sind 4 Sachbearbei-
ter/innen mit insgesamt 3,1 Personalstellen eingesetzt. Außerdem sind 2 Sekretärin-
nen mit 1,7 Personalstellen tätig. 
 
Gesetzliche Grundlage für das Schwerbehindertenrecht ist das Sozialgesetzbuch, 
Neuntes Buch (SGB IX), Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen. 
 
Die für die Feststellung nach dem Schwerbehindertenrecht zuständigen Versor-
gungsämter in Baden-Württemberg wurden durch die Verwaltungsreform ab dem 
01.01.2005 in die Landratsämter eingegliedert. Das bisherige Versorgungsamt, wel-
ches für 7 Landkreise zuständig war, wurde aufgelöst. Seit Januar 2005 ist das 
frühere Versorgungsamt - Schwerbehindertenrecht - eine Abteilung des jetzigen Ju-
gend- und Versorgungsamtes des Landkreises Rottweil. 
 
Zur Bearbeitung von Angelegenheiten nach dem Sozialen Entschädigungsrecht 
(Bundesversorgungsgesetz, Soldatenversorgungsgesetz, Zivildienstgesetz, Opfer-
entschädigungsgesetz, Infektionsschutzgesetz, Häftlingshilfegesetz) wurde beim 
Landratsamt Rottweil eine gemeinsame Dienststelle (Kooperation) mit den Landkrei-
sen Tuttlingen, Tübingen, Reutlingen, Freudenstadt, Zollernalbkreis und Schwarz-
wald-Baar-Kreis eingerichtet (s. dort).  
 
 
2. Feststellung einer Behinderung 
 
Als Behinderung wird jede körperliche, geistige oder seelische Veränderung, die 
nicht nur vorübergehend zu Einschränkungen und durch sie zu sozialen Beeinträch-
tigungen führt, bezeichnet. Unerheblich dabei ist, ob die Behinderung auf Krankheit 
oder Unfall beruht oder ob sie seit der Geburt besteht.  
Das Vorliegen und der Grad der Behinderung (GdB) werden von den Landratsämtern 
in Baden-Württemberg auf Antrag festgestellt. Ebenso werden Merkzeichen für die 
Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen vergeben.  
Das Landratsamt erteilt hierüber einen rechtsbehelfsfähigen Feststellungsbescheid, 
in dem die einzelnen Behinderungen, der Grad der Behinderung und die weiteren 
gesundheitlichen Merkmale (Merkzeichen) angegeben werden, und zwar auch dann, 
wenn der festgestellte GdB weniger als 50 beträgt.  
Beträgt der GdB wenigstens 50, erhält der Antragsteller einen Schwerbehinderten-
ausweis, auf dessen Rückseite die zutreffenden Merkzeichen und die Gültigkeits-
dauer eingetragen werden.  
Behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung (GdB) wenigstens 50 beträgt 
und in der Bundesrepublik wohnen, ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder hier 
beschäftigt sind, werden als schwerbehindert eingestuft.  
Eine Feststellung über den GdB wird vom Landratsamt nicht getroffen, wenn die Be-
hinderungen und der GdB bereits in einem Rentenbescheid oder dergleichen festge-
stellt worden sind (z.B. Bescheid einer Berufsgenossenschaft oder eines Versor-
gungsamtes, nicht aber Bescheide der Träger der Rentenversicherung über Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeitsrente), es sei denn, dass weitere Behinderungen oder sonst 
ein Interesse an einer anderweitigen Feststellung geltend gemacht oder die Feststel-
lung weiterer gesundheitlicher Merkmale beantragt wird.  
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Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) 
Der Umfang der Schädigungsfolgen nach dem sozialen Entschädigungsrecht und 
der nach dem SGB IX festgestellten Behinderungen wurde früher nach den soge-
nannten „Anhaltspunkten für die ärztliche Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädi-
gungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht“ beurteilt. Die „Anhaltspunkte“ 
wurden vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf der Grundlage von Be-
schlüssen und Empfehlungen des „Sachverständigenbeirates Versorgungsmedizin“ 
beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales herausgegeben. Diese Verfahrens-
weise wurde bereits seit längerem von der höchstrichterlichen Rechtsprechung be-
anstandet, da es bis zur Einfügung des Abs. 17 in § 30 Bundesversorgungsgesetz 
und der Änderung des darauf verweisenden § 69 Abs. 1 SGB IX an einer gesetzli-
chen Ermächtigungsgrundlage gefehlt hatte. 
 
Zum 1. Januar 2009 trat die Versorgungsmedizin-Verordnung in Kraft. Die Anlage 
„Versorgungsmedizinische Grundsätze“ zu dieser Rechtsverordnung ersetzte die bis 
dahin angewendeten „Anhaltspunkte“. Dabei wurden die Vorgaben der Rechtspre-
chung umgesetzt. In der Zwischenzeit sind diese Versorgungsmedizinischen Grund-
sätze bereits mehrfach geändert worden. 
 
Mehrfachbehinderung 
Bei einem schwerbehinderten Menschen treffen häufig mehrere Behinderungen zu-
sammen. Sie können unabhängig voneinander bestehen, sich in ihren Auswirkungen 
gegenseitig überschneiden und verstärken. Diese wechselseitigen Beziehungen der 
einzelnen Behinderungen werden bei der Feststellung des Grades der Behinderung 
(Gesamt-GdB) berücksichtigt. 
 
 
3. Verfahrensablauf 
 
Der Antrag kann nur schriftlich oder zur Niederschrift beim Landratsamt eingereicht 
werden. Antragsvordrucke stehen auch im Internet zum Download zur Verfügung.  
Um die Verwaltungsabläufe einfacher und schneller zu gestalten, werden seit Ende 
2005 alle Antragsteller gebeten, Fotokopien von Unterlagen einzusenden, welche die 
geltend gemachten Behinderungen betreffen. Anfallende Kopierkosten werden er-
stattet. Die niedergelassenen Ärzte im Landkreis wurden über dieses Verfahren in-
formiert.  
Hierdurch tragen die Antragsteller in erheblichem Umfang zu einer Beschleunigung 
der Bearbeitungszeit, ohne Qualitätsverlust, bei. Gleichzeitig können mit dieser Un-
terstützung die Kosten des Verfahrens reduziert werden. 
 
 
4. Schwerbehindertenausweis 
 
Zum Nachweis der Schwerbehinderung, des Grades der Behinderung und weiterer 
gesundheitlicher Merkmale, die Voraussetzung für die Inanspruchnahme von Rech-
ten und Nachteilsausgleichen nach dem SGB IX oder nach anderen Vorschriften 
sind, erhalten behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung (GdB) mindestens 
50 beträgt, auf Antrag beim zuständigen Versorgungsamt einen Schwerbehinderten-
ausweis. 
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In Baden-Württemberg wurden zum 01.12.2013 neue Schwerbehindertenausweise 
als Plastikkarte im Bankkartenformat eingeführt. Damit wird den schwerbehinderten 
Menschen eine benutzerfreundliche und zeitgemäße Identifikationskarte im Scheck-
kartenformat ausgestellt und damit die Diskriminierung von schwerbehinderten Men-
schen aufgrund des Ausweisformats abgeschafft. Für den neuen Ausweis wird ein 
Farbfoto in Passbildgröße benötigt. Der bisherige Schwerbehindertenausweis in Pa-
pierform behält jedoch weiterhin seine Gültigkeit.  
 
 
5. Wertmarken bei Schwerbehinderung 
 
Der Ausweis für schwerbehinderte Menschen, die das Recht auf unentgeltliche Be-
förderung im öffentlichen Personennahverkehr in Anspruch nehmen können, ist ent-
sprechend gekennzeichnet. Schwerbehinderte Menschen, die dieses Recht in An-
spruch nehmen wollen, erhalten auf Antrag ein mit einer Wertmarke versehenes Bei-
blatt zum Ausweis. Für die Wertmarke ist im Regelfall ein Eigenanteil von jährlich 
80,00 € zu leisten. Ausnahmen bestehen für blinde und hilflose schwerbehinderte 
Menschen und für bestimmte Gruppen einkommensschwacher schwerbehinderter 
Menschen, sowie für einen begrenzten Kreis von Kriegsbeschädigten und ihnen 
gleichgestellten behinderten Menschen (Besitzstandswahrung); sie erhalten die 
Wertmarke unentgeltlich. 
 
Das Beiblatt mit Wertmarke hat bereits ab 2013 ein kleineres Format (Scheckkarten-
größe).  
 
 
6. Ärztlicher Bereich 
 
Die Feststellung der einzelnen Behinderungen und des Grades der Behinderung 
(GdB) sowie der Voraussetzungen über das Vorliegen von gesundheitlichen Merk-
malen erfolgt unter Beteiligung des Ärztlichen Dienstes beim Gesundheitsamt. 
 
Im Hinblick auf die Vielzahl der gestellten Anträge mussten Aufträge zu Stellung-
nahmen an das Gesundheitsamt und an Fallgutachter, mit denen entsprechende 
Vereinbarungen getroffen wurden, vergeben werden: 
 

Jahr 2016 2017 2018 2019 

3.815 3.789 3.507 3.918 
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7. Zahlen zu Erstanträgen und Neufeststellungsanträgen 
 
Folgende Erstanträge wurden gestellt: 
 

Monat 2016 2017 2018 2019 

Januar 91 77 96 109 
Februar 92 69 83 110 
März 120 128 103 103 
April 84 82 100 71 
Mai  77 98 90 128 
Juni 103 84 104 71 
Juli 98 79 95 101 
August 99 99 92 70 
September 98 59 98 97 
Oktober 106 105 80 100 
November 87 91 89 106 
Dezember 99 98 84 104 
insgesamt 1.154 1.069 1.114 1.170 
Durchschnitt 96 89 93 98 

 
 
Folgende Neufeststellungsanträge (Änderungsanträge) wurden gestellt: 
 

Monat 2016 2017 2018 2019 

Januar 155 159 212 180 
Februar 246 186 148 219 
März 227 250 194 132 
April 196 169 145 180 
Mai  150 171 149 159 
Juni 242 189 159 149 
Juli 182 197 218 194 
August 173 202 168 174 
September 214 177 201 200 
Oktober 165 174 212 186 
November 201 229 222 210 
Dezember 200 180 148 183 
insgesamt 2.351 2.283 2.176 2.166 
Durchschnitt 196 190 181 180 

 
Die durchschnittliche Bearbeitungszeit bei den Erst- und Neufeststellungsanträgen 
lag Ende 2019 bei circa 3,17 Monaten. Seit 2019 wird eine Praxis, die ausschließlich 
Gutachten erstellt, eingesetzt. 
 
Zum Überblick wird auf das Schaubild am Ende des Berichtes verwiesen. 
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8. Widersprüche 
 
Im Jahr 2019 wurden insgesamt 567 Widersprüche gegen Entscheidungen des Ver-
sorgungsamtes registriert (2018: 428; 2017: 430; 2016: 575). Bei 3.562 ergangenen 
Entscheidungen beträgt die Widerspruchsquote 15,9% (Vorjahr: 13,7%).  
Auf die Übersicht über die Auswertung der Widersprüche am Ende des Berichtes 
wird verwiesen. 
 
 
9. Statistik 
 
Datenabgleich mit den Meldebehörden 
Zuletzt wurde im Jahr 2018 ein Datenabgleich des Gesamtbestandes (alle behinder-
ten Menschen ab einem Grad der Behinderung von 20 bis 100) mit den Meldebehör-
den des Landes Baden-Württemberg durchgeführt. Vor der Novellierung der Melde-
verordnung war nur ein regelmäßiger automatisierter Datenabgleich bezüglich der 
schwerbehinderten Menschen mit dem Merkzeichen „B“ im Ausweis möglich. 
 
Mit dem 2018 durchgeführten Datenabgleich war eine Bereinigung der gesamten 
Adress- und Bestandsdaten verbunden.  
 
 
Im Landkreis Rottweil waren zum jeweiligen Jahresende folgende Fälle erfasst: 
 

Behinderte 2016 2017 2018 2019 

mit GdB unter 20 865 886 898 958 
GdB 20 1.205 1.235 1.298 1.461 
GdB 30 2.985 3.076 3.091 3.273 
GdB 40 1.265 1.285 1.287 1.289 
GdB 50 6.217 6.423 6.415 6.626 
GdB 60 2.492 2.545 2.531 2.564 
GdB 70 1.693 1.737. 1.687 1.722 
GdB 80 1.592 1.601 1.570 1.627 
GdB 90 523 521 477 491 
GdB 100 3.546 3.646 3.459 3.492 
Summe der 
Schwerbehin-
derten 

16.063 16.473 16.139 16.522 

 
Der Anteil der Schwerbehinderten an der Kreisbevölkerung (139.918 Personen am 
30.09.2019) mit einem GdB von 50 und mehr beträgt nunmehr 11,81% (Vorjahr 
11,57%).  
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10. Aufwand des Landkreises 
 
Das gesamte Antragsverfahren und Widerspruchsverfahren ist für die Antragsteller 
kostenfrei. 
 
Für Sachverständigen-, Gerichts- u. ä. Kosten wurden vom Landkreis aufgewendet: 
 

Jahr 2016 2017 2018 2019 

169.303,34 € 143.757,01 € 131.249,68 € 163.899,98 € 
 
 
 

Antragseingänge im Kreis Rottweil 
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1. Allgemein – Verwaltungsreform  
 
Mit der Verwaltungsreform zum 01.01.2005 haben die Landkreise Rottweil, Tuttlin-
gen, Freudenstadt, Tübingen, Reutlingen und der Zollernalbkreis für den Aufgaben-
bereich des früheren Versorgungsamtes Rottweil im Sozialen Entschädigungsrecht 
(SER) eine Gemeinsame Dienststelle nach § 13 a Landesverwaltungsgesetz gebil-
det. Mitentscheidend für die zunächst bis 31.12.2007 befristet vereinbarte Dienst-
stelle war, dass die Bearbeitung der Aufgabenbereiche des SER, welche neben der 
Betreuung und Versorgung der Kriegsopfer des 2. Weltkrieges nach dem Bundes-
versorgungsgesetz (BVG) auch die Versorgungsansprüche nach den Sondergeset-
zen – Opferentschädigungsgesetz, Soldatenversorgungsgesetz, Zivildienstgesetz, 
Infektionsschutzgesetz, Häftlingshilfegesetz, Strafrechtliches Rehabilitierungsge-
setz, Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz – umfasst, spezielles Fachwis-
sen erfordert, welches bei Aufteilung des vorhandenen Personals nicht mehr bei al-
len Landkreisen sichergestellt werden konnte. Darüber hinaus wurde berücksichtigt, 
dass sich die Zahl der Kriegsopfer des 2. Weltkrieges altersbedingt im Laufe der 
nächsten Jahre stark verringern wird und dies trotz Zunahme der Bestandsfälle und 
Antragszahlen bei den angeführten Sondergesetzen nicht ausgeglichen werden 
kann. 
 
Nach den seit 01.01.2005 gemachten Erfahrungen ist festzustellen, dass sich die 
Kooperation im Bereich des SER gut bewährt hat und die getroffene Entscheidung 
zur gemeinsamen Aufgabenerledigung durch die Landkreise bestätigt wurde. Auf-
grund der positiven Erfahrungen wurde die bisherige Vereinbarung zwischen den 
Landkreisen ab 01.01.2011 unbefristet verlängert. Gleichzeitig ist zum 01.01.2011 
der Schwarzwald-Baar-Kreis der Kooperation beigetreten. Der geringere Aufwand 
durch zurückgehende Fallzahlen im Bereich BVG konnte durch Personalverände-
rungen angemessen ausgeglichen werden. Probleme ergaben sich weder in der 
Zusammenarbeit der Landkreise untereinander noch in der Betreuung und Versor-
gung des anspruchsberechtigten Personenkreises. Mit Wirkung ab 01.09.2013 ha-
ben alle an der Kooperation beteiligten Landkreise die Erledigung der Aufgabe der 
Kriegsopferfürsorge auf die Gemeinsame Dienststelle in Rottweil übertragen. Zum 
01.10.2016 ist der Landkreis Calw der SER-Kooperation beigetreten. Gleichzeitig 
haben die bisherigen Landkreise die Erledigung der Opferpensionsfälle auf die Ge-
meinsame Dienststelle übertragen. 
 
 
2. Soziales Entschädigungsrecht - SER - 
 
2.1  Ansprüche nach dem SER 
 
Das Soziale Entschädigungsrecht umfasst Versorgungsansprüche nach folgenden 
Gesetzen: 
 
� Bundesversorgungsgesetz (BVG) 

für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene des 2. Weltkrieges 
 
� Opferentschädigungsgesetz (OEG) 

für Opfer von vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffen – Gewalttaten 
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� Soldatenversorgungsgesetz (SVG) 
Zum 01.01.2015 wurde die Bearbeitung von Rentenangelegenheiten nach dem 
SVG und ab 01.01.2016 die Bearbeitung Kriegsopferfürsorgeangelegenheiten 
nach dem SVG dem Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr in 
Düsseldorf übertragen. 
  

�      Zivildienstgesetz (ZDG) 
für Zivildienstleistende, die durch Ableistung des Zivildienstes eine gesundheit-
liche Schädigung erlitten haben. Die Regelungen gelten bei Unfällen während 
des Zivildienstes bis einschließlich 31.12.2011.  
Personen, die einen Bundesfreiwilligendienst leisten, erhalten keine Leistungen 
nach diesem Gesetz. Diese Personen sind in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung unfall- und haftpflichtversichert. 

 
� Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

für Personen, die durch eine gesetzlich vorgeschriebene oder öffentlich emp-
fohlene Impfung einen Impfschaden erlitten haben. 

 
� Häftlingshilfegesetz (HHG) 

für Personen, die aus politischen Gründen in den ehem. Ostgebieten und der 
DDR in Gewahrsam/Haft genommen und dadurch gesundheitlich geschädigt 
worden sind. 

 
� Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) 

Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) 
für Personen, die infolge rechtsstaatswidriger Strafverfolgungsmaßnahmen 
oder Verwaltungsentscheidungen in der ehemaligen DDR gesundheitlich ge-
schädigt worden sind. 

 
Grundlage für alle vorgenannten Leistungsgesetze nach dem SER ist das zum 
01.10.1950 in Kraft getretene Bundesversorgungsgesetz (BVG). Damit ist eine um-
fassende soziale Absicherung der Opfer des Krieges (Kriegsbeschädigte, Kriegs-
hinterbliebene) geschaffen worden.  
Im Laufe der Jahre ist das BVG ständig geändert und ergänzt worden. Im Wesentli-
chen handelte es sich neben strukturellen Leistungsverbesserungen um die regel-
mäßige jährliche Anpassung der Höhe der laufenden Versorgungsrenten. Die letzte 
Anpassung nach der 25. KOV-AnpV 2019 erfolgte zum 01.07.2019. Das Bundes-
versorgungsgesetz hat sich zum Leitgesetz des Sozialen Entschädigungsrechts 
entwickelt. Es ist deshalb hinsichtlich der Leistungsvoraussetzungen und der Leis-
tungshöhe auch Grundlage für alle o. a. Sondergesetze des Sozialen Entschädi-
gungsrechtes. 
 
 
2.2 Die Leistungsgesetze des SER im Einzelnen 
 
2.2.1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) 
 
Wer durch eine militärische oder militärähnliche Dienstverrichtung, durch einen Un-
fall während der Ausübung des Wehrdienstes oder durch wehrdiensteigentümliche 
Verhältnisse eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, erhält wegen der ge-
sundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung auf Antrag Versorgung 
nach dem BVG.  
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Eine Schädigung im Sinne dieser Vorschriften liegt auch vor, wenn diese durch 
Kriegsgefangenschaft, Internierung wegen deutscher Staats- oder Volkszugehörig-
keit, eine offensichtlich unrechtmäßige Straf- oder Zwangsmaßnahme im Zusam-
menhang mit dem Wehrdienst oder durch eine unmittelbare Kriegseinwirkung ver-
ursacht worden ist.  
 
Im Bereich der Kriegsopferversorgung ist altersbedingt ein jährlicher Rückgang der 
versorgungsberechtigten Beschädigten und Witwen sowie Waisen von durchschnitt-
lich ca. 250 Fällen zu verzeichnen. Die Zahlfälle haben sich im Jahre 2019 von 
1.387 auf 1.166 (davon Rottweil noch 136) verringert. 
Im Jahre 2019 haben insgesamt 25 Berechtige (davon 2 Rottweil) erstmals Antrag 
auf Versorgung gestellt.  
 
Die rückläufige Entwicklung der Zahlfälle und der Antragszahlen seit 01.01.2005 ist 
in nachstehender Tabelle dargestellt: 
 

 
   

ab 2011 mit Schwarzwald-Baar 
Kreis  

ab 2016 mit Calw 

 2005 2007 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

lfd. Zahlfäl-
le 

7.617 5.268 3.624 3.842 3.325 2.938 2.522 2.107 1.952 1.656 1.387 1166 

Rottweil 1.089 748 510 437 371 322 285 249 205 180 155 136 

Erstanträge  94 65 77 65 62 45 24 34 31 25 25 

Rottweil  16 7 8 9 4 7 3 4 9 4 2 

 
 
2.2.2 Opferentschädigungsgesetz (OEG) 
 
Der Leitgedanke des vom Bundestag 1976 beschlossenen Gesetzes über die Ent-
schädigung für Opfer von Gewalttaten ist, dass die staatliche Gemeinschaft für Op-
fer von Straftaten einstehen muss, wenn es ihr trotz aller Anstrengungen zur Ver-
brechensverhütung nicht gelingt, Gewalttaten völlig zu verhindern.  
 
Dieser gesetzlich verankerte Opferentschädigungsanspruch stellt sicher, dass die 
von einer Gewalttat Betroffenen, deren Lebensumstände infolge einer dadurch ver-
ursachten gesundheitlichen Schädigung wesentlich beeinträchtigt oder deren Le-
bensqualität im Extremfall sogar zerstört wurde, den Folgen der Gewalttat nicht 
mehr hilflos ausgeliefert sind. 
 
Ansprüche nach dem OEG bestehen für Personen, welche in der Bundesrepublik 
Deutschland als Opfer eines vorsätzlichen, rechtswidrigen Angriffs gegen ihre oder 
eine andere Person oder durch dessen rechtmäßige Abwehr eine gesundheitliche 
Schädigung erlitten haben. Seit 01.07.2009 besteht auch bei im Ausland erlittenen 
Gewalttaten ein besonderer Entschädigungsanspruch nach § 3 a OEG. 
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Vorsätzliche tätliche Angriffe sind dabei u.a. 

� alle vorsätzlichen Körperverletzungs- und Tötungshandlungen 

� alle Sexualdelikte 

� die Misshandlung von Kindern 

� Tathandlungen, die bei Angehörigen der Opfer einen Schockschaden auslösen 

� vorsätzliche Brandstiftung oder vorsätzliche Beibringung von Gift 
 
 
Ausländer haben einen Anspruch nach dem OEG, wenn sie Staatsangehörige ei-
nes EU-Mitgliedstaates sind, bzw. Rechtsvorschriften der EU eine Gleichbehand-
lung mit Deutschen erforderlich machen oder wenn im Herkunftsland Gegenseitig-
keit besteht. Sonstige Ausländer, welche sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhal-
ten, können unter Beachtung der besonderen Vorschriften der § 1 Abs. 5 bis 7 OEG 
Ansprüche haben. 
 
Ein Anspruch nach dem OEG besteht nicht, wenn der Geschädigte die Schädigung 
verursacht hat oder wenn es aus sonstigen, insbesondere in dem eigenen Verhal-
ten des Antragstellers liegenden Gründen unbillig wäre, Entschädigung zu gewäh-
ren. 
 
Die Antragszahlen und Bestandsfälle nach dem OEG haben sich seit 01.01.2005 
wie folgt entwickelt: 
 
 

   
ab 2011 mit Schwarzwald-
Baar-Kreis 

ab 2016 mit Calw 

 2005 2009 2010  2011  2012  2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

lfd. Zahlfäl-
le 

179 205 213 257 260 274 284 291 344 350 374 376 

Rottweil 25 22 23 25 24 28 25 22 29 40 45 51 

Erstanträge 270 367 367 490 501 449 452 444 482 400 477 444 

Rottweil - 63 91 46 62 60 72 40 75 60 59 76 

 
 
Bei Anerkennungen von laufenden Leistungen und Ansprüchen auf Heilbehandlung 
nach dem OEG ist regelmäßig zu prüfen, ob Schadensersatzansprüche gegen die 
Schädiger geltend gemacht werden können. Dabei ist festzustellen, dass die auf-
wändige Bearbeitung häufig ins Leere geht, da die Täter mittellos sind, bzw. über 
kein pfändbares Einkommen verfügen. Im Landkreis Rottweil wurden im Jahre 2019 
in 23 Fällen Regressverfahren eingeleitet. 
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2.2.3 Soldatenversorgungsgesetz (SVG) und Zivildienstgesetz (ZDG) 
 
Wehrdienst- und Zivildienstleistende haben einen Anspruch auf Versorgung in ent-
sprechender Anwendung des BVG, wenn sie bei Ableistung des Dienstes durch ei-
ne Dienstverrichtung, einen Unfall während der Dienstausübung, durch wehrdienst-
eigentümliche Verhältnisse oder durch einen Unfall auf dem Weg von und zum 
Dienstort eine gesundheitliche Schädigung erleiden. 
Nach dem ZDG sind in allen Landkreisen 6 Bestandsfälle vorhanden. 
(davon Rottweil 1 Fall) Durch den Wegfall des Zivildienstes endeten die letzten Be-
schäftigungsverhältnisse im Zivildienst zum 31.12.2011. Auf Nr. 2.1 wird verwiesen. 
Es können sich allenfalls aufgrund früherer eingetretener Schädigungen noch Leis-
tungsfälle ergeben.  
Zum 01.01.2015 hat das Bundesamt für Personalmanagement in Düsseldorf die 
Bearbeitung der Rentenangelegenheiten nach dem SVG übernommen. Ab 
01.01.2016 wird nunmehr auch die Aufgabe der Kriegsopferfürsorge für diesen Per-
sonenkreis durch das Bundesamt in Düsseldorf wahrgenommen. 
 
 
2.2.4 Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
 
Personen, welche durch eine Schutzimpfung oder durch eine andere Maßnahme 
der spezifischen Prophylaxe, die  

� von einer zuständigen Landesbehörde öffentlich empfohlen und in ihrem Be-
reich vorgenommen wurde 

� aufgrund des IfSG angeordnet oder gesetzlich vorgeschrieben oder auf Grund 
der Verordnungen zur Ausführung Internationaler Gesundheitsvorschriften 
durchgeführt worden ist  

 

eine gesundheitliche Schädigung (Impfschaden) erlitten haben, erhalten in ent-
sprechender Anwendung des BVG Leistungen nach dem IfSG. 
Nach dem IfSG sind 64 laufende Rentenfälle, davon 7 im Landkreis Rottweil vor-
handen. Im Jahre 2019 wurden keine Erstanträge im Landkreis Rottweil gestellt. 
 
 
2.2.5 Häftlingshilfegesetz (HHG) 
 
Wer infolge eines Gewahrsams aus politischen Gründen in der ehemaligen Sowjeti-
schen Besatzungszone, bzw. der DDR oder in anderen Ostgebieten nach dem 
Bundesvertriebenengesetz eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, erhält 
nach dem HHG Versorgung. Eingeschlossen sind auch Gewahrsamnahmen, Ver-
schleppungen, Bestrafungs- und Verfolgungsmaßnahmen, denen deutsche Staats- 
oder Volkszugehörige kurz vor Kriegsende oder in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
ausgesetzt waren. Voraussetzung ist hier, dass die Gewahrsamnahme nach der 
Besetzung des Aufenthaltsortes oder nach dem 08. Mai 1945 erfolgt sind. 
Die laufenden Rentenfälle nach dem HHG belaufen sich nach Beitritt des Landkrei-
ses Calw auf insgesamt 37 Fälle. (davon Rottweil 1 Fall). 2019 wurde kein Erstan-
trag gestellt. 
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2.2.6 Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) 
 Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) 
 
Personen, die im Beitrittsgebiet in der Zeit vom 08.05.1945 bis 02.10.1990 Opfer 
einer rechtsstaatswidrigen strafrechtlichen Entscheidung oder einer rechtswidrigen 
hoheitlichen Maßnahme geworden sind, haben Anspruch auf Rehabilitierung und 
Entschädigung. 
Sofern durch die rechtswidrigen Maßnahmen eine gesundheitliche Schädigung ver-
ursacht worden ist, besteht Anspruch auf Versorgung nach dem StrRehaG, bzw. 
dem VwRehaG in entsprechender Anwendung des BVG. 
 
Nach den o.a. Gesetzen werden derzeit in 9 Fällen (1 Fall in Rottweil) laufende 
Versorgungsbezüge gewährt. Im Jahre 2019 sind keine Anträge nach den o.a. 
Reha-Gesetzen gestellt worden. 
 
Die folgende Grafik zeigt die Zusammensetzung aller laufenden Rentenfälle nach 
den jeweiligen Gesetzen des Sozialen Entschädigungsrechtes (SER) 
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3. Art und Umfang der Leistungen nach dem SER 
 
Nach dem Bundesversorgungsgesetz und den unter vorstehender Nr. 2.2.2 bis 
2.2.6 angeführten Sondergesetzen können nachstehende Leistungen gewährt wer-
den: 
 
� Heil- und Krankenbehandlung u.a. 

- ärztliche und zahnärztliche Behandlungen, Zahnersatz  
- Versorgung mit Arznei- und Verbandsmitteln, Heil- und Hilfsmitteln 
- psychotherapeutische Behandlungen 
- Versorgungskrankengeld, Beitragsabführung zur Sozialversicherung 
 
Die Leistungen der Heil- und Krankenbehandlung werden als Sachleistung, im 
Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung, also ohne Kostenbeteili-
gung/Zuzahlungen des Versorgungsberechtigten, gewährt. 

 
� Renten an Beschädigte und an Hinterbliebene. 

Renten an Beschädigte werden ab einem Grad der Schädigung (GdS) von 
mindestens 25 gewährt. 
Renten an Hinterbliebene setzen voraus, dass ein Ehegatte oder Elternteil o-
der ein Kind an den Folgen einer Schädigung im Sinne der genannten Gesetze 
verstarb. Unter bestimmten Voraussetzungen können auch Beihilfen an Hin-
terbliebene gewährt werden. 
 
Die Rentenleistungen unterscheiden sich wie folgt:  
 

Einkommensunabhängige Leistungen 

� Grundrente an Beschädigte, Witwen, Witwer und Waisen 
� Pauschbeträge für vermehrten Kleider- und Wäscheverschleiß  
� Schwerstbeschädigtenzulage 
� Pflegezulage nach Stufe 1 bis 6 und 

-  Erhöhung der Pflegezulage um Aufwendungen für Pflege durch Dritte 
(z.B. für Sozialstationen, Pflegedienste, vertraglich angestellte Pflege-
kräfte) oder 

- Übernahme der Kosten bei vorübergehender bzw. dauernder Heimunter-
bringung 

 
und  

 
Einkommensabhängige Leistungen 

� Ausgleichsrenten 
� Berufsschadensausgleich für Beschädigte 
� Schadensausgleich für Witwen 
� Elternrenten 

 
� Sterbegelder beim Tode von Beschädigten bis zum Dreifachen der letzten 

Versorgungsbezüge 
 
� Bestattungsgelder beim Tode von Beschädigten und Hinterbliebenen zur Be-

streitung der Bestattungskosten. 
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� Sach- und Vermögensschäden (mit Ausnahme für am Körper getragene 

Hilfsmittel wie Brillen, Kontaktlinsen oder Zahnersatz) werden nicht erstattet. 
 

� Schmerzensgeld kann nach dem SER ebenfalls nicht gezahlt werden. 
 
 
4. Aufbringung der Haushaltsmittel  
 
Die Aufwendungen für die Heilbehandlung und die Renten an Beschädigte und Hin-
terbliebene nach dem Bundesversorgungsgesetz, dem Zivildienstgesetz und dem 
Häftlingshilfegesetz werden voll vom Bund getragen.  
 
Bei den sogenannten länderfinanzierten Sondergesetzen (OEG, IfSG, StrRehaG, 
VwRehaG), werden die Kosten grundsätzlich von dem Land getragen, in dem die 
Schädigung eingetreten ist. Während nach dem Infektionsschutzgesetz (Impfschä-
den) die Kosten allein vom zuständigen Land getragen werden, beteiligt sich der 
Bund beim Opferentschädigungsgesetz mit 22 v.H., beim Strafrechtlichen Rehabili-
tierungsgesetz mit 65 v.H. und beim Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz 
mit 57 v.H. an den anfallenden Aufwendungen.  
 
Der Aufwand des Bundes für die Fälle im Bereich der SER-Kooperation belief sich 
im Jahre 2019 für Renten- und Heilbehandlungsleistungen auf ca. 8,02 Mio. EUR. 
Auf die Versorgungsberechtigten des Landkreises Rottweil entfielen dabei ca. 
0,9 Mio. EUR. 
 
Nach den länderfinanzierten Sondergesetzen ergaben sich für die 8 Landkreise 
Ausgaben des Landes Baden-Württemberg von insgesamt ca. 4,44 Mio. EUR. Da-
bei entfielen auf Berechtige des Landkreises Rottweil nach dem Opferentschädi-
gungsgesetz ca. 306.000 EUR. Nach dem Infektionsschutzgesetz sind im Landkreis 
Rottweil für 2019 Zahlungen von etwa 106.000 EUR und nach dem Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz (StrafRehaG) in Höhe von ca.1 800 EUR geleistet worden. 
 
Die Sachkosten (Beweiserhebung, Gutachten) werden von den beteiligten Land-
kreisen entsprechend den vertraglich festgelegten Anteilen, welche auf der Basis 
der auf die Landkreise verteilten Personalstellen ermittelt wurden, getragen. Auf 
den Landkreis Rottweil entfällt dabei ein Anteil von 10,35 v.H. 
 
Nach Abrechnung der vertraglich dem Landkreis Rottweil zustehenden Ausgleichs-
zahlungen der übrigen Landkreise für Personal, Miete, Umlage EDV-Kosten und 
der 5 % Verwaltungskostenumlage kann festgestellt werden, dass die vereinbarte 
Aufteilung kostendeckend ist. 
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5. Übersicht Fallzahlen 2019 
 

Soziales Entschädigungsrecht 

 Zusammenfassung Fallzahlen 2019  

1.  Bestandsfälle – Erstanträge 

 

Gesetzesgrundlage 
Landkreis Rottweil 

Insgesamt 
SER-Kooperation 

Bestandsakten 
lfd. Fälle 

Erstanträge 
Bestandsakten 

lfd. Fälle 
Erstanträge 

BVG – Kriegsopfer 136 2 1.166 25 

     
Sondergesetze 
insgesamt 61 76 492 446 

davon: 

OEG 51 76 376 444 

IfSG – Impfschäden 7 0 64 2 

SVG –Wegfall 1.1.2015- 0 0 0 0 

ZDG 1 0 6 0 

HHG 1 2 37 0 

StrRehaG – VwRehaG 1 0 9 0 

2.  Sonstige Vorgänge alle Gesetze SER 

 
Vorgang Landkreis Rottweil Insgesamt  

SER-Kooperation  
Neufeststellungsanträge, 
Erhöhungsanträge, 
weitere Leistungen 

42 413 

 

Widersprüche 

 

11 62 

Heilbehandlungsanträge  16 198 

Einkommensnachprüfungen 
bei einkommensabhängigen  
Versorgungsbezügen  

36 345 

Endgültige Feststellungen  
bei vorläufig festgesetzten  
Versorgungsbezügen  

4 50 

manuelle Umrechnungen  
2019 wegen Rentenanpassung 65 429 

Ärztliche Gutachten  48 314 

Regressverfahren § 81a 
BVG 

23 128 

Summe 245 1.939 
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6. Kriegsopferfürsorge in- und außerhalb von Einrichtungen 
 
Die Kriegsopferfürsorge ergänzt die Renten- und Heilbehandlungsleistungen der 
Sozialen Entschädigung durch besondere Hilfen im Einzelfall. Fürsorgeleistungen 
können aber ebenso all diejenigen erhalten, deren Anspruch auf Versorgung aner-
kannt wurde. Hierzu zählen z.B. Opfer von Gewalttaten und Impfgeschädigte sowie 
deren Hinterbliebene. 
Die an der Kooperation beteiligten Landkreise haben mit Wirkung ab 01.09.2013 die 
Erledigung der Aufgabe der Kriegsopferfürsorge der Gemeinsamen Dienststelle 
SER übertragen. Vom 01.01.2019 bis 31.12.2019 wurden durch die Gemeinsame 
Dienststelle SER für den anspruchsberechtigen Personenkreis nach dem BVG ins-
gesamt 2,03 Mio. EUR Kriegsopferfürsorgeleistungen für alle Landkreise ausbe-
zahlt. Davon entfielen auf den Landkreis Rottweil 187.122 EUR. Der Eigenanteil für 
den Landkreis Rottweil betrug 37.424 EUR. Die Aufwendungen für die an der Ko-
operation beteiligten Landkreise wurden dem Landkreis Rottweil durch die Bewilli-
gung von Bundesmitteln in Höhe von 80% der Ausgaben sowie durch Zahlungen 
der Landkreise in Höhe von 20% der verauslagten Kosten in vollem Umfange er-
stattet. 
Die Ausgaben nach den Nebengesetzen (u.a. IfSG, OEG) vom 01.01.2019 bis 
31.12.2019 in Höhe von insgesamt 511.650 EUR für alle beteiligten Landkreise 
wurden mit dem Land (78 %) bzw. dem Bund (22 %) abgerechnet. Davon entfielen 
auf den Landkreis Rottweil Ausgaben in Höhe von 48 EUR, die entsprechend mit 
dem Land bzw. dem Bund abgerechnet worden sind. 
Verwaltungsaufwendungen in Zusammenhang mit der Auszahlung der Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge wurden dem Landkreis im Rahmen einer vereinbarten Ver-
waltungspauschale kostendeckend ersetzt. 
 
 
7. Opferrenten nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz 
 
Zum 01.10.2016 haben alle Landkreise mit Ausnahme von Landkreises Calw die 
Opferpensionsfälle nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz auf die Ge-
meinsame Dienststelle SER in Rottweil übertragen. 
Im Jahre 2019 beliefen sich die Leistungen an diesen Personenkreis auf insgesamt 
529.720 EUR (davon Rottweil 26.400 EUR) 
 
 
8. Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts – Sozialgesetz-
buch (SGB XIV) – Verkündet im Bundesgesetzblatt am 19.12.2019 
 
Als Artikelgesetz enthält das neue Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch – Soziale 
Entschädigung (SGB XIV, Artikel 1 des Gesetzes), mit dem das Entschädigungs-
recht zusammengeführt und modernisiert wird, neue Bestimmungen zum Perso-
nenkreis sowie Bedarfen. Das SGB XIV regelt nun insgesamt die Entschädigung 
von schädigungsbedingten Bedarfen von Opfern ziviler Gewalt, von auch künftig 
noch möglichen Opfern der beiden Weltkriege, die eine gesundheitliche Schädigung 
und daraus resultierende Schädigungsfolgen beispielsweise durch nicht entdeckte 
Kampfmittel erleiden, sowie von Personen, die durch eine Schutzimpfung oder 
sonstige Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe eine gesundheitliche Schädi-
gung erlitten haben.  
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Durch neue Leistungen der Schnellen Hilfen (Traumaambulanzen und Fallma-
nagement) sollen nun mehr Opfer von Gewalttaten die Leistungen der Sozialen 
Entschädigung schneller und zielgerichteter erhalten. Dies ist eine wesentliche Fol-
gerung der Auswirkungen des Terroranschlags vom Dezember 2016 auf dem Breit-
scheidplatz in Berlin.  
Die Geldleistungen wurden wesentlich erhöht; Teilhabeleistungen werden grund-
sätzlich ohne den Einsatz von Einkommen und Vermögen erbracht. Opfer von psy-
chischer Gewalt erhalten erstmals eine Entschädigung und sogenannte Schock-
schadensopfer einen gesetzlichen Anspruch auf Leistungen. 
Das Bundesversorgungsgesetz, verschiedene (weitere) Regelungen zur Kriegsop-
ferversorgung und Kriegsopferfürsorge sowie das Opferentschädigungsgesetz und 
andere Vorschriften werden aufgehoben (Artikel 58 des Gesetzes). Träger der So-
zialen Entschädigung sind nach § 111 SGB XIV die Länder. Sachlich zuständig sind 
die nach Landesrecht bestimmten Behörden, § 112 SGB XIV. 
Derzeit sind die Landkreise nur in einzelnen Bundesländern (u.a. in Baden-
Württemberg) für das Soziale Entschädigungsrecht zuständig. Es bedarf hierzu nun 
neuer Landesausführungsgesetze. 
Das neue SGB XIV tritt im Wesentlichen am 01.01.2024 in Kraft. Bereits zum 
20.12.2019 sind Teile des SGB XIV in Kraft getreten. U.a. wurde die Feststellung 
der Zuständigkeit im OEG vom Ort der Schädigung auf das Wohnortprinzip geän-
dert. Die Vorschriften über die zuständigen Behörden treten am 01.01.2021 in Kraft. 
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Auch 2019 waren die weit über 150 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dezernat für 
Soziales, Jugend und Versorgung beim Landkreis Rottweil damit befasst, in dem 
vielfältigen Aufgabengebiet Bürgern des Landkreises die jeweils zustehende, 
bedarfsgerechte Leistung unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben zu erbringen.  
Die Arbeit war weiterhin durch die vordringliche Unterbringung und Versorgung der 
Flüchtlinge und die Unterbringung und Sicherstellung der Betreuung der 
unbegleiteten minderjährigen Ausländer gekennzeichnet, wobei der geforderte und 
notwendige Abbau von Unterkünften einen zusätzlichen Arbeitsschwerpunkt 
darstellte. Eine nur geringe Planbarkeit der Gesamtsituation, die Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes mit seinen umfassenden Veränderungen in der 
Behindertenhilfe und ein gravierender Fachkräftemangel sowie eine gewisse 
politische Brisanz haben die Arbeitsbedingungen zusätzlich belastet.  
 
Die konkrete Planung der Hilfen, orientiert am Bedarf mit Zielvorgaben, die 
Befristung und regelmäßige Prüfung sind nicht nur ein fachliches Qualitätsmerkmal, 
sie wirken sich auch auf den Finanzbedarf vorteilhaft aus.  
Trotz der hohen Arbeitsbelastung engagieren sich viele Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Ausbildung junger Menschen im Verwaltungs- und Sozialbereich.  
 
Grundlegende Voraussetzung für die Umsetzung des umfassenden 
Leistungsangebotes sowie für eine gelungene Planung und Steuerung, sind neben 
der Personalausstattung die persönliche und fachliche Kompetenz der 
Mitarbeiter/innen. Die gelungene Zusammenarbeit und vielfältige Unterstützung von 
Landkreisgremien, Leistungserbringern, Institutionen und Verwaltung spiegeln sich 
im Bericht wider. 


